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Stuttgart 21 scheitert 

Das ist die Prognose in Winfried Wolfs neu¬ 
em Buch. Dennoch, die Verantwortlichen wollen 
durchziehen - koste es, was es wolle. 
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Dreamer not welcome 

Präsident Trump will die Kinder der illegal Einge¬ 
wanderten aus ihrer Heimat vertreiben. Widerstand 
dagegen regt sich überall im Land. 
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Thema der Woche 


Diskussion zum Leitantrag 

Die Diskussion zum Leitantrag an den DKP- 
Parteitag beginnt in dieser Ausgabe mit drei 
Beiträgen: Eine Kritik am Konzept der anti¬ 
monopolistischen Strategie von Inge und Ha¬ 
rald Humburg aus Hamburg. Wolf-Dieter Gu- 
dopp (Frankfurt) legt Wert auf den Begriff der 
machtpolitischen Interessen, besonders in Be¬ 
zug zu Russland. Herbert Münchow (Leipzig) 
hält unter anderem die Rolle der DKP im Leit¬ 
antrag für völlig unterbelichtet und vermisst 
die Anschaulichkeit der Darstellung. 
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Vonovias Goldgrube 

Modernisierungen machen Wohnen teurer 



Im Gebäude links wurden sie bereits erfolgreich verdrängt, die unerwünschten Billig-Mieter. 


er Bundestagswahlkampf läuft 
auf Hochtouren, nur die Woh¬ 
nungspolitik spielt dabei eine 
untergeordnete Rolle. Und das, obwohl 
tausende Menschen in unserem Land 
von den ständig steigenden Mieten be¬ 
troffen sind. 

Der Stadtteil Katernberg im Esse¬ 
ner Norden zählte bislang nicht gerade 
zu den trendigen Stadtteilen mit hippen 
Lokalen und Gentrifizierung. Geprägt 
ist dieser Arbeiterstadtteil vom Berg¬ 
bau, hoher Arbeitslosigkeit, vielen Na¬ 
tionalitäten und ergrauten Häuserzei¬ 
len aus den 50er und 60er Jahren. Aber 
selbst in diesen Vierteln haben Vono- 
via, LEG und andere Firmen Goldgru¬ 
ben ausgemacht. Die Bodenschätze 
liegen nicht unter, sie stehen auf der 
Erde. Mit Hilfe des Modernisierungs¬ 
paragraphen 559 BGB bereichern sich 
die Immobilienfirmen in der Breite 
auch in den sogenannten B- und C- 
Lagen. Etwa 400 Modernisierungen in 
einer einzigen Siedlung führt Vonovia 
derzeit durch. Saftige Mieterhöhungen 
sind die Folge. Für viele unbezahlbar. 
In Katernberg herrscht Verunsiche¬ 
rung, aber auch Wut. Bei einer Mieter¬ 
versammlung mit Vonovia-Vertretern 
im Mai wurde es so laut, dass die Ver¬ 
anstaltung nach einer Stunde abgebro¬ 
chen werden musste. 

Wenn wir als Kommunisten an die¬ 
ser Stelle mit der Frage von Grund und 
Boden bei den Mieterinnen und Mie¬ 
tern aufschlagen, so ist sie zwar rich¬ 
tig, kann aber nicht das Spannungs¬ 
feld zwischen Individualinteressen des 
Einzelnen und Massenwirksamkeit be¬ 
dienen. Dass das Privateigentum das 
Grundübel der Ausbeutung in allen 
Ausprägungen ist, ist zu weit weg von 
der Lebensrealität der Betroffenen. 
Zwar betreibt der Deutsche Mieter¬ 
bund entsprechende Lobbyarbeit und 
fordert ebenfalls die langfristige Strei¬ 
chung des § 559 BGB, den notwendi¬ 
gen Druck von der Straße erhöht das 
nicht. Die Lobbyarbeit der Vermieter 


zeigt größere „Erfolge“, eine solche 
Goldgrube will man sich ungern ver¬ 
schließen lassen. 

Eigentlich alle großen und mitt¬ 
leren Wohnungsunternehmen unter¬ 
schiedlicher Couleur haben mittlerwei¬ 
le festgestellt, dass Modernisierungen 
sich für die Steigerung der Profite aus 
der Miete besonders gut eignen, auch 
in weniger bevorzugten Lagen. 11 Pro¬ 
zent der Kosten einer Modernisierung 
können pro Jahr auf die Miete umge¬ 
legt werden. In vielen Fällen werden 
dann plötzlich 2 bis 3 Euro pro Qua¬ 
dratmeter mehr Miete fällig, im Rah¬ 
men von Luxussanierungen auch deut¬ 
lich mehr. Das ist zwar Bundespolitik, 
aber auch Lokalpolitiker freut dies, 
sehen sie doch allein den Vorteil, dass 
der Stadtteil endlich aufgewertet wird, 
mehr solvente Mieterinnen und Mieter 
einziehen. Daneben hat die neue Lan¬ 
desregierung in NRW angekündigt, alle 
Fortschritte zum Schutz der Mieter, die 
in den letzten Jahren erreicht wurden, 


abzuschaffen - sozusagen die Fortset¬ 
zung des fatalen wohnungspolitischen 
Kurses der letzten schwarz-gelben Re¬ 
gierungskoalition unter Rüttgers. 

Mittlerweile werden ganze Sied¬ 
lungen modernisiert, deren Bewohner¬ 
schaft ursprünglich günstige Mieten zu 
zahlen hatte. Dieser bezahlbare Wohn- 
raum fällt zukünftig weg. Mit dem stän¬ 
dig sinkenden Bestand an Sozialwoh¬ 
nungen führt das dazu, dass immer 
mehr Menschen ernsthafte Probleme 
haben, bezahlbaren Wohnraum zu fin¬ 
den. Zwar lässt das Mietrecht Wider¬ 
sprüche wegen sozialer Härte zu, de¬ 
ren Durchsetzungsfähigkeit ist aber eng 
begrenzt. 

Die Profite dagegen sind enorm. Bei 
11 Prozent Umlage pro Jahr, haben die 
Wohnungsgesellschaften ihre Investiti¬ 
onen bei der derzeitigen Zinslage nach 
etwas mehr als 10 Jahren komplett wie¬ 
der raus. Danach bleibt die Miete hoch, 
es entsteht ein satter Reingewinn. Die¬ 
sen riesigen Widerspruch zwischen der 


individuellen Katastrophe auf der ei¬ 
nen Seite und den riesigen Profiten auf 
der anderen Seite verstehen die Men¬ 
schen sehr schnell. Jahrelang wurde an 
ihren Wohnungen gar nichts getan. 

Für die Mieter bleibt daher kaum 
eine andere Wahl, als für die Abschaf¬ 
fung des dafür verantwortlichen § 559 
BGB zu streiten. Mit dem Kampf um 
die Abschaffung drängt sich die Frage 
nach der Beschränkung von Profiten 
zwangsläufig auf und wir sind mitten 
in der Debatte über gesellschaftliche 
Alternativen, inklusive der nach dem 
Privateigentum an Grund und Boden. 
Genau da wollen wir hin. Dann ergeben 
sich die weiteren Forderungen z.B. nach 
mehr sozialem Wohnungsbau ohne 
Bindungsende und einer Wohnraum¬ 
versorgung durch die öffentliche Hand. 

Der Wohnungs“markt“ versagt, und 
zwar permanent. Folglich gehört auch 
das Eigentum an Grund und Boden in 
öffentliche Hand. 

Siw Mammitzsch 


Solidarität 

Nach dem Sturm: Kuba helfen 

Nachdem der Hurrikan „Irma“ in der 
vergangenen Woche große Gebiete im 
Norden und Osten Kubas verwüstet 
hat, hat die DKP 5 000 Euro Sofort¬ 
hilfe nach Kuba überwiesen. 



Küstenwache in der Innenstadt: 

Am vergangenen Sonntag bringt 
ein Helfer im Zentrum von 
Havanna ein Kind ins Trockene. 

Ende vergangener Woche hatte 
der Sturm in Kuba Häuser zerstört, 
die Stromversorgung unterbrochen 
und nach Angaben des kubanischen 
Zivilschutzes zehn Menschen getötet. 
Die kubanischen Behörden hatten zu¬ 
vor über eine Million Menschen in Si¬ 
cherheit bringen lassen und die Nach¬ 
barländer im Kampf gegen den Hurri¬ 
kan unterstützt. 

Die „Freundschaftsgesellschaft 
BRD-Kuba“ stellte fest, dass der auch 
im Vergleich zu den USA vorbildliche 
Katastrophenschutz Kubas zeige, dass 
in der sozialistischen Gesellschaft „der 
Mensch im Mittelpunkt steht und die 
Kosten für die notwendigen Schutz¬ 
maßnahmen keine Rolle spielen“. Der 
Parteivorstand der DKP hat deshalb 
auf seiner Sitzung am Wochenende 
aufgerufen zu spenden: „Jetzt ist es 
an der Zeit, Kuba seine Solidarität 
zurückzugeben“! 

Bericht auf Seite 7 

Spenden nach Kuba für den Wieder¬ 
aufbau nach dem Sturm: 

DKP-Parteivorstand 
GLS-Bank | BIC: GENODEM1GLS 
IBAN: DE63 4306 0967 4002 4875 01 
Stichwort: Solidarität mit Kuba 


Konzernspitzen nicht mit Samthandschuhen anfassen 

DKP-Parteivorstand konstatiert Rechtsentwicklung auch der Justiz 


Die über den Justizapparat vorgetra¬ 
gene Entwicklung nach rechts und der 
„Dieselskandal“ waren Themen der 
10. Parteivorstandstagung der DKP 
am vergangenen Wochenende in Es¬ 
sen. „Der staatsmonopolistische Ka¬ 
pitalismus führt ein neues Lehrstück 
auf“, sagte der Parteivorsitzende Pat- 
rik Köbele. Das aktuelle Dieselprob¬ 
lem der Autoindustrie sei aber auch 
ein Negativbeispiel dafür, wie eine be¬ 
triebliche und gewerkschaftliche Ein¬ 
bindung funktioniert. Angesichts von 
allein 24 Milliarden Dollar Strafen in 
den USA und weiteren zig Milliarden 
„Rückstellungen“, die doch nichts an¬ 
deres seien als vorenthaltene Löhne 
und Gehälter könne eine vom VW- 
Betriebsrats vor sitzenden Osterloh in¬ 
itiierte „Unterschriftensammlung“ nur 
wie ein Kalauer wirken. Die DKP sei 
auch „für die Verteidigung des VW- 
Gesetzes und die besondere Rolle des 
Landes Niedersachsen im Gesamtpool 
der Aktionäre“, sagte Köbele. Sie er¬ 
warte aber auch, dass die damit ge¬ 


geben besseren Verhandlungsbedin¬ 
gungen für die IG Metall und die Be¬ 
triebsräte anders genutzt würden als 
mitzuhelfen, die kriminellen Machen¬ 
schaften totzuschweigen und die räu¬ 
berischen Spitzenleute im Konzern mit 
Samthandschuhen anzufassen. 

Der Parteivorstand konstatierte 
eine neue Tendenz, die in der Justiz 
um sich greift. In der Vergangenheit 
war es doch meist so, sagte Köbele, 
dass die Justiz meist ein Überziehen 
der Staatsorgane zumindest etwas ab¬ 
milderte. Die Exekutive sei also tat¬ 
sächlich manchmal gezähmt worden, 
wenn sie zu stark überzog. Dies schei¬ 
ne nun flächendeckend verloren zu ge¬ 
hen. Die Rolle der Justiz in Hamburg 
während des G20-Gipfels sei eine 
andere gewesen, und die ersten Skan¬ 
dalurteile danach deuteten ebenfalls 
in diese Richtung. Nehme man die 
bewusste Nichtaufklärung der Rolle 
von Staatsorganen beim NSU-Terror 
zu den genannten Erscheinungen hin¬ 
zu, dann liege auf der Hand, dass wir 


es bei Demokratieabbau, Rechtsent¬ 
wicklung mit einer neuen Qualität zu 
tun haben. 

Zur aktuell zunehmenden Kriegs¬ 
gefahr auf der koreanischen Halbinsel 
erinnerte Köbele an den von den USA 
inszenierten, im Sommer 1950 begon¬ 
nen Krieg gegen die sich gerade entwi¬ 
ckelnde sozialistisch orientierte Volks¬ 
wirtschaft des Nordens. Auch heute 
wolle der US-Imperialismus verhin¬ 
dern, dass sich China und Russland 
bei Wahrung ihrer jeweils sehr un¬ 
terschiedlichen Entwicklungswege 
zu einem strategischen Bündnis zu¬ 
sammenschließen, das den Hegemo- 
nialabsichten und Weltmachtplänen 
des US-Imperialismus widerspreche. 
Erst die Entmilitarisierung der kore¬ 
anischen Halbinsel und vor allem der 
Abzug der US-Truppen könnten eine 
Chance für eine nichtmilitärische und 
nichtkonfrontative Politik der friedli¬ 
chen Koexistenz eröffnen. 

„Die DKP begrüßt das militäri¬ 
sche Eingreifen der Russischen Fö¬ 


deration in Syrien als erfolgreichen 
Versuch, den „Islamischen Staat“ zu 
bekämpfen, und als Verteidigung des 
in der UN-Charta festgeschriebenen 
Rechts der Staaten auf Selbstbestim¬ 
mung und Nichteinmischung“, stellte 
Günter Pohl, Internationaler Sekretär 
der DKP, in seinem Referat fest. Die 
DKP verteidige sowohl die territoriale 
Integrität der Staaten der Region als 
auch das Recht des kurdischen Volks 
auf Selbstbestimmung innerhalb Sy¬ 
riens und sie verteidige „das Recht 
der Russischen Föderation auf eine 
friedliche Entwicklung und sichere 
Westgrenzen“. Die so formulierten 
außenpolitischen Positionen trafen 
auf Zustimmung. Widerspruch (von 
einer Minderheit der Anwesenden) 
gab es aber gegen die Aussage Pohls, 
die DKP bewerte die Russische Föde¬ 
ration nicht als imperialistische Macht. 
(Pohls Referat erscheint in der nächs¬ 
ten UZ-Ausgabe) 

Der Parteivorstand lehnte mit 
großer Mehrheit (gegen eine bzw. 


zwei Stimmen) zwei Anträge ab, die 
auf eine Verschiebung oder Aufhe¬ 
bung der in der 9. Tagung verabschie¬ 
deten Beschlüsse zielten. (Auflösung 
des Bezirks Südbayern und Antrag 
an den nächsten Parteitag, die Unver¬ 
einbarkeit der Parteimitgliedschaft 
mit der Mitgliedschaft im so genann¬ 
ten „Netzwerk“ festzustellen). Köbe¬ 
le sagte, die Beschlüsse der 9. PV-Ta- 
gung seien nichts anderes als ein Mo¬ 
ratorium. Die „Netzwerker“ könnten 
dem Parteitag erklären, ob sie die Ar¬ 
beit des Netzwerkes fortsetzen wollen 
oder nicht, und der Parteitag werde 
dann damit umgehen. 

Der Parteivorstand billigte ein¬ 
stimmig die Ernennung von Lars 
Mörking zum stellvertretenden Chef¬ 
redakteur der UZ. Er wird laut diesem 
Beschluss nach dem 22. Parteitag Lu- 
cas Zeise als Chefredakteur der Zei¬ 
tung nachfolgen. (Auszüge aus Köbe- 
les Rede S. 12, Veränderungen in der 
UZ-Redaktion S. 15) 

Lucas Zeise 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Piloten von Air Berlin 
melden sich krank 

Piloten der insolventen Fluggesell¬ 
schaft Air Berlin meldeten sich kol¬ 
lektiv krank, so dass es am Dienstag 
zu Flugausfällen kam. Es seien „au¬ 
ßergewöhnlich viele Krankmeldun¬ 
gen im Cockpit“, sagte ein Sprecher 
von Air Berlin laut „Tagesspiegel“. 
Allein am Flughafen Berlin-Tegel 
fielen demnach etwa 20 Flüge aus. 
Ähnliche Auswirkungen hatten die 
Krankmeldungen am Flughafen 
Düsseldorf. Ursache soll eine Aus¬ 
einandersetzung über den Über¬ 
gang von Piloten der insolventen 
Airline auf den potenziellen neu¬ 
en Käufer sein. Wolfgang Fleischer, 
stellvertretender Betriebsrats-Chef 
Technik bei Air Berlin, sprach von 
einer nachvollziehbaren Überre¬ 
aktion der Piloten. Die Gewerk¬ 
schaft ver.di schloss nicht aus, dass 
es auch bei anderen Beschäftigten 
zu Krankmeldungen kommen kön¬ 
ne, rief aber die Beschäftigten dazu 
auf, den Flugbetrieb weiter aufrecht 
zu erhalten, um ihre Arbeitsplätze 
nicht zu gefährden. 

ver.di-Vorstandsmitglied Chris¬ 
tine Behle sagte zu den Verhandlun¬ 
gen mit möglichen Käufern von Air 
Berlin: „Wir fordern die Investoren 
auf, transparent zu agieren und sich 
zu den Beschäftigten von Air Berlin 
zu bekennen. In allen Gesprächen 
rund um die insolvente Air Berlin 
geht es um wirtschaftliche Interes¬ 
sen, aber nicht um die Arbeitsplätze 
von mehr als 8 000 Beschäftigten“. 

Hygiene unerwünscht 

Die Vereinte Dienstleistungsgewerk¬ 
schaft ver.di hatte für letzten Diens¬ 
tag die Beschäftigten aufgerufen, die 
Desinfektion ihrer Hände so durch¬ 
zuführen, wie es vorgeschrieben ist. 
Je nach Anzahl der zu versorgenden 
Patienten nimmt das pro Schicht bis 
zu zwei Stunden in Anspruch. Die 
Aktion steht beispielhaft für all die 
Aufgaben, die aufgrund des Perso¬ 
nalmangels nicht oder nur nur un¬ 
zureichend erledigt werden können. 

„Bereits in den frühen Morgen¬ 
stunden musste die Aktion in eini¬ 
gen Krankenhäusern abgebrochen 
werden, weil die Arbeitgeber nicht 
bereit waren, mehr Personal einzu¬ 
setzen“, so ver.di in einer Pressemit¬ 
teilung. In einigen Häusern hätten 
Arbeitgeber mit Repressionen ge¬ 
droht, sollten sich die Beschäftigten 
an der Aktion beteiligen. Zudem sei 
auf Hygieneschulungen, Hygiene¬ 
beauftragte oder bedauerliche Ein¬ 
zelfälle verwiesen worden. 

Der Aktionstag ist Teil der Be¬ 
wegung für mehr Personal und Ent¬ 
lastung im Krankenhaus. Bundes¬ 
weit fehlen in den Krankenhäusern 
162 000 Stellen, davon allein 70 000 
in der Pflege. 

EZB-Geldpolitik 

unverändert 

Die Europäische Zentralbank 
(EZB) verändert ihren geldpoliti¬ 
schen Kurs vorerst nicht - trotz zu¬ 
nehmender Forderungen nach ei¬ 
nem Einstieg in den Ausstieg aus 
der Geldflut. Der EZB-Rat bekräf¬ 
tigte letzte Woche in Frankfurt die 
bisherige expansive Ausrichtung. 
Der Leitzins im Euroraum bleibt 
auf dem Rekordtief von null Pro¬ 
zent. Parken Geschäftsbanken Geld 
bei der Notenbank, kostet das die 
Institute weiterhin 0,4 Prozent 
Strafzinsen. Zudem steckt die EZB 
noch bis mindestens Ende Dezem¬ 
ber 2017 Monat für Monat 60 Milli¬ 
arden Euro in den Kauf von Staats¬ 
und Unternehmensanleihen. 
Spekuliert worden war, ob EZB- 
Präsident Mario Draghi zumindest 
Andeutungen zu einem Einstieg in 
den Ausstieg aus der ultralockeren 
Geldpolitik machen würde. Nach 
der Juli-Sitzung des EZB-Rates hat¬ 
te Draghi angekündigt, das Gremi¬ 
um werde ab Herbst über mögliche 
Kursänderungen diskutieren - auf 
Grundlage der neuesten Prognosen 
zur Entwicklung von Konjunktur 
und Inflation im Euroraum. 


Bei Reisenden beliebt 

Der Osten boomt - laut Bundesregierung 



Schön, weil menschenleer:Thüringen. 


E ins beruhigt: An Weitschweifig¬ 
keit leiden nicht nur Kommunis¬ 
ten. Gegen den „Jahresbericht der 
Bundesregierung zum Stand der Deut¬ 
schen Einheit 2017“ der im September 
vorgelegt wurde, liest sich der „Leit¬ 
antrag des Parteivorstandes an den 
22. Parteitag der DKP“ wie ein span¬ 
nender Abendkrimi. Während aber 
das letzte Dokument gesellschaftliche 
Entwicklungen abbildet, um eine po¬ 
litische Strategie zu entwickeln, zählt 
das erste zu den Mitteln der Herrschaft 
durch Einschläferung. Wer sein demo¬ 
kratisches Recht auf Information wahr¬ 
nehmen möchte, sollte sich eine Kan¬ 
ne Kaffee bereitstellen und muss sich 
durch endlose Darstellungen von För¬ 
derprogrammen arbeiten, mit denen 
die Regierung ihren Dienst am Volk 
zu erfüllen vorgibt. 

Wer es bis zu den Fakten geschafft 
hat, steht immer noch vor dem Problem, 
dass die Aussage einer Statistik ers¬ 
tens von ihrer Interpretation abhängt 
und zweitens mit dem wahren Leben 
nicht viel zu tun hat. Aber wir erfah¬ 
ren: „Obgleich sich die Wirtschaftskraft 
zwischen Ost- und Westdeutschland in 
den letzten Jahren weiter angenähert 
hat, beträgt der durchschnittliche Ab¬ 
stand 2016 noch 27 Prozent.“ Und um 
die Angleichung zwischen Osten und 
Westen Deutschlands, die in bürgerli¬ 
chen Medien herbei geschrieben wird, 
zu verstehen, folgt die Feststellung: 
„Die Verringerung dieses Abstandes 
hat sich in den letzten 1Jahrzehnten 
erheblich verlangsamt.“ 

In den Details steckt bekanntlich 
der Teufel. So lesen wir: „Einigen ost¬ 
deutschen Regionen, wie z.B. Jena und 
Leipzig, ist es bereits gelungen, west¬ 
deutsche Regionen bei der Wirtschafts¬ 
kraft zu überholen.“ Und: „Eine wich¬ 
tige Voraussetzung für wirtschaftliche 
Entwicklung und Konvergenz ist die 
Entstehung neuer Unternehmen. Ge¬ 
rade innovative Start-ups verfügen 
über ein hohes Wachstumspotenzial. 
Daher kommt der Existenzgründung 
in Ostdeutschland eine besondere Be¬ 
deutung zu.“ Start-ups ist die vornehme 
Bezeichnung für eine ironische Parole, 
die der Liedermacher Fanny van Dan¬ 
nen der jungen deutschen Bourgeoisie 
2003 auf den Weg gab: „Baut kleine 
geile Firmen auf.“ Gemeint sind damit 
v.a. Unternehmen, deren Gründer die 
Auslagerung von Produktionsprozessen 
westdeutscher Monopole und die wid¬ 
rigen Verhältnisse des Arbeitsmarktes 
als Wettbewerbsvorteil für sich nutzen. 
Was als selbstständig innovative Exis¬ 
tenzgründung daherkommt, fungiert 


oft als verlängerte Werkbank des Mo¬ 
nopolkapitals, auf der prekäre Arbeits¬ 
verhältnisse durchgesetzt werden. Mit 
einer gesicherten Beschäftigung, wie 
man sie in Produktionsbereichen West¬ 
deutschlands kennt, die noch von ei¬ 
nem relativ hohen Organisationsgrad 
der Belegschaft geprägt sind, hat das 
sehr wenig zu tun. Ergänzt man dazu, 
dass in keiner Region Deutschlands so 
viele Callcenter und Leiharbeitsfirmen 
beheimatet sind wie im Raum Halle- 
Leipzig, die ihre Arbeitskräfte unter di¬ 
rekter Zusammenarbeit mit Jobcentern 
auffüllen, ergibt sich ein nüchternes Bild 
der angeblichen Wirtschaftskraft in Ost¬ 
deutschland. 

Das hat Auswirkungen auf die Le¬ 
bensverhältnisse, die in den Statistiken 
kaum zur Geltung kommen: „In Ost¬ 
deutschland stiegen die Bruttodurch¬ 
schnittslöhne der Beschäftigten um 40 
Euro auf 2 640 Euro, in Westdeutsch¬ 
land um 20 Euro auf 3 230 Euro.“ Die 
Leser der UZ mögen sich und ihre Mit¬ 
menschen selbst fragen, wer das wirk¬ 
lich verdient. Schon der Bericht der 
Regierung gibt Anhaltspunkte zum 
Verständnis: „Da in Ostdeutschland 
(...) die Tarifbindung geringer und der 
Niedriglohnbereich größer ist, hat der 
Mindestlohn in den ostdeutschen Bun¬ 
desländern eine deutlich stärkere Ver¬ 


breitung.“ Das ist nett formuliert, und 
heißt: Während im Westen vier Prozent 
der Beschäftigten zu Mindestlohn ar¬ 
beiten, sind es im Osten acht. Auf¬ 
schlussreich ist auch: „Der Anteil der 
sozialversicherungspflichtig Beschäf- 
tigten, die in Teilzeit tätig sind, liegt in 
Ostdeutschland höher als im Bundes¬ 
durchschnitt (insgesamt: 27,2 Prozent, 
Ost: 29,2 Prozent).“ Das also ist des 
Pudels Kern bei der Erfolgsmeldung: 
„Die Zahl der sozialversicherungs¬ 
pflichtig Beschäftigten in Ostdeutsch¬ 
land ist von 2015 bis 2016 um 1,9 Pro¬ 
zent auf fast 5,9 Millionen Personen 
angestiegen.“ „Damit wurde in Ost¬ 
deutschland der höchste Stand seit der 
Wiedervereinigung erreicht.“ 

Dass unter solchen Bedingungen 
keine Rede von einem Bevölkerungszu¬ 
wachs, einer Verringerung der Überal¬ 
terung oder einer finanziellen Absiche¬ 
rung der Kommunen sein kann, wird im 
Jahresbericht deutlich. Eine Prognose 
zur Angleichung der Lebensverhältnis¬ 
se gibt es im Bereich der Renten - al¬ 
lerdings erst für das Jahr 2024.34 Jahre 
nach der Wiedervereinigung soll damit 
die Lebensleistung der Menschen in 
West- und Ostdeutschland gleichwer¬ 
tig vergütet werden. 

Doch Undank ist der Welten 
Lohn, auch für die Bundesregierung 


von ihren renitenten ostdeutschen 
Untertanen, die nicht von ihrer Er¬ 
innerung an sozial gerechte Lebens¬ 
verhältnisse in der DDR lassen kön¬ 
nen. Folgerichtig besteht „bei der 
Aufarbeitung der SED-Herrschaft 
und der bis heute nachwirkenden 
Folgen von 40 Jahren Diktatur in der 
DDR (...) nach wie vor Handlungs¬ 
bedarf“. Dieser nimmt viel Raum 
im Jahresbericht ein und treibt Blü¬ 
ten wie: „Zwar sind Einzelfälle von 
Zwangsadoptionen in der DDR do¬ 
kumentiert, es liegen aber keine ge¬ 
sicherten Erkenntnisse über ein sys¬ 
tematisches SED-Unrecht vor.“ Die 
Ungeheuerlichkeit, dass die histori¬ 
sche Wahrheit der in sie gesteckten 
Erwartungen nicht nachkommt, muss 
natürlich beseitigt werden - durch ein 
Forschungsproj ekt. 

Zum Schluss bleibt von der Anglei¬ 
chung des Ostens nur, dem spalteri¬ 
schen Gezänk einen positiven Gedan¬ 
ken nationaler Versöhnung entgegen 
zu halten. Aus den zahlreichen Flos¬ 
keln, mit denen die Bundesregierung 
unsere ostdeutschen Herzen erfreut, 
sei diese zitiert: „Der Osten Deutsch¬ 
lands bleibt bei den Reisenden be¬ 
liebt.“ Also besuchen Sie uns. Denn es 
ist schlimmer, als es aussieht. 

Roman Stelzig 


Job-Kahlschlag in der Saarschmiede 

DKP fordert Zukunftskonzept: Vergesellschaftung statt Entlassungen 


2010 wurde die neue Saarschmiede, die 
in Völklingen Turbinen- und Generato¬ 
renwellen für Atom- oder Kohlekraft¬ 
werke herstellt, in Betrieb genommen. 
Die Investition von 450 Millionen Euro 
wurde damals von den Führungen des 
Unternehmens und der Saar-Politik als 
Zukunftsinvestition und Garant neu¬ 
er Arbeitsplätze gerühmt. Die Bilanz 
heute lautet: Fehlinvestition! Schon 
seit Jahren schwelt zwischen den Be¬ 
schäftigten der Schmiede und den „An¬ 
zugträgern“ in der Führungsetage die 
Auseinandersetzung über die Zukunft, 
wie Vertrauensleute berichten. Immer 
wieder wurde von der Belegschaft und 
der IG Metall ein Zukunftskonzept für 
die Schmiede gefordert. Das jetzt von 
der Geschäftsführung verkündete „Zu¬ 
kunftskonzept“ lautet schlicht: Stillle¬ 
gen, einmotten, vernichten von Arbeits¬ 
plätzen. 

Zu Recht machten über 500 Be¬ 
schäftigte der Saarschmiede ihrem 
Unmut und ihrer Wut über die alterna¬ 
tivlos auf Abbau gerichtete Entschei¬ 
dung der Unternehmer Luft. Von rund 
850 Arbeitsplätzen sollen 460 über die 
„Klinge springen“, die Schmiede-Be- 


schäftigen und ihre Familien fürchten 
um ihre Existenz. 

Erneut zeigt sich: Der Kapitalismus 
ist das Problem. Das kapitalistische Ei¬ 
gentum an den Produktionsmitteln ga¬ 
rantiert entgegen den herrschenden 
Standardbehauptungen keine sicheren 
Arbeitsplätze. Am Beispiel der Saar¬ 
schmiede wird auch deutlich, dass sich 
kapitalistische Unternehmensentschei¬ 
dungen am kurzfristigen Profit orientie¬ 
ren. Schon im Jahr 2010 war klar, dass der 
Atomausstieg früher oder später kommt 
und die Zeit der Großkraftwerke mittel- 
und langfristig auslaufen wird. Nach dem 
Motto „Augen zu und durch“ drückten 
die Konzerne des Energie-Industrie-Sek- 
tors ihre Profitinteressen durch. 

Die Schmiede ist ein Element der 
Stahlindustrie im Saarland. Bereits in 
der Krise im Jahr 2016 forderte die 
DKP ein Zukunftskonzept für die ge¬ 
samte Stahlindustrie, mit dem Standor¬ 
te und Arbeitsplätze sicherer gemacht 
werden können. Dazu gehört auch 
eine gesamtgesellschaftliche Planung 
an Stelle der Konkurrenz des mörde¬ 
rischen kapitalistischen Marktes, der 
Standorte und Arbeitsplätze gefährdet. 


Unser Saalland 


hat ein Herz 


aus Stahl. 
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Es geht in der Stahlkrise auch um 
die Existenz der Saar stahl AG als ei¬ 
genständiges Unternehmen. In einem 
Leitartikel der „Saarbrücker Zeitung“ 
wird wieder die „Deutsche Stahl AG“ 
ins Gespräch gebracht. Stahlgiganten 
wie Thyssen-Krupp und andere stehen 
in den Startlöchern, um eine Großfu¬ 
sion zu erreichen, bei der auch Saar¬ 
stahl geschluckt würde. Im Zuge einer 
Fusion würde die Stahl-Holding-Saar 
als „saarländische Lösung“, die privat¬ 
kapitalistischen Eigentümerinteressen 
ein Dorn im Auge ist, beiseite geräumt 
werden. 

Zu diesen Herausforderungen in 
der Stahlindustrie muss die IG Metall 
ein eigenes Forderungsprogramm ent¬ 
wickeln und den Zustand beenden, nur 


ein Opfer der Unternehmensentschei¬ 
dungen zu sein. 

Erneut werden Arbeitsplätze im in¬ 
dustriellen Kernbereich des Saarlandes 
kaputt gemacht. Der arbeitsmarktpoli¬ 
tische Kahlschlag im Land geht weiter. 
Die Landesregierung und die Regie¬ 
rungsparteien haben kein Konzept da¬ 
gegen. Von der Landesregierung fordern 
wir neben eigenen Anstrengungen Ini¬ 
tiativen an den Bundesrat, um die Ar¬ 
beitsplätze im Saarland in Verbindung 
mit einem Zukunftskonzept zu sichern. 

Die DKP erneuert in dieser Situati¬ 
on ihre Forderung nach Vergesellschaf¬ 
tung der Stahlindustrie und anderer 
Schlüsselindustrien unter demokrati¬ 
scher Kontrolle. Investitionsentschei¬ 
dungen müssen demokratisch unter 
Mitwirkung der Belegschaften und 
Gewerkschaften kontrolliert werden. 

Die DKP Saarland hat den Be¬ 
schäftigten der Saarschmiede in ihrem 
Kampf gegen Entlassungen ihre volle 
Solidarität versichert; allen Betroffe¬ 
nen müssen adäquate Ersatzarbeits¬ 
plätze in saarländischen Betrieben der 
Saarstahl AG angeboten werden. 

Fred Herger 
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Wer braucht schon einen Schlosspark? S2i-Baustelle am Hauptbahnhof in Stuttgart. 

Stadtkern den Banken 

Winfried Wolf prognostiziert Scheitern von Stuttgart 21 


Volkswagen „meldet ab“ 

So nennt der Konzern die Entlassung der Leiharbeiter 


S tuttgart ist Großbaustelle und wird 
es auf Jahre bleiben. Die Bauarbei¬ 
ten für „Stuttgart 21“ (S21), also die 
Verlegung der Bahngleise in den Unter¬ 
grund, das Verschwinden des Kopfbahn¬ 
hofes und seines umfassenden Gleisnet¬ 
zes aus der Innenstadt und die damit 
verbundene Gewinnung von Flächen 
zu Spekulationszwecken, werden wohl 
noch im Alltagsverstand als Sinnbild 
für Gigantomanie und deutsche Fehl¬ 
planungskompetenz stehen, wenn Elb¬ 
philharmonie und der Berliner Flugha¬ 
fen längst in Vergessenheit geraten sind. 

Winfried Wolf fasst in seinem neu¬ 
en Buch „abgrundtief + bodenlos“ die 
ganze Geschichte des Profit-Projekts 
Stuttgart 21 zusammen. Er beschreibt 
und dokumentiert die ökonomischen 
Kräfte, die dieses Milliarden verschlin¬ 
gende Projekt auf den Weg gebracht 
haben, die „alternative facts“ der ver¬ 
kehrstechnischen Verbesserungen und 
die wahren Ambitionen dieses Projekts, 
und schließlich die Geschichte der gran¬ 
diosen Proteste dagegen. Etliche, auch 
wenig bekannte Hintergründe werden 
im Buch beleuchtet, Wolf hat minutiös 
recherchiert. 

Beginnen wir mit der Geschich¬ 
te: Bereits die Nazis hatten Pläne zur 
Auflassung des Kopfbahnhofs, die aber 
mit dem Hinweis „nur für den Dienst¬ 
gebrauch“ versehen in der Schublade 
verschwanden. Am 18. April 1994 - sin¬ 
nigerweise dreieinhalb Monate nach 
Gründung der Deutschen Bahn AG - 
wurde das Projekt „Stuttgart 21“ von 
Bahnchef Heinz Dürr, Ministerpräsident 
Erwin Teufel, OB Rommel u.a. erstmals 
vorgestellt. 

Der damalige Bahnchef Dürr war, 
wie auch seine beiden Nachfolger, Hart¬ 
mut Mehdorn und Rüdiger Grube, eine 
Größe aus dem Daimler-Konzern. Dass 
S21 zu einer Optimierung des Schienen¬ 
verkehrs führen soll, widerspricht schon 
die Tatsache, dass die Privatisierung der 
Bahn der „Zurückdrängung der Schie¬ 
ne im Interesse der vorherrschenden 
Autokonzerne und der aufstrebenden 
Luftfahrtindustrie“ dient, zudem „die 
Eisenbahnen (...) in allen modernen In¬ 
dustriestaaten die größten Immobilien¬ 
besitzer“ sind, wie Wolf richtig schreibt. 
Der eigentliche Zweck der unterirdi¬ 
schen Schienen ist das Freiwerden be¬ 
baubarer Flächen. 

Winfried Hermann, seit 2011 Ver¬ 
kehrsminister von Baden-Württemberg, 
legte dar, dass es bei Projekten wie S21 
um Immobiliendeals und Bodenspeku¬ 
lation geht. Und wie es kapitalistischer 
Natur entspricht, gehen die Profite in 
private Hände, während das Baupro¬ 
jekt „mit öffentlichen Geldern bezie¬ 
hungsweise mit Geldern der in Staats¬ 
besitz befindlichen Deutschen Bahn AG 
finanziert“ wird. 

Stuttgart 21 wurde unter einer 
schwarzen Regierung entwickelt und 
durch alle nachfolgenden Regierungen 
in allen möglichen Farbkonstellatio- 
nen bis hin zu den schließlich zu Befür¬ 
wortern gewordenen Grünen durchge¬ 


peitscht. „Die Baulobby kennt bei Stutt¬ 
gart 21 keine Parteien, sondern nur noch 
S21-Befürworter“ so Wolf. 

Wolfs legt dar, weshalb Stuttgart 21 
nicht realisierbar und - wie im Unter¬ 
titel seines Buches angemerkt - sein 
Scheitern absehbar ist. Die Sicherheits¬ 
lage frappant: Der Brandschutz ist nicht 
geklärt, die Gleise weisen eine unzuläs¬ 
sige Neigung auf, die für Kinderwägen 
und Rollstuhlfahrer auf dem Bahnsteig 
zu einem sicheren Risiko werden wird. 
Auch kann der eine oder andere Zug 
sich durchaus mal selbstständig machen. 
Der durchgeführte „Stresstest“ fand un- 

Weitere Informationen: 

kopfbahnhof-21.de 
bei-abriss-aufstand.de 
Zur Information über die von Archi¬ 
tekten, Ingenieuren und Bahnex¬ 
perten vorgeschlagene und rund 6 
Milliarden Euro einsparende Alter¬ 
native „Umstieg-21“: umstieg-21.de 

ter Laborbedingungen statt. Störungen 
und ihr möglicher Dominoeffekt wur¬ 
den z.B. gar nicht erst berücksichtigt. 
Die Vervierfachung der Kosten (seit den 
ersten Berechnungen, die sich auf 2,46 
Mrd. Euro beliefen) auf mittlerweile 10 
Mrd. Euro stehen in einem umgekehrt 
proportionalen Verhältnis zur propa¬ 
gierten Leistungsfähigkeit. 

Die Halbierung der Anzahl an Schie¬ 
nen von 16 auf acht soll laut Bahn zu hö¬ 
heren Kapazitäten führen, zu fließendem 
Zugverkehr und mehr Zügen pro Tag. 
In Wirklichkeit dient die Verkleinerung 
des Schienennetzes dem Straßenverkehr. 
Und hier sei noch einmal der Hinweis er¬ 
laubt: Die letzten drei Bahnchefs kamen 
aus der Automobilindustrie. 

Winfried Wolf widmet schließlich ein 
ganzes Kapitel seines Buches den Pro¬ 
testen gegen S21. Sie trugen maßgeblich 
zur Stimmung bei, die das Forsa-Institut 
in ihrer Umfrage zu S21 mit einer Ab¬ 
lehnungsquote von 67 Prozent bezifferte 
(August 2010). Der Volksabstimmung, 
die der Polizeigewalt im Schlosspark am 
30. September 2010 und dem Schlich¬ 
tungsschauspiel mit Heiner Geißler 
folgte, ging eine immense Medienpro¬ 
paganda für das Projekt voraus. Schein¬ 
bar voneinander unabhängige Medien, 
wie die „Stuttgarter Zeitung“ und die 
„Stuttgarter Nachrichten“, wurden Teil 
der Pro-S21-Kampagne. Sie gehören zur 
quasi-monopolistischen „Südwestdeut¬ 
schen Medien Holding“. Die „Grün“ ge¬ 
führte Landesregierung hatte zudem un¬ 
terlassen, die Bevölkerung redlich über 
das Immobiliengeschäft zu informieren, 
das das Projekt S21 eigentlich ist. Die 
geleistete Vorarbeit von Medien, Politik 
und Wirtschaft fällt unter die Kategorie 
„gelenkte Demokratie“. 

In einem weiteren Kapitel bettet 
Wolf „Stuttgart 21“ in die aktuelle Kri¬ 
se des Kapitalismus ein. In der Zeit der 
Finanzkrise biete ein solches Großpro¬ 
jekt eine von vielen neuen Geldanlagen: 
„Die Profitmargen im klassischen pro¬ 
duktiven Sektor sind zu gering“, weshalb 


eine „Privatisierungsoffensive“ und eine 
„Spekulationsoffensive“ die Ökonomie 
medizinisch versorgen müssen. 

Der Versuch, aus einer weitestge¬ 
hend unbedeutenden Stadt eine Yuppie- 
Metropole - mit dem Milaneo und dem 
Bankenkomplex als Stadtkern - zu ma¬ 
chen, signalisiert die neue Sozialstruktur 
des Habens oder Nichtseins. 

Laut S21-Gegnern der Mahnwache 
gibt es derzeit ein unmerkliches Voran¬ 
schreiten der Bauarbeiten. Mittlerweile 
30 bis 40 Bauplanänderungen pro Bau¬ 
abschnitt werden von ihnen berichtet. 
Eine neue S-Bahnhaltestelle mit krum¬ 
mem Bahnsteig soll entstehen, kleine, 
leichte Bauvorhaben werden aus Scheu 
vor den großen in Angriff genommen, 
und von der neuen Bahnhofshalle ste¬ 
hen bislang lediglich zwei Kelchfüße für 
die Überdachung. Ansonsten beschränkt 
sich der Bau auf Grab arbeiten für den 
Tunnelbau. 

Doch die Tunnelarbeiten sind mit 
Risiken für Wohnhäuser verbunden. So 
sind in Gebäuden am Kriegsberg bereits 
Risse entstanden und im März 2017 ist - 
40 Minuten nach einer unterirdischen 
Sprengung - in der Kunstakademie auf 
dem Killesberg eine Decke eingestürzt. 
Die Verantwortlichen von Bahn und 
Baufirmen sehen zwischen diesen bei¬ 
den Vorgängen keinen Zusammenhang 
und sprechen von Materialermüdung 
beim Gebäude. 

Ein Sprecher des Aktionsbündnisses 
gegen S21, Norbert Bongartz, schreibt in 
einer Pressemitteilung vom 13. August 
dieses Jahres: „Dass es keinen ,Plan B‘ 
gibt für den Fall, dass dabei etwas schief¬ 
geht, zeige die Selbstüberschätzung der 
DB und, auch hier, das Versagen des auf- 
sichtführenden Eisenbahnbundesamts.“ 

Diplom-Ingenieur Hans Heydemann 
wies am 7. August auf der Montags-De¬ 
monstration der S21-Gegner auf die mit 
dem Bau zunehmende Überflutungsge¬ 
fahr hin. Das Durchschneiden aller Ab¬ 
wassersammler der Innenstadt durch 
den Bahnhofstrog erhöhe die Überflu¬ 
tungsgefahr im Stuttgarter Kessel im¬ 
mens. 

Was die steil ansteigenden Kosten 
des Projekts anbelangt, so sind diese bis 
zur Eröffnung des Bahnhofs kalkuliert. 
Für den anschließenden Rückbau der 
alten oberirdischen Gleisanlage liegt 
noch kein Finanzierungsplan vor, d.h. 
die Schröpfung der Bevölkerung geht 
auch nach Fertigstellung des Bahnhofs 
noch weiter. 

Ein S21-Gegner fasst zusammen: Es 
zählen keine Argumente mehr. Das Pro¬ 
jekt wird entgegen aller Vernunft und 
Physik blindwütig weitergebaut und 
man ist - wie der neue Bahnchef Ri¬ 
chard Lutz in Wolfs Buch zitiert wird - 
„finster entschlossen, dieses Projekt zu 
Ende zu führen“. 

Andreas Grimm 

Winfried Wolf: abgrundtief + bodenlos. 
Stuttgart 21 und sein absehbares Schei¬ 
tern. PapyRossa Verlag, Köln 2017. Zu be¬ 
ziehen über: neue-impulse-verlag.de 


Für die Kolleginnen und Kollegen in 
der Leiharbeit bei „AutoVision“ gibt es 
keine Zukunft mehr beim Mutterkon¬ 
zern Volkswagen. Ihre Jobs enden spä¬ 
testens Ende Dezember, für die meis¬ 
ten sogar schon am 31. Oktober dieses 
Jahres. Warum zahlen sie jetzt die Ze¬ 
che für die Betrügereien, für die sie am 
allerwenigsten können? 

Nicht nur in Osnabrück, auch in 
anderen Standorten werden Tausende 
Leiharbeiter der AutoVision „abge¬ 
meldet“, auf Deutsch: entweder entlas¬ 
sen oder, im besten Falle, außerhalb der 
Marke Volkswagen weitervermittelt - 
oft zu schlechteren Konditionen. Nur 
zur Erinnerung: AutoVision ist eine 
hundertprozentige Tochtergesellschaft 
von Volkswagen. 

Dabei bleibt Volkswagen im ersten 
Halbjahr 2017 „ungeachtet der De¬ 
batten um Abgaswerte und Fahrver¬ 
bote mit seiner Kernmarke VW Pkw 
auf Erfolgsfahrt“, wie die „WAZ“ sich 
ausdrückt: ein Umsatz von 39,9 Mrd. 
Euro, acht Prozent mehr als im Vorjah¬ 
reszeitraum, und ein verdoppelter ope¬ 
rativer Gewinn von 1,8 Mrd. Euro nach 
0,9 Mrd. Euro im Vorjahreszeitraum. 
Finanzchef Arno Antlitz: „Wir kom¬ 
men dank strikter Kostendisziplin und 
einer kontinuierlichen Steigerung der 
Produktivität auf dem Weg zu wettbe¬ 
werbsfähigen Kostenstrukturen plan¬ 
mäßig voran“. 

„Ausatmen“ nach Peter Hartz 

Genau das ist der entscheidende Punkt: 
die „kontinuierliche Steigerung der 
Produktivität“ soll durch drastischen 
Personalabbau vorangetrieben wer¬ 
den. Dazu reicht der im „Zukunfts¬ 
pakt“ vereinbarte Abbau von Stellen 
„entlang der demographischen Kurve“ 
(also durch Altersteilzeit) nicht aus. 
Mit der Entlassung von Leiharbeitern 
wird die Beschäftigungsgarantie für die 
Stammbelegschaft unterlaufen. 

Damit verändert sich die Funktion 
von Leiharbeit für Volkswagen: ging 


Privaten Autobahnbetreibern fließen 
seit fast zwei Jahren zu hohe Einnah¬ 
men aus der Lkw-Maut zu. Das berich¬ 
tet die „Süddeutsche Zeitung“, die sich 
auf „Angaben aus Regierungskreisen“ 
beruft. Danach sind dem Bundeshaus¬ 
halt bereits Mittel in zweistelliger Milli¬ 
onenhöhe entgangen, weil das Abrech¬ 
nungssystem nicht zwischen kleinen 
7,5-Tonnen- und großen Zwölf-Tonnen- 
Lkw unterscheiden kann. 

Der Finanzstreit offenbart neue 
Mängel bei der Umsetzung der be¬ 
reits Anfang 2005 für schwere Last¬ 
wagen eingeführten Lkw-Maut. Dem 
Maut-Systembetreiber „Toll Collect“ 
(unter Beteiligung der Dax-Konzerne 
Deutsche Telekom und Daimler) war 
es damals nicht gelungen, das System 
vertragsgemäß im Sommer 2003 in 
Gang zu setzen. Es wurde erst zu Be¬ 
ginn 2006 in Betrieb genommen. Über 
die dadurch entgangenen mindestens 
Hunderte Mio. Euro wird bis heute 
rechtlich gestritten. Die Verträge zwi¬ 
schen Regierung und dem Betreiber¬ 
konsortium sind nach wie vor geheim. 
Im Vergleich zu diesen Problemen sind 
die jetzt zutage tretenden Maut-Prob- 
leme relativ kleine Fische. Sie beziehen 
sich auf die „privaten Autobahnbetrei¬ 
ber“, die mittlerweile vermehrt von di¬ 
versen Landesregierungen zugelassen 
worden waren und die über die LKW- 
Maut entlohnt wurden. 

Im Oktober 2015 wurde die LKW- 
Maut auf Lieferwagen (7,5-Tonner) 
ausgedehnt. Diese zusätzlichen Ein¬ 
nahmen stehen aber nach Angaben 
des Verkehrsministeriums dem Bund 
zu. Offenkundig hat es der Bund ver¬ 
säumt, mit der Ausweitung der Maut 
auf Hunderttausende kleinere Fahr¬ 
zeuge diese neue Kategorie auch tech¬ 
nisch ausweisen zu lassen. Damit kann 


es bisher eher darum, durch Leihar¬ 
beit eine „verlängerte Probezeit“ zu 
haben, nach der aber in der Regel die 
Übernahme in den Stamm bei Volks¬ 
wagen stand, geht es jetzt um das „Aus¬ 
atmen“ einer Reservearmee, welche je 
nach Konjunkturschwankungen ein- 
oder ausgestellt wird. 

Ermöglicht hat das unter anderem 
ein gewisser Dr. Peter Hartz - erst als 
Personalvorstand bei VW, dann als 
Berater der Schröder-Regierung. Sei¬ 
ne Aufgabe bei VW: wie lassen sich die 
Lohnkosten senken, ohne sich mit ei¬ 
ner gut organisierten Belegschaft mas¬ 
siv anzulegen? Seine Lösung: Spaltung 
der Belegschaften durch Schaffung 
dieser Reservearmee außerhalb der 
Stammbelegschaft. Die Hartz-Gesetze 
haben dies Rezept auf die ganze Ge¬ 
sellschaft übertragen. 

Spaltung der Belegschaft 

„Der Schutz durch Gewerkschaft und 
Betriebsrat ist ausgehebelt, weil Leih¬ 
arbeiter und Befristete einfach nicht 
den gleichen Kündigungsschutz haben 
wie Stammbeschäftigte“, so ein Autovi- 
sioner im Interview („roter Käfer“, Juli/ 
August 2014). Und: „Gleicher Lohn ist 
gut - doch wir brauchen auch die glei¬ 
chen Rechte“ 

Auch wenn dies nicht im Einzel¬ 
betrieb und nicht kurzfristig durch¬ 
setzbar ist: eine solidarische Alterna¬ 
tive sieht anders aus. Wenn die Arbeit 
weniger wird, können entweder Men¬ 
schen entlassen (oder „abgemeldet“) 
werden - oder die Arbeit wird auf 
alle Hände verteilt, damit alle Arbeit 
behalten. Dies müsste nicht einmal, 
wie die Vier-Tage-Woche 1993 bei 
VW, durch die Beschäftigten selbst 
bezahlt werden. Angesichts der Ge¬ 
winne der großen Konzerne dürfte 
ein ordentlicher Lohnausgleich drin¬ 
sitzen. Durchsetzen können wir das 
aber nur dann, wenn wir die Spaltung 
in „Stamm“ und „Leiharbeiter“ über¬ 
winden. 


dieses Problem eindeutig dem Noch- 
Verkehrsminister Alexander D obrindt 
(CSU) angelastet werden. Dobrindt 
räumt nach Angaben der „Tagesschau“ 
ein: „Das ist relativ klar, nachdem man 
das System eingeführt hat, dass es an 
der Stelle keine scharfe Abrechnung 
geben kann, weil das System eben die 
Gewichtsklassen nicht unterscheidet.“ 
Nun müsse das auf dem Verhandlungs¬ 
wege geklärt werden - und „dieser 
Verhandlungsweg läuft“, so der CSU- 
Politiker. Im Verkehrsministerium 
versichere man, so die „Tagesschau“, 
dass der Steuerzahler am Ende nicht 
für das Geld gerade stehen müsse. Aus 
Kreisen der Autobahnbetreiber heißt 
es allerdings, diese Einschätzung sei 
zumindest gewagt. Technisch sei eine 
Trennung von leichten und schweren 
Lkw nämlich durchaus machbar, zitiert 
die ARD den Mautbetreiber „Toll Col¬ 
lect“. Man habe vom Bund allerdings 
keinen Auftrag bekommen, das auch 
zu machen. 

Das System der Straßenprivatisie¬ 
rungen, wie es von der noch amtieren¬ 
den Bundesregierung betrieben wird, 
wird durch derartige Affären im Volk 
nicht beliebter. Deshalb widerspricht 
SPD-Kanzlerkandidat Martin Schulz 
in dieser Frage der Politik seiner Par¬ 
tei und kritisiert Dobrindt. Dessen 
Vorliebe für öffentlich-private Part¬ 
nerschaften beim Straßenbau führe in 
eine Sackgasse: „Die Punkte, die wir da 
sehen, sprechen übrigens Bände dar¬ 
über, dass öffentlich-private Partner¬ 
schaft den Staat Geld kostet und dass 
es in der Bundesrepublik Deutschland 
dafür keine Notwendigkeit gibt, die öf¬ 
fentliche Infrastruktur gemischt öffent¬ 
lich-privat zu finanzieren.“ 

Wie recht er hat! 

Lucas Zeise 


Privatisierungsprobleme 

Kleine Fehlbuchungen zuungunsten der Staatskasse 
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Eine Schule für alle? 

Aus den Wahlprogrammen der Parteien 


Bildungsrepublik? 

DKP stellt konkrete Forderungen 


D as neue Schuljahr hat begonnen. 
In den Ferien wurde an vielen 
Schulen gearbeitet, nötige Repa¬ 
raturen wurden ausgeführt. Neue Leh¬ 
rer und Erzieher wurden eingestellt. 
Das reicht nicht. Vielerorts fehlt den 
Kommunen Geld, bleiben Lehrer- und 
Erzieherstellen unbesetzt. Stundenaus¬ 
fall, mangelnde Betreuung und Ausrüs¬ 
tung sind - vor allem in den Schulen 
in öffentlicher Trägerschaft - in vielen 
Regionen vorprogrammiert. Doch die 
Probleme beginnen bekanntlich bereits 
in den Kitas. 

Die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) stellte deshalb im 
Bundestagswahlkampf Anfang August 
konkrete Forderungen an die Politik. 
Die neue Bundesregierung müsse unter 
anderem ein Sanierungsprogramm für 
Schulen auflegen, den Ganztag durch 
mehr Schulsozialarbeiter verbessern 
und ein Kitaqualitätsgesetz erlassen. 
Die Gewerkschaft fordert auch eine 
höhere Entlohnung der Lehrkräfte. Die 
kommende Regierung müsse endlich 
mehr Geld in Bildung investieren (vgl. 
www.gew.de). 

Doch es gibt ein grundgesetzliches 
Hindernis. Bildung ist in Deutschland 
Ländersache. Angeblich um „im Wett¬ 
bewerb“ die besten Lösungen zu fin¬ 
den. Das wurde 2006 mit der Födera¬ 
lismusreform verschärft und ein Ko¬ 
operationsverbot festgeschrieben. D. 
h., dass sich der Bund nicht nur nicht 
in die „Bildungsangelegenheiten“ der 
Länder einmischen, sondern diese ins¬ 
besondere auch nicht finanzieren darf. 
2015 wurde das Kooperationsverbot 
zwar etwas gelockert, doch das galt 
nur für Universitäten („Exellenzstra¬ 
tegie“). Obgleich mittlerweile der Bund 
auch Geld für Schulsanierungen bereit¬ 
stellt, das aber bei weitem nicht reicht 
(der Städte- und Gemeindebund nennt 
einen Betrag von 32,8 Milliarden Euro, 
der bundesweit nötig wäre), wollen die 
Unionsparteien - folgt man ihrem „Re¬ 
gierungsprogramm 2017-2021“ - den 
Status quo nach den Bundestagswahlen 
beibehalten: Schulbildung bleibt Län¬ 
dersache. Gleichzeitig redet man von 
„gesamtstaatlicher Verantwortung“ 
und davon, dass die Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse die Gleichwer¬ 


tigkeit von Bildung voraussetze. Bun¬ 
desweit einheitliche Standards gibt es 
aber nicht, wie auch keine einheitlichen 
Lehrpläne. 

Das Wort Kooperationsverbot 
taucht übrigens - wie bei der FDP - an 
keiner Stelle im Wahlprogramm der 
Union auf. Damit aber der Bund Län¬ 
der und Kommunen unterstützen kann, 
so die GEW, muss das Kooperations¬ 
verbot auch für den Bereich der allge¬ 
meinen Bildung fallen. 

Die SPD will dementsprechend - 
wie die Grünen - das Kooperationsver¬ 
bot abschaffen. Noch deutlicher wird 
die Partei „Die Linke“: „Wir wollen 
das Kooperationsverbot komplett auf- 
heben und Bildung als Gemeinschafts¬ 
aufgabe im Grundgesetz verankern.“ 

Dass Geld in der Bildung fehlt, 
merken vor allem Familien, die ihre 
Kinder nicht auf Privatschulen bzw. 
Schulen in freier Trägerschaft schi¬ 
cken können. Und das ist die große 
Mehrheit. Hier versprechen die Uni¬ 
onsparteien sehr allgemein: „Durch 
einen neuen Rechtsanspruch auf eine 
bedarfsgerechte Betreuung im Grund¬ 
schulalter schaffen wir eine entschei¬ 
dende Voraussetzung dafür, dass die¬ 
ser wichtige Bildungsabschnitt für 
möglichst viele Kinder erfolgreich 
verläuft - auch für diejenigen aus bil¬ 
dungsferneren Schichten.“ Die CSU 
verspricht in ihrem „Bayernplan“: Wir 
wollen einen Rechtsanspruch auf eine 
Ganztagsbetreuung bis zum Ende der 
Grundschule_Wir wollen einen mas¬ 

siven Ausbau von Angeboten für die 
Ganztagsbetreuung, die Mittags- wie 
Nachmittagszeiten und auch die Feri¬ 
en abdecken.“ Doch die Ganztagsbe¬ 
treuung allein wird das Problem nicht 
lösen. Die SPD verspricht dagegen 
gemeinsam mit den Ländern, den flä¬ 
chendeckenden Ausbau der Ganztags¬ 
schulen zu forcieren und den Ausbau 
der Schulsozialarbeit. Ziel ist auch hier 
ein Rechtsanspruch auf ganztägige Bil¬ 
dung und Betreuung. „In einem ersten 
Schritt werden wir das in den nächsten 
vier Jahren für Grundschulen durch¬ 
setzen“, heißt es im Wahlprogramm. Ei¬ 
nig mit den Grünen und der Linkspar¬ 
tei dürfte man sich sein, eine gute früh¬ 
kindliche Bildung für alle, den Ausbau 


der Ganztagsschulen, mehr Erziehe¬ 
rinnen und Erzieher bzw. Lehrerin¬ 
nen und Lehrer, eine Ausbildungsga¬ 
rantie, gestärkte Hochschulen und den 
Ausbau der Weiterbildung durchzuset¬ 
zen. Die SPD fordert zudem Gebüh¬ 
renfreiheit von der Kita bis zum Uni- 
Abschluss. Die Linkspartei fordert die 
Abschaffung aller Gebühren im öf¬ 
fentlichen Bildungssystem. Die Grü¬ 
nen wollen über 15 Milliarden für die 
Sanierung und den Schulneubau inves¬ 
tieren, in die „Zukunft aller im Land“. 

Die Grünen stellen dabei in ihrem 
Wahlprogramm fest: „Es ist ein Skan¬ 
dal, dass es für Kinder aus Arbeiterfa¬ 
milien bei uns so schwierig ist, aufzu¬ 
steigen.“ Einig mit der Linkspartei ist 
man sich sicher, wenn diese in ihrem 
Wahlprogramm erklärt: „Unser Ziel 
ist, dass alle die gleichen Chancen auf 
und den gleichen Zugang zu Bildung 
haben, ein Leben lang. Durch den 
Zugang zu Bildung sollen soziale Be¬ 
nachteiligungen abgebaut, nicht noch 
verstärkt werden. Niemand darf aus¬ 
gegrenzt werden.“ Die SPD verspricht 
den Zugang zu Bildung für alle Kin¬ 
der und gleiche Förderung aller Kinder 
unabhängig vom Einkommen der El¬ 
tern zu verbessern. Die Unionsparteien 
wollen sich dagegen lediglich für mehr 
„Durchlässigkeit“ zwischen Schultypen 
und Ausbildungswegen einsetzen, die 
FDP will zwar gleiche „Zugangschan¬ 
cen“, zugleich aber Bildungsgutscheine 
verteilen. 

Die Forderung „Eine Schule für 
alle“ findet sich, bei dieser Durchsicht, 
nur im Wahlprogramm der Linkspar¬ 
tei. Wesentliche Ursache der sozialen 
Spaltung sieht die Partei im Zusam¬ 
menhang mit der Bildung in der frü¬ 
hen Aufteilung der Schülerinnen und 
Schüler in unterschiedliche Schulfor¬ 
men. Aber auch die Grünen fordern 
den gezielten „Auf- und Ausbau von 
Gesamt- beziehungsweise Gemein¬ 
schaftsschulen“. Besonders wichtig sind 
beiden Parteien längeres gemeinsames 
Lernen sowie inklusiver Unterricht von 
Kindern mit und ohne Behinderung - 
und dass die Kinder von Flüchtlingen 
entsprechend umfassend gefördert 
werden. 

Nina Hager 


F ür Bildung ist scheinbar nicht ge¬ 
nug Geld da. Jeder, der Kinder 
oder Enkelkinder in einer Schule 
hat, kennt das: Schimmelnde Wände, 
kaputte Toiletten oder ganz einfach zu 
wenig Platz. Private Investoren sehen 
hier ihre Chance und übernehmen ein¬ 
zelne Gebäude im Rahmen von „Public 
Private Partnership“ Die DKP fordert, 
die Öffentliche Hand ist in der Verant¬ 
wortung und muss ihrem staatlichen 
Auftrag, die Bildungseinrichtungen 
angemessen zu gestalten und zu unter¬ 
halten, nachkommen. Der Einfluss von 
Konzernen an Schulen muss zurückge¬ 
wiesen werden und mit ihm der Ein¬ 
fluss auf die Unterrichtsinhalte. 

Doch marode Gebäude sind nur 
die eine Seite der Unterfinanzierung. 
Oft genug fällt Unterricht aus, weil 
es nicht genug Lehrer gibt. Dies führt 
nicht selten 
dazu, dass 
sich Schüler 
nicht ausrei¬ 
chend auf 
ihre Prüfun¬ 
gen vorbe¬ 
reiten kön¬ 
nen. Somit steigt sowohl der Druck auf 
sie als auch auf das Lehrpersonal. Die 
Unterrichtenden stehen vor überfüllten 
Klassen mit über 30 Jugendlichen und 
können einzelne gar nicht mehr richtig 
fördern und betreuen. Die DKP fordert, 
dass rund 10 000 neue Schulen gebaut 
werden müssen und rund 100 000 neue 
Lehrkräfte eingestellt werden. Ange¬ 
sichts der ständigen Überforderung 
greifen manche Schulen und Lehrer auf 
Materialien zurück, die von Unterneh¬ 
men oder der Bundeswehr gestellt wer¬ 
den. Letztere treibt an den Schulen die 
Militarisierung der Gesellschaft voran. 
Sie versucht, die Schüler für die Truppe 
anzuwerben und greift die Perspektivlo- 
sigkeit in Zeiten von Ausbildungsman¬ 
gel und Hartz IV auf. Die Forderung, 
die nicht nur die DKP stellt, ist eindeu¬ 
tig: An Schulen haben weder Konzerne 
noch die Bundeswehr etwas zu suchen. 

Die Einführung des achtjährigen 
Gymnasiums G8 in den meisten Bun¬ 
desländern hat den Druck auf die Schü¬ 
ler bereits deutlich erhöht. Mehr Stoff 
muss in weniger Zeit bewältigt werden. 


Und oft kommen gerade die Fächer zu 
kurz, die nicht den unmittelbaren Ver¬ 
wertungsinteressen des Kapitals die¬ 
nen. Unterrichtsinhalte reduzieren 
sich darauf, das für den Verkauf der Ar¬ 
beitskraft notwendige Wissen und die 
herrschende Ideologie zu vermitteln. 
Gewerkschaften, Lehrerverbände und 
die DKP fordern, die Regelschulzeit 
von 9 Jahren verbindlich zu machen. 

Der Druck steigt jedoch weiter, 
denn der Trend geht zum zweigliedri¬ 
gen Schulsystem - Eliteschulen auf der 
einen Seite, Schulen für den „Rest“ auf 
der anderen. Mittlerweile gibt es rund 
6 000 Privatschulen und klar ist, wer 
an welcher Schule landet, hängt in der 
Regel vom Geldbeutel der Eltern ab. 
Schließlich müssen Schülerinnen und 
Schüler vieles selbst zahlen - von Bü¬ 
chern, die obligatorisches Unterrichts¬ 
material 
sind, über 
Nachhil¬ 
festunden 
oder das Ti¬ 
cket für U- 
Bahnen und 
Bus. Das 
führt dazu, dass die Zahl an Arbeiter¬ 
kindern, geschweige denn aus Famili¬ 
en in prekären sozialen Verhältnissen 
an höheren Schulen und Hochschulen 
immer kleiner wird. Diese soziale Se¬ 
lektion steht den Interessen der jun¬ 
gen Menschen unmittelbar entgegen. 
Deshalb sagt die DKP: Das geglieder¬ 
te Schulsystem muss abgeschafft wer¬ 
den - es braucht eine Schule, kostenlos 
und für alle. 

Das Geld für eine „Bildungsrepu¬ 
blik“ wäre da, wenn nicht Ministerin 
von der Leyen an dem Ziel festhält, 
dass der Verteidigungshaushalt zwei 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
betragen soll. Letztes Jahr wurden 130 
Milliarden für die Bundeswehr bereits 
zusätzlich in der Finanzplanung freige¬ 
macht. Geht es dagegen um Bildung, 
wird die Verantwortung hin- und her¬ 
geschoben - vom Bund zu den Län¬ 
dern, dann weiter zu den Kommunen 
und wieder zurück. Dem können wir 
nur etwas entgegensetzen, wenn wir 
uns organisieren und gemeinsam Wi¬ 
derstand leisten. Lena Kreymann 


Am 24. September 
DKP wählen 


Mann der Arbeit aufgewacht 

DGB-Positionen im Bundestagswahlkampf 



Im Bundestagswahljahr 1953 war dem 
DGB klar: „Die Millionen Stimmen 
der Arbeiter, Angestellten, Beamten 
und Rentner können die Millionen 
Wahlgelder der Unternehmer mit ei¬ 
nem Schlage und an einem Tage be¬ 
deutungslos machen“, so der 1. Mai- 
Aufruf der weiter an die Kolleginnen 
und Kollegen appellierte: „Von allen 
Arbeitern, Angestellten, Beamten, 
Rentnern und ihren Angehörigen, 
nicht zuletzt von den Jungwählern, er¬ 
warten die Gewerkschaften, dass sie 
bei den bevorstehenden Wahlen ihre 
demokratischen Rechte nutzen. Wenn 
sie nur solche Männer und Frauen in 
den Bundestag wählen, die bereit sind, 
im Sinne der Gewerkschaften die Ge¬ 
setzgebung und das öffentliche Leben 
fortzuentwickeln, dann kann ein neuer 
und besserer Abschnitt des politischen, 
sozialen und wirtschaftlichen Lebens 
eingeleitet werden“. In die heiße Pha¬ 
se des Wahlkampfes mischte sich der 
DGB dann erneut mit der Veröffent¬ 
lichung seines Aufrufs „Für einen bes¬ 
seren Bundestag“ ein. An Beispielen 
wie Preisentwicklung, Wohnungsbau, 
Steuer-, Arbeits- und Sozialrecht wur¬ 
de aufgezeigt, wo die Forderungen der 
Gewerkschaften unerfüllt geblieben 
waren, um so die Notwendigkeit zu 
unterstreichen, „einen besseren Bun¬ 
destag“ zu wählen. Plakate mit Paro¬ 
len wie „Wählt einen besseren Bun¬ 
destag“ und „Wählt! Aber wählt rich¬ 
tig!“ unterstützten die Aktion. CDU/ 
CSU erreichten dennoch mit über 45 


Prozent der Zweitstimmen sogar die 
absolute Mehrheit der Parlamentssit¬ 
ze. Adenauer hämisch dazu: „Nun ha¬ 
ben die Herren einen starken Dämpfer 
bekommen; denn trotz der ungeheu¬ 
ren Arbeit, die sie sich gemacht ha¬ 
ben ... hat die Wahl nun so geendigt“. 
Der DGB kam danach langsam, aber 
immerhin wieder auf die Beine. 1973 
gehörten von den insgesamt 518 Ab¬ 
geordneten des VII. Deutschen Bun¬ 
destages 244 einer DGB Gewerkschaft 
an. Dennoch hatte auch damals die 
Gewerkschaft keinen wirklich starken 
parlamentarischen Arm, auch wenn 
das Kapital die Angst vor einem dro¬ 
henden „Gewerkschaftsstaat“ schüren 
ließ. Davon sind wir heute und mit 100 
prozentiger Sicherheit auch nach dem 
Wahltag am 24. September weiterhin 
meilenweit entfernt. 

Wie sich die DGB-Gewerkschaften 
im aktuellen Wahlkampf positionieren 
sei hier am Beispiel der Industriege¬ 
werkschaft Metall (IG Metall) gezeigt. 
Auf den Internetseiten der IG Metall 
ruft Jörg Hofmann, Erster Vorsitzen¬ 
der der IG Metall, zur Teilnahme an 
der Bundestagswahl auf - und erklärt, 
was der Gewerkschaft dabei wichtig 
ist. „Als Einheitsgewerkschaft sind wir 
überparteilich und zugleich parteiisch: 
Unser Maßstab sind die Interessen der 
Beschäftigten. Deshalb fühlen wir den 
Parteien auf den Zahn und schauen ge¬ 
nau hin, etwa wenn sich die FDP, wie 
gehabt, zum Sprachrohr der Arbeitge¬ 
ber für Sozialabbau macht. Und wir sa¬ 


gen: Stopp! bei Rassismus und Frem¬ 
denfeindlichkeit. Parteien wie die AfD 
sind für uns nicht wählbar: Ihre Pro¬ 
grammatik ist von Abgrenzung durch¬ 
zogen. Rassistischen sowie rechtsradi¬ 
kalen Äußerungen ihrer Kandidatin¬ 
nen und Kandidaten widerspricht sie 
nicht“. Auf den gleichen Internetseiten 
findet sich auch das Ergebnis des „IG 
Metall-Check zur Bundestagswahl: 
„CDU/CSU: Weiterbildung, Rückkehr¬ 
recht, kein Missbrauch von Befristun¬ 
gen: Vieles im Programm von CDU/ 
CSU klingt gut, doch die konkreten 
Vorschläge sind vage. Bei Rentenni¬ 
veau und Parität herrscht Fehlanzeige - 
und das Arbeitszeitgesetz will die Uni¬ 
on aufweichen. Die Linke: Die Linke 


fordert einen Ausbau des Sozialstaats 
und mehr Gerechtigkeit in der Steuer¬ 
politik. Ihre Positionen beim Rentenni¬ 
veau sowie für einen deutlich höheren 
Mindestlohn gehen über die Forderun¬ 
gen der IG Metall sogar hinaus. SPD: 
Die SPD setzt sich für mehr soziale 
Gerechtigkeit und den Ausbau von In¬ 
frastrukturmaßnahmen ein. Zahlreiche 
Forderungen, wie etwa in der Arbeits¬ 
marktpolitik stärker auf Qualifizierung 
zu setzen, greifen unsere Anliegen auf. 
FDP: Bei der FDP gibt es alten Wein 
in neuen Schläuchen. Sie setzt auf Bil¬ 
dung, damit jeder Einzelne für sich Ver¬ 
antwortung übernehmen kann. Flexi¬ 
bilität bedeutet Flexibilität für Arbeit¬ 
geber. Kollektive Schutzvorschriften 


will sie zurückdrängen. Grüne: Bei der 
Arbeitszeit oder einer Arbeitsmarkt¬ 
politik, die stärker auf Qualifizierung 
setzt, liegen die Grünen dicht an den 
Positionen der IG Metall. Mit Leiden¬ 
schaft kämpfen sie für ihre Kernthe¬ 
men Klima und Umweltschutz - da gibt 
es Konflikte. AfD: Bei nahezu allen, 
die Beschäftigten interessieren The¬ 
men, herrscht bei der AfD Fehlanzei¬ 
ge. Die Kandidatinnen und Kandida¬ 
ten der aus Wirtschaftsvertretern ent¬ 
standenen Partei zeichnen sich durch 
Abgrenzung und Rassismus statt Soli¬ 
darität aus.“ Und die anderen Gewerk¬ 
schaften? Die AGENDA-2010-Politik 
machte den Gewerkschaften das ,Seit 
an Seit schreiten 4 mit der SPD schwer, 
jetzt geht’s wieder: „Die SPD korrigiert 
einen Kardinalfehler 44 , kommentiert 
Reiner Hoffmann (SPD), Vorsitzender 
des DGB, wohlwollend die von Mar¬ 
tin Schulz in Aussicht gestellten Ände¬ 
rungen bei der Agenda 2010, wie zum 
Beispiel die Einführung vom „Arbeits¬ 
losengeld Q“. Auch ver.di-Vorsitzen¬ 
der Frank Bsirske (GRÜNE) hält die 
Schulzschen-Versprechungen für einen 
„Schritt in die richtige Richtung“. Zur 
DGB Kampagne „Kurswechsel: die ge¬ 
setzliche Rente stärken“ wurden Milli¬ 
onen von Bierdeckel mit dem dummen 
Slogan „Rente muss fürs Bierchen rei¬ 
chen“ verteilt. Fazit: so wird das nichts 
mit dem „Gewerkschaftsstaat“. Nur 
wenn „die Millionen Stimmen der Ar¬ 
beiter... (siehe oben) 

Manfred Dietenberger 
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Soziale Gerechtigkeit gefordert 

Gewerkschaften und Sozialverbände erhöhen Druck auf die Parteien 



Karikatur der SP der Schweiz -19. Jahrhundert 


D ie Schere zwischen Arm und 
Reich klafft nunmehr schon seit 
Jahren immer weiter auseinan¬ 
der. Während die reichsten zehn Pro¬ 
zent der Bundesbürger weit mehr als 
die Hälfte des gesellschaftlichen Reich¬ 
tums besitzen, hat die untere Hälfte ge¬ 
rade mal ein Prozent an Vermögen. Ar¬ 
mutsrenten, soziale Unsicherheit und 
mangelhafte Gesundheitsversorgung 
prägen den Lebensalltag nicht weniger 
Menschen. Ganze Regionen, wie Tei¬ 
le des Ruhrgebiets, gelten mittlerweile 
als abgehängt. Wirksame Gegenmaß¬ 
nahmen der etablierten Politik? Fehl¬ 
anzeige! 

Um den politischen Druck auf die 
Parteien zu erhöhen, sich endlich mehr 
für soziale Gerechtigkeit stark zu ma¬ 
chen, mischen sich daher zunehmend 
Sozial- und Wohlfahrtsverbände und 
Gewerkschaften in den Endspurt des 
Bundestagswahlkampfes ein. So will 
etwa das Bündnis „Reichtum umver¬ 
teilen - ein gerechtes Land für alle!“ 
am 16. September 2017 einen bundes¬ 
weiten Aktionstag durchführen und 
dort unter anderem für mehr Steuer¬ 
gerechtigkeit werben. „Der Staat steht 
vor großen Herausforderungen, doch 
den politischen Entscheidungsträgern 
fehlt der Mut, sich mit den Topverdie¬ 
nern und Besitzenden großer Vermö¬ 
gen anzulegen“, kritisiert das Bündnis 
in seinem Aufruf zu den Protesten. 

Der Paritätische Gesamtverband, 
der ebenfalls Teil des Bündnisses ist, 
wirbt derzeit schwerpunktmäßig für 
eine radikale Reform der Alterssiche¬ 
rung und einen entschlossenen Kampf 
gegen Altersarmut. Erst kürzlich hat¬ 
te das Statistische Bundesamt aktuelle 
Daten zur Armutsentwicklung in der 
Bundesrepublik veröffentlicht. Anga¬ 
ben der Behörde zufolge beträgt die 
Armutsquote 15,7 Prozent und er¬ 
reichte damit den höchsten Wert nach 
der Annexion der DDR. Prof. Dr. Rolf 
Rosenbrock, Vorsitzender des Verban¬ 
des, und Dr. Joachim Rock, Rentenex¬ 
perte und Leiter der Abteilung Arbeit, 
Soziales und Europa des Paritätischen, 


stellten erst vor wenigen Tagen eine ei¬ 
gens erarbeitete Analyse zu zentralen 
Problemen und Herausforderungen 
der Alterssicherungspolitik vor. Alte 
Menschen seien nunmehr schon das 
zweite Jahr in Folge überdurchschnitt¬ 
lich von Armut betroffen, skizzierte 
Rosenbrock die Problemlage und erin¬ 
nerte daran, dass das Armutsrisiko von 
Rentnerinnen und Rentnern, Pensionä¬ 
rinnen und Pensionären im Jahr 2005 
noch bei 10,7 Prozent gelegen habe. 
„Seitdem ist ein Anstieg der Armut 
für diese Gruppe um fast 49 Prozent 
zu verzeichnen, auf heute 15,9 Prozent“, 
erläuterte er. Somit habe bei „keiner 
anderen Risikogruppe“ die „Armut so 
stark zugenommen“. 

Als Konsequenz daraus wirbt der 
Verband für einen „grundlegenden 
Kurswechsel in der Alterssicherungs¬ 
politik“ und stellte ein 11-Punkte-Pro- 
gramm als „umfassendes Reformkon¬ 
zept zur Sicherung der Renten und der 
Verhinderung von Altersarmut vor“. 
Kern des Konzeptes ist die Stärkung 


der gesetzlichen Rentenversicherung. 
So fordert der Paritätische die Einbin¬ 
dung aller Erwerbstätigen, eine Anhe¬ 
bung des Rentenniveaus auf 53 Pro¬ 
zent, sowie die faktische Abschaffung 
der Riester-Rente“. Schließlich seien 
„alle anderen Maßnahmen zur Be¬ 
kämpfung der Altersarmut nur noch 
Kosmetik“, wenn das Rentenniveau 
weiter sinke. 

Explizit geht der Paritätische in sei¬ 
nem Konzept auch auf die unterschied¬ 
lichen Renten in Ost und West ein. So 
gebe es „mehr als ein Vierteljahrhun¬ 
dert nach der Deutschen Einheit“ im¬ 
mer „noch kein einheitliches Renten¬ 
recht“. Während der Rentenwert ak¬ 
tuell 31,03 Euro betrage, aber nur in 
Westdeutschland gelte, betrage der 
Rentenwert Ost lediglich 26,69 Euro. 
Zwar habe die Bundesregierung ein 
Gesetz verabschiedet, mit dem die An¬ 
gleichung bis 2025 erreicht werden sol¬ 
le, diese erfolge jedoch „beschämend 
spät“ und werde „systemwidrig über 
Beitrags- statt Steuergelder finanziert“. 


Ähnliche Forderungen wie der Pari¬ 
tätische Wohlfahrtsverband stellt auch 
der Berliner Sozialgipfel auf. Darin ha¬ 
ben sich der Deutsche Gewerkschafts¬ 
bund (DGB) Berlin-Brandenburg, 
mehrere Sozialverbände und der Ber¬ 
liner Mieterverein zusammengeschlos¬ 
sen, die aktuell für eine „solidarische 
Berliner Stadtgesellschaft“ werben. 
Berlin dürfe nicht nur die Stadt der 
Reichen sein. Es müsse sich vor allem 
um die Marginalisierten gekümmert 
werden, konstatiert das Bündnis. Dies 
gelte vor allem auch für Flüchtlinge. So 
verwies Ingeborg Simon, stellvertreten¬ 
de Vorsitzende der Berliner Volkssoli¬ 
darität, bei der Vorstellung der Forde¬ 
rungen des Sozialgipfels in der letzten 
Woche in Berlin, beispielhaft auf die 
schwierige Situation von Flüchtlings¬ 
kindern in der Bundeshauptstadt. „Von 
100 Kindern haben 82 Prozent keinen 
Kita-Platz“, monierte sie. Zugleich wies 
sie Forderungen des Bundesinnenmi¬ 
nisters Thomas de Maiziere (CDU) zu¬ 
rück, den Familiennachzug für Flücht¬ 
linge weiter auszusetzen. Familien zu¬ 
sammenzuführen sei schließlich „die 
Grundvoraussetzung für eine erfolg¬ 
reiche Integration“, stellte sie klar. 

Dass eine Umverteilung des Reich¬ 
tums und damit ein Mehr an sozialer 
Gerechtigkeit möglich und auch finan¬ 
zierbar wäre, würde dafür der politi¬ 
sche Wille existieren, macht die DKP 
unterdessen in ihrem Sofortprogramm 
deutlich. Darin wirbt die Partei nicht 
nur für sofortige Investitionen in öf¬ 
fentliches Eigentum, sondern auch für 
die Schaffung von Arbeitsplätzen und 
die Verbesserung sozialer Leistungen. 
Finanziert werden solle dies unter an¬ 
derem durch die Einführung einer 
Millionärssteuer in Form einer jährli¬ 
chen Vermögensabgabe von zwei Pro¬ 
zent auf alle Vermögen, die größer als 
eine Millionen sind, die Erhöhung des 
Spitzensteuersatzes auf Kapitalerträge, 
sowie eine sofortige Reduzierung des 
Rüstungsetats um 20 Prozent und die 
fortlaufende Reduktion um 10 Prozent 
jährlich. Markus Bernhardt 


Protestaktion in Nürnberg 

Gegen die Privatisierung städtischer Wohnungen 



Am Freitag, dem 8. September, veran¬ 
staltete die Arbeitsgruppe „Wohnen“ 
des Sozialforums Nürnberg eine Pro¬ 
testaktion in der Innenstadt. Mit einem 
Sofa samt Wohnzimmertisch wurden die 
Passantinnen und Passanten am Hall¬ 
platz auf die geplante Privatisierung der 
letzten 200 städtischen Wohnungen auf¬ 
merksam gemacht. Deren Verkauf wur¬ 
de im Rahmen der letzten Haushalts¬ 
verhandlungen von der SPD geführten 
Stadtverwaltung durchgesetzt. Damit 
markiert deren Privatisierung einen 
Meilenstein in der örtlichen Wohnungs¬ 
politik. Diese besteht schon seit Jahren 
darin, dass die Stadt Nürnberg Flächen 
aus ihrem Besitz veräußert. 

So ging erst Ende letzten Jahres das 
gut 2000 qm große „Tafelsilber“- Ge¬ 
lände in Schoppershof an die Immobi¬ 
lienfirma Patrizia. Diese hat auf Betrei¬ 
ben der bayerischen Staatsregierung 
vor einigen Jahren die Wohnbauge¬ 
nossenschaft GBW übernommen. Seit¬ 


dem hat sich diese Firma als einer der 
bis heute berüchtigtsten Miethaie des 
Bundeslands offenbart. 

Auch das ehemalige Quelle-Are¬ 
al wurde an die Firma Sonea Sierra 
verkauft, obwohl deren fragwürdiges 
Vorgehen bereits in der Nachbarstadt 
Fürth für Unmut gesorgt hatte. Nun 
liegt das Gelände ungenutzt als Spe¬ 
kulationsfläche brach. Die Stadt nutz¬ 
te damals nicht die Gelegenheit, die¬ 
ses Gelände zu erwerben, das Raum für 
Wohnen, Kultur und öffentliche Ein¬ 
richtungen hätte bieten können. 

Wieviel Wohnfläche durch den Ver¬ 
kauf der 200 Wohnungen letztendlich 
verloren geht, ist noch nicht abzusehen. 
Tatsächlich wird der Stadtrat den Ver¬ 
kauf jeder Immobilie einzeln beschlie¬ 
ßen müssen. Die Stadtverwaltung un¬ 
ternimmt daher derzeit noch alles, um 
keine Details durchsickern zu lassen. 
Für die Aktivistinnen und Aktivisten 
des Sozialforums besteht hingegen die 


Chance, den Ausverkauf möglicherwei¬ 
se doch noch zu stoppen. Denn wird die 
in Nürnberg durchschnittliche Woh¬ 
nungsgröße als Größengrundlage an¬ 
genommen, ginge der Öffentlichkeit 
eine bereits nutzbare Wohnfläche von 
knapp 15.000 qm verloren. 

Um die Zahl verständlich zu ma¬ 
chen, zeigten die Aktivistinnen und 
Aktivisten, dass dies dem Zehnfachen 
des als Aktionsort gewählten Hallplat¬ 
zes, bzw. der dreifachen Fläche des 
berühmten Nürnberger Hauptmarkts 
entspricht. Eine Wohnfläche, die nach 
Meinung der AG ein erster wichtiger 
Schritt in die Richtung eines nicht an 


Profit orientiertem Wohnraum sein 
könne. Stattdessen werden auch die 
letzten Optionen der kommunalen 
Steuerungen aus der Hand gegeben. 

Viel Zuspruch, Dankbarkeit und 
Zustimmung gab es für die Gruppe, 
dass sie sich der Sache angenommen 
hatte, die Öffentlichkeit über diesen 
Missstand zu informieren und konkre¬ 
te Forderungen zu stellen. Die Reak¬ 
tion der Menschen reichte aber auch 
von Verbitterung bis hin zu Entsetzen, 
dass ausgerechnet die Sozialdemokra¬ 
ten die Privatisierung zu verantworten 
haben. 

Fabian Moser 


Die Forderungen lauten: 

1. Neue Wohnungsgemeinnützigkeit 

Wir fordern die Einführung einer neuen Wohnungsgemeinnützigkeit als 
Alternative zur renditeorientierten Wohnungswirtschaft. 

2. Mietenanstieg stoppen 

Wir fordern eine wirksame, flächendeckende Begrenzung des Mietenanstiegs 
durch rechtlich verbindliche Mietspiegel, die das tatsächliche 
Mietenniveau aller Wohnungen abbilden. 

3. Keine Verdrängung durch Modernisierung 

Die Umlage der Modernisierungskosten auf die Miete (§559 BGB) muss 
abgeschafft werden. 

4. Zwangsräumungen verhindern - Kündigungsschutz verbessern 
Wir fordern einen wirksamen Kündigungs- und Räumungsschutz für 
Mieter und Mieterinnen. 

5. Leerstände beenden 

Wir fordern, dass die Vermietung von spekulativem Leerstand erzwungen 
werden kann. Instandbesetzungen müssen legalisiert werden 

6. Neuausrichtung der Bodenpolitik 

Wir fordern, dass der Ausverkauf öffentlicher Liegenschaften und 
Wohnungsbestände gestoppt und umgekehrt wird. 

7. Wohnungsunternehmen demokratisieren - Kollektive Rechte schaffen 
Wir fordern kollektive Mieterinnenrechte in allen Wohnungsunternehmen 
und echte Mitbestimmung im öffentlichen und gemeinnützigen 
Wohnungssektor 


Silvia Gingold klagt 

Am Dienstag, dem 19. September, 
findet der Prozess der Antifaschis¬ 
tin Silvia Gingold gegen das Land 
Hessen vor dem Verwaltungsge¬ 
richt Kassel statt. Gingold setzt sich 
vor Gericht gegen ihre anhaltende 
Bespitzelung durch das hessische 
Landesamt für Verfassungsschutz 
zur Wehr. Der Inlandsgeheimdienst 
stuft die antifaschistischen Aktivitä¬ 
ten Gingolds in der Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes (VVN) 
und ihr friedenspolitisches Engage¬ 
ment im Kasseler Friedensforum als 
„linksextremistisch“ ein. Ihr werden 
unter anderem Lesungen aus der 
Biographie ihres Vaters, des antifa¬ 
schistischen Widerstandskämpfers 
Peter Gingold, vorgeworfen, der im 
französischen Widerstand gegen die 
Nazis kämpfte. Die Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft (GEW) 
ruft dazu auf, sich mit Silvia Gingold 
„gegen diese skandalöse und rechts¬ 
widrige Bespitzelung zu solidarisie¬ 
ren und zum Prozess zu kommen“. 
Eine öffentliche Begleitveranstaltung 
findet in der Kunsthochschule Kas¬ 
sel (Menzelstraße 13-15, Nordbau, 
Eingang A) statt. Diese steht unter 
dem Motto „Wen schützt der Verfas¬ 
sungsschutz? - Wer schützt uns vor 
dem Verfassungsschutz?“. Dort wer¬ 
den Rechtsanwalt und Bürgerrecht¬ 
ler Rolf Gössner (Bremen), der selbst 
erfolgreich gegen seine Bespitzelung 
durch den Verfassungsschutz geklagt 
hat und Uli Sander, Bundessprecher 
der VVN, zum Thema referieren. 

Flüchtlingsrechte 

Nahezu täglich ruft Bundesinnenmi¬ 
nister Thomas de Maiziere (CDU) 
derzeit dazu auf, die Rechte von 
Flüchtlingen noch weiter zu be¬ 
schneiden. So spricht sich der CDU- 
Rechtsaußen etwa für niedrigere 
Sozialleistungen an Geflüchtete aus 
und will den Rechtsschutz im Asyl¬ 
verfahren einschränken. Auch den 
Familiennachzug von schutzberech¬ 
tigten Flüchtlingen will der Minister 
über März 2018 hinaus aussetzen. 
Der Familiennachzug war im März 
letzten Jahres mit Verabschiedung 
des Asylpakets II durch den Bundes¬ 
tag für zwei Jahre ausgesetzt worden. 
Deutliche Kritik am Umgang der 
Bundesregierung mit Geflüchteten 
fand daher der „Rat für Migration“, 
ein Zusammenschluss von mehr als 
150 Wissenschaftlern, die zum The¬ 
ma Migration arbeiten. Sie warnten, 
dass sowohl in der Bundesrepublik 
als auch in Europa ein wachsender 
Einfluss „eines Abwehrnationalis¬ 
mus zu beobachten“ sei, der „weitere 
Einwanderung verhindern und eine 
kulturell homogene Nationalgesell¬ 
schaft herstellen wolle“. Flüchtlinge 
würden zunehmend als Bedrohung 
und Gefahr wahrgenommen. Flücht¬ 
lingsinitiativen rufen unterdessen 
gemeinsam mit vielen anderen Or¬ 
ganisationen zu einer bundesweiten 
Demonstration am 16. September 
in Berlin für Flüchtlingsrechte und 
Bleiberecht auf. 

Gegen Tarifflucht 

Über 2000 Beschäftigte aus dem 
Handel haben am vergangenen 
Sonnabend an einer Protestkund¬ 
gebung im Düsseldorfer Hofgar¬ 
ten teilgenommen, zu der die Ge¬ 
werkschaft ver.di aufgerufen hatte. 
Diese stand unter dem Motto „Ta¬ 
rifflüchtlinge einfangen. Lohndum¬ 
ping stoppen“. Auf der Kundgebung 
kritisierte der ver.di-Bundesvorsit- 
zende Frank Bsirske, dass der Han¬ 
del vielfach Frauen in Minijobs und 
Teilzeit beschäftige und nur prekäre 
Löhne zahle, obwohl er in diesem 
Jahr ein Umsatzplus von zwei Pro¬ 
zent verbucht habe. Notwendig sei 
die Einführung eines allgemeinver¬ 
bindlichen Tarifvertrages im Han¬ 
del, forderten die Gewerkschafter. 
Auch viele Beschäftigte des Spiel¬ 
warenhändlers Toys ,R‘ Us aus 
Standorten im ganzen Land nah¬ 
men an der Düsseldorfer Demons¬ 
tration teil. In Fulda wurde für die 
Forderung nach allgemeinverbindli¬ 
chen Tarifverträgen am Freitag und 
Samstag sogar gestreikt. 
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Kein Platz für Dreamer 

Trumps jüngste Entscheidung führt zu neuen Auseinandersetzungen 


Niederlande verlängern 
Kriegseinsätze 

Die Niederlande werden ihre Teil¬ 
nahme am Krieg gegen den „IS“ im 
Irak und in Syrien um ein weiteres 
Jahr verlängern. Auch die Beteili¬ 
gung an der UNO-Friedensmission 
in Mali sowie dem NATO-Einsatz 
in Afghanistan werden bis Ende 
2018 verlängert. 

Die Niederlande beteiligen sich 
mit insgesamt 250 Soldaten und 
vier Kampfflugzeugen an der »Ko¬ 
alition gegen den IS«. Im Irak sind 
rund 155 Militärausbilder statio¬ 
niert. In Ostsyrien und im Irak sind 
vier F-16 mit rund 150 Militärs im 
Einsatz. Die Mandate für den Ein¬ 
satz in Mali, Afghanistan und in der 
»Koalition gegen IS« waren bis zum 
Jahresende befristet. 

US-Bomber in 
Tschechien eingetroffen 

Zwei Langstreckenbomber vom 
Typ B52 und Bl der USA-Luftwaf- 
fe sind am Montag auf dem Flugha¬ 
fen der tschechischen Industriestadt 
Ostrava gelandet. Die Flugzeuge 
sind die »Hauptattraktionen« der 
diesjährigen »NATO-Tage«, einer 
riesigen militärischen „Leistungs¬ 
schau“, bei der Kampfflugzeuge, 
Hubschrauber und Panzer aus 17 
Ländern zu sehen sind. 

Die deutsche Bundeswehr ist mit 
dem Kampfjet Tornado, dem Trans¬ 
portflugzeug Airbus A400M und ei¬ 
nem Seeaufklärer der Marine ver¬ 
treten. Tschechien ist seit März 1999 
NATO-Mitglied. Im vorigen Jahr ka¬ 
men mehr als 130.000 Besucher zu 
der jährlichen Veranstaltung. 

Mindestens 313000 
Rohingya gefluchtet 

Der Flüchtlingsstrom der Rohing¬ 
ya aus Myanmar reißt nicht ab. Seit 
Ende August seien etwa 313 000 
Angehörige der in ihrem Heimat¬ 
land verfolgten Minderheit in das 
Nachbarland Bangladesch geflüch¬ 
tet, berichtete die Organisation für 
Migration (IOM) am Montag in 
Genf. In den vergangenen Tagen 
seien täglich 20 000 neue Flüchtlin¬ 
ge gekommen. 

Das Büro des UNO-Hochkom- 
missars für Menschenrechte, Said 
Raad al-Hussein, erreichten Berichte, 
wonach die Sicherheitskräfte in My¬ 
anmar die Grenzregion vermint ha¬ 
ben, um Rückkehrer abzuschrecken. 

Die meisten Flüchtlinge hatten 
einen tagelangen Fußmarsch hin¬ 
ter sich, berichtete die Regierung 
in Bangladesch. Sie waren erschöpft 
und hungrig. Da die Flüchtlings¬ 
lager voll waren, errichteten die 
Rohingya entlang der Straßen, an 
Berghängen und im Wald provisori¬ 
sche Unterkünfte aus Bambus und 
Kunststoffplanen. 

Im nordwestlichen Bundes¬ 
staat Rakhine in Myanmar haben 
Aufständische der Rohingya einen 
einseitigen Waffenstillstand ausge¬ 
rufen. Die Feuerpause soll einen 
Monat lang gelten, wurde mitge¬ 
teilt. Damit sollen Hilfslieferungen 
für die notleidenden Menschen 
in der Region ermöglicht werden. 
Seit rund zwei Wochen kämpfen 
in dem Bundesstaat Angehörige 
der Rohingya gegen die Streitkräf¬ 
te des Landes. Dabei wurden Hun¬ 
derte Menschen getötet. 

Wahlerfolg für 
russische Opposition 

Die „liberale“ russische Opposition 
hat bei den Moskauer Lokalwahlen 
einen unerwarteten Erfolg erzielt. 
Die Partei Jabloko von Grigori Jaw- 
linski errang nach offiziellen Anga¬ 
ben knapp 180 der 1.502 Mandate in 
den Stadtteilversammlungen. Dazu 
könnten noch Dutzende Sitze par¬ 
teiloser Kandidaten kommen. 

Drei Viertel der Mandate gingen 
an die Kremlpartei Geeintes Ruß¬ 
land, wie Walentin Gorbunow, Lei¬ 
ter der Moskauer Wahlkommission, 
mitteilte. Die Beteiligung lag bei 14 
Prozent. 


I n den hiesigen Medien hört man 
derzeit kaum noch etwas über das 
Schicksal der sogenannten Drea¬ 
mer in den USA. Die Auswirkung des 
schweren Hurrikans „Harvey“ in Te¬ 
xas und Oklahoma und die gewaltigen 
Zerstörungen, die „Irma“ in der Kari¬ 
bik und in Florida anrichtete, füllten in 
den vergangenen Tagen die Schlagzei¬ 
len. Doch in den USA selbst gehen die 
Debatten um Trumps Entscheidung zu 
den „Dreamern“ weiter. 

„Dreamer“ nennt man jene Men¬ 
schen, die als Kinder mit ihren Eltern 
illegal in die USA einreisten. Unter 
Präsident Obama gab es Bemühun¬ 
gen ihren Aufenthaltsstatus zu klären. 
Ein Gesetz scheiterte vor allem an der 
Mehrheit der Republikaner im Kon¬ 
gress. Daraufhin unterschrieb Obama 
im Juni 2012 einen Erlass, der mit dem 
DACA-Programm (DACA - Deferred 
Action for Childhood Arrivals) eine ge¬ 
wisse Klärung und Sicherheit brachte. 
Danach erhielten die „Dreamer“ für 
zwei Jahre ein Bleiberecht und eine 
Arbeitserlaubnis, die sich bislang unbe¬ 
grenzt verlängern ließ, aber kein Ein¬ 
bürgerungsrecht. Die mehr als 790 000 
Betroffenen gehören zu den insgesamt 
elf Millionen illegal Eingewanderten, 
die dauerhaft in den USA leben. 

Präsident Trump, der schon früher 
bewiesen hatte, dass er fremdenfeind¬ 
lich und ein Rassist ist, stoppte nun in 


Das Tauziehen um Krieg und Frieden 
auf der Koreanischen Halbinsel geht 
weiter, auf beiden Seiten. Während die 
nordkoreanische Führung ihren ver¬ 
meintlichen Sieg feiert, den sie durch 
Atomwaffen- und Raketentests errun¬ 
gen zu haben glaubt, läuft im Süden die 
Kriegsmaschinerie weiter auf vollen 
Touren. Kriegsflugzeuge der USA und 
der von ihr ausgebildeten und hoch¬ 
gerüsteten südkoreanischen Luftwaffe 
üben Bombenangriffe auf simulierte 
Ziele im Norden, auch am Boden und 
im angrenzenden Meeresgebiet wird 
der Ernstfall geprobt. 

Zusätzlich drängen die USA dar¬ 
auf, im UNO-Sicherheitsrat das kleine 
Nordkorea mit weiteren Sanktionen 
unter Druck zu setzen, assistiert von der 
Europäischen Union und insbesondere 
vom deutschen Außenminister, dem in 
Zeiten des Wahlkampfes jedes Mittel 


der vorigen Woche fristlos das DACA- 
Schutzprogramm Obamas. Aufgrund 
seiner Entscheidung müssen die „Drea¬ 
mer“ - die in den USA leben, lernen, 
arbeiten, das Land als ihre Heimat se¬ 
hen - fürchten bald abgeschoben zu 
werden. Sie sind meist hochgebildet 
und hochmotiviert. Diese Menschen 
sollen in Länder abgeschoben werden, 
die sie nicht kennen, deren Sprache sie 
nicht sprechen. Die große Mehrheit der 
Betroffenen ist mexikanischer Abstam¬ 
mung. Während der Justizminister nach 
Trumps Entscheidung ankündigte, dass 
der Kongress in den kommenden sechs 
Monaten nach einer Lösung suchen 
müsse, twitterte Trump, die „Dreamer“ 
bräuchten sich keine Sorgen um ihre 
Zukunft zu machen - was für ein Hohn. 

Es ist, trotz des Widerstandes selbst 
unter den Republikanern gegen die 
Entscheidung Trumps, aber wenig wahr¬ 
scheinlich, dass der Kongress in den ver¬ 
bleibenden Monaten noch ein Gesetz 
verabschiedet, das den weiteren Aufent¬ 
haltsstatus der „Dreamer“ regelt. Do¬ 
rothea Hahn, US-Korrespondentin der 
„taz“ nannte Trumps Verhalten „wie er 
mit dem Schicksal von Menschen spielt“ 
im „Deutschlandfunk“ eine „extreme 
Form der Niedertracht“. Hatte sie von 
ihm etwas anderes erwartet?. 

Denn es war eben keine „Nieder¬ 
tracht“, die Trump zu dieser Entschei¬ 
dung trieb, sondern durchaus Kalkül. Er 


recht ist, um für seine SPD irgendwel¬ 
che Sympathiepunkte zu erhaschen - je¬ 
des Mittel, auch jedes untaugliche. 

Weitgehend vernünftige Gedanken 
sind fast ausschließlich aus Moskau 
und Peking zu hören. Sowohl Russ¬ 
land als auch China wollen den „Rest 
der Welt“ - einschließlich beider Kore¬ 
as - davon überzeugen, das Säbelrasseln 
einzustellen und am Verhandlungstisch 
Lösungen auszuhandeln, die den Frie¬ 
den erhalten oder zumindest einen 
Krieg vermeiden, dessen Auswirkun¬ 
gen man sich gar nicht ausdenken mag. 

In einer Situation, in der eine ein¬ 
zige falsche Entscheidung millionen¬ 
fachen Tod und unvorstellbare Zer¬ 
störungen bedeuten kann, ist Vernunft 
geboten. Die Voraussetzung dafür ist, 
sich vor allem mit der Lage der Kore¬ 
anischen Demokratischen Volksrepub¬ 
lik zu beschäftigen, des Landes, das in 


erfüllte mit seiner Unterschrift vor al¬ 
lem ein Wahlversprechen, das er seiner 
ultrakonservativen und faschistischen 
Anhängerschaft gegeben hatte. Warum 
das aber ausgerechnet jetzt geschah, 
darüber wird viel gerätselt. Vor allem 
der ehemalige Chef-Stratege des Wei¬ 
ßen Hauses, der Breitbart-Mitbegrün¬ 
der und jetzige Chefredakteur, Steve 
Bannon, kritisierte Trumps Vorgehen. 
Nicht nur, weil Trump seines Erachtens 
nicht weit genug ging. Ihn stört die ein¬ 
geräumte Sechs-Monats-Frist. Und die 
Entscheidung jetzt zu treffen, sei zu¬ 
dem - mit Blick auf kommende Wah¬ 
len - unklug. Bannon glaubt wohl, auch 
angesichts des wachsenden Widerstan¬ 
des im Land und möglicher Auseinan¬ 
dersetzungen unter den Republikanern 
in den kommenden Monaten, dass diese 
die Kontrolle über das Repräsentanten¬ 
haus verlieren könnten. 

Dass es sofort nach Trumps Un¬ 
terschrift Protest im ganzen Land gab, 
störte den US-Präsidenten offenbar we¬ 
nig. Er versuchte inzwischen mit seinen 
Auftritten in den Katastrophengebieten 
und Versprechungen zu punkten. Die 
Proteste hatte er offenbar einkalkuliert. 
Zudem scheint er sich seiner Anhänger 
in dieser Frage sehr sicher. Dass der frü¬ 
here Präsident Obama, Bernie Sanders 
oder selbst Politiker der eigenen Partei 
Empörung äußerten, bewegte ihn eben¬ 
so wenig wie die Proteste einiger Ver¬ 


den Medien gern als „international iso¬ 
liert“ bezeichnet wird. Denn hier han¬ 
delt es sich nicht einfach um ein Land, 
dessen Staatschef aus irgendwelchen 
persönlichen Interessen Atomwaffen 
konstruieren und Raketen bauen lässt. 
Die KDVR war zu Beginn der 50er Jah¬ 
re Opfer eines vernichtenden Krieges, 
bei dem die USA unter falscher Flagge 
mehr Bomben auf Dörfer und Städte 
abgeworfen haben als während des ge¬ 
samten Zweiten Weltkriegs, bis es buch¬ 
stäblich nichts mehr zu bombardieren 
gab. Dieser Krieg wurde letztlich in zä¬ 
hen Verhandlungen in dem Grenzort 
Panmundjom durch einen Waffenstill¬ 
stand beendet. 

Formal herrscht also auf der Halb¬ 
insel immer noch Krieg. Sämtliche Vor¬ 
schläge aus dem Norden, endlich einen 
Friedensvertrag abzuschließen, wur¬ 
den von den USA und ihren Verbün¬ 


deter von großen, weltweit agierenden 
High-Tech- und Internetunternehmen 
wie Microsoft, Apple oder Facebook. 
Diese protestierten gegen das Vorha¬ 
ben wohl aber vor allem, weil sie hoch- 
qualifizierte, hochmotivierte und gut 
eingearbeitete Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter verlieren würden. 

Doch es könnte passieren, dass 
Trump - wie im Zusammenhang mit 
dem Einreisestopp, der sich vor allem 
gegen Muslime richtete - vor Gericht 
verliert oder sich entsprechende Pro¬ 
zesse über Jahre hinziehen. In der vori¬ 
gen Woche klagten 16 Bundesstaaten, 
darunter die Bundeshauptstadt Wa¬ 
shington, gegen Trumps Entscheidung 
das DACA-Programm zu beenden. Chi¬ 
cagos Oberbürgermeister Rahm Ema- 
nuel erklärte die Stadt gar zur „Trump- 
freien-Zone“, wie er an alle „Dreamer“ 
twitterte: „Ihr seid in der Stadt Chica¬ 
go willkommen. Das ist Euer Zuhause 
... Mittlerweile klagt laut „NBC-News“ 
auch der Staat Kalifornien. Dort leben 
ca. 250 000 der betroffenen „Drea¬ 
mer“. Maine, Maryland und Minnesota 
schlossen sich dieser Klage an, die im 
Bundesgericht in San Francisco einge¬ 
reicht wurde. 

Und nach wie vor gehen Tausende 
in den USA auf die Straße - und das 
nicht nur gegen Trumps reaktionäre 
und menschenverachtende Entschei¬ 
dung gegen die „Dreamer“. Nina Hager 


deten vom Tisch gewischt. Somit ist es 
zumindest nachzuvollziehen, dass sich 
das Land mit der Entwicklung und Wei¬ 
terentwicklung von Waffen gegen neue 
Angriffe rüstet. Das Argument Pjöng¬ 
jangs, die USA hätten noch nie ein Land 
angegriffen, das Atomwaffen besitzt, 
kann man begrüßen oder ablehnen, 
aber es entspricht der Wahrheit. 

Somit liegt der Weg zu einer Lösung 
des sogenannten Nordkorea-Konflikts, 
der in Wirklichkeit ein Korea-Konflikt 
ist, klar auf der Hand. Man mache sich 
auf den Weg nach Panmundjom, set¬ 
ze sich an einen Tisch und rede über 
Frieden und einen Vertrag. Und „ganz 
nebenbei“ könnte auch der seit Jahr¬ 
zehnten auf dem Tisch liegende nord¬ 
koreanische Vorschlag einer atomwaf¬ 
fenfreien Zone auf der Koreanischen 
Halbinsel besprochen und gutgehei¬ 
ßen werden. 



Kinder der illegal Eingewanderten demonstieren in San Francisco 


Uli Brockmeyer zum Korea-Konflikt 

Frieden braucht Verständigung - und Verträge 
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Ein Sturm, zwei Systeme 

„Irma“ in Kuba und Florida - warum Katastrophenschutz eine Klassenfrage ist 



Bei Gibara, im Osten Kubas: Normalerweise eine militärische Befestigung, nun werden hier Sturmflüchtlinge versorgt. 


F ür manche reichte es, für ein paar 
Tage zu den Nachbarn zu gehen und 
dort zu übernachten. Andere Kuba¬ 
ner in den vom Hurrikan „Irma“ betrof¬ 
fenen Gebieten mussten in öffentliche 
Notunterkünfte ziehen. Lebensmittel, 
medizinische Versorgung, eine Unter¬ 
kunft war für alle da - auch wenn das 
Dach über dem Kopf an einigen Orten 
nur eine Höhle war. Das Stadtzentrum 
von Havanna überflutet, das Verkehrs¬ 
wesen lahmgelegt, die Stromversorgung 
unterbrochen, zehn Menschen getötet - 
seit 1932 ist „Irma“ der erste Hurrikan 
der höchsten Stufe 5, der Kuba getrof¬ 
fen hat. In manchen Orten zerstörte der 
Sturm fast alle Wohnungen. 

Über die Zerstörungen und Opfer, 
die der Sturm auf anderen Karibikin¬ 
seln und im US-Staat Florida verur¬ 
sachte, berichteten die deutschen Main¬ 
stream-Medien ausführlich. Über die 
Opfer auf der sozialistischen Insel, aber 
auch darüber, wie der kubanische Staat 
seine Bürger so gut wie möglich schütz¬ 
te, berichtete die bürgerliche Presse nur 
in Halbsätzen. Eine Ausnahme war die 
„Basler Zeitung“: Sie stellte fest, dass die 
Gefahr, in Kuba durch die Verwüstun¬ 
gen eines Sturmes zu sterben niedriger 
sei als in Florida: Kuba sei „die Insel der 
Geretteten“. 

Für Zivilschutz, Armee und Mas¬ 
senorganisationen hieß das: Über eine 
Million Menschen aus den Gefahren¬ 
gebieten evakuieren und versorgen. 77 
Prozent dieser Menschen konnten in 
Privatwohnungen untergebracht wer¬ 
den - ein Beweis der Solidarität des 
kubanischen Volkes, schätzte die On¬ 
lineplattform „Cubadebate“ ein. Vor 
dem Sturm sorgten die staatlichen Un¬ 
ternehmen dafür, dass die notwendigs¬ 
ten Lebensmittel bereitstehen - zum 


IS-Alptraum 


Die syrische Armee näherte sich von Sü¬ 
den, aus Richtung Palmyra und von Wes¬ 
ten der Stadt Deir Ezzor. Am 5. Septem¬ 
ber war es endlich soweit: Die Garni¬ 
son von Deir Ezzor und die Stadt selbst 
wurden aus der Umklammerung des IS 
befreit. Wenige Tage später durchbrach 
die Armee auch den Ring um den Flug¬ 
hafen. Die ersten Hilfslieferungen sind 
angekommen. Die Erleichterung der 
Menschen in Deir Ezzor machte sich in 
Straßenfeiern Luft. Der Alptraum war 
vorüber, der Mangel würde ein Ende ha¬ 
ben und es gab nicht mehr die Gefahr, 
dass die Stadt vom IS überrannt würde. 

Jahrelang musste die kleine Garnison 
den Angriffen des IS standhalten, musste 
sich auch mal aus der Stadt zurückziehen, 
es gab Kämpfe selbst um den Friedhof - 
eine blutige Realität, die sich in den kom¬ 
menden Filmen über die Belagerung nur 
wird erahnen lassen. 

Heute ist der IS als Organisation, die 
in der Lage ist, Städte und weite Gebiete 
zu besetzen und zu verwalten, geschla¬ 
gen. Jetzt werden im Norden Syriens die 
Weichen für die weitere Entwicklung des 
Landes gestellt. Im Fadenkreuz: Bukamal 
(oder auch Abu Kamal), die Grenzstadt 
zum Irak. 

Seit Monaten arbeitet die syrische 
Armee daran, die Grenzen zu sichern 
und den Zufluss von Kämpfern und 
Waffen nach Syrien zu verhindern. Zu¬ 
letzt gelang das gemeinsam mit Hisbol¬ 
lah und der libanesischen Armee an der 
Grenze zum Libanon. Es liegt nahe, dass 
das nächste Ziel der Armee heißen wird: 
Bukamal. Und diese Stadt hat auch für 
die USA strategische Bedeutung. Die 
Kontrolle über den Grenzort zum Irak 
durch die USA und ihre Verbündeten 
würde die wirtschaftliche und militäri¬ 
sche Entwicklung Syriens schwächen. So 
lassen die USA ihre Verbündeten weiter 
nach Osten vorrücken. 

Als die Luftwaffe der USA und die 
kurdischen Kämpfer der SDF begannen, 
den IS aus Raqqa zu vertreiben, war für 
die SDF der Grund: „Eine sichere Ent- 


Beispiel, indem sie zusätzlich tonnen¬ 
weise Kekse produzierten. Die Ver¬ 
teidigungsräte riefen die Bevölkerung 
auf, ihre Stadtteile zu sichern, Abfluss¬ 
wege für die drohende Flut zu säubern 
und alles zu entfernen, was im starken 
Wind zu gefährlichen Projektilen wer¬ 
den könnte. Die in Massenorganisatio¬ 
nen verbundenen Menschen beteiligten 
sich an den notwendigen Arbeiten. 

Der kubanische Präsident Raul Cas¬ 
tro sagte: „Ein Prinzip bleibt stets be¬ 
stehen: Die Revolution lässt nieman¬ 
den schutzlos zurück, und nun werden 


zuende 


wicklung in Rojava ist nicht möglich, 
solange der IS in Raqqa herrscht ...“Je 
weiter die SDF ihren Kampf nach Osten 
vorantreiben, umso weniger überzeugt 
diese Begründung. 

Die Befreiung von Deir Ezzor stellt 
eine Zäsur im Krieg gegen Syrien dar. 
Bisher verdeckte der Kampf gegen den 
IS manch andere Konflikte. Jetzt steht die 
Kontrolle über die Grenze zum Irak und 
die Entwicklung im Norden Syriens im 
Mittelpunkt. 

Spätestens wenn der IS aus Raqqa 
vertrieben ist, wird es für die PYD, der 
zum SDF gehörenden politischen Kraft, 
an der Zeit sein, Farbe zu bekennen. Wird 
sie das vorgeblich „taktische“ Bündnis 
mit den USA aufkündigen und gemein¬ 
sam mit der syrischen Armee und ihren 
Verbündeten die Reste des IS vertrei¬ 
ben? Oder wird sie die militärische, öko¬ 
nomische und politische Zusammenar¬ 
beit mit den USA fortsetzen, wie es der 
Sprecher der SDF Talal Silo in einer um¬ 
strittenen Erklärung beschrieb: 

„Es wird langfristige militärische, 
ökonomische und politische Überein¬ 
kommen zwischen den USA und der 
Führung von Nord-Syrien geben“. Jen¬ 
seits von papierenen Erklärungen haben 
die USA mit ihren militärischen Basen 
in Rojava schon längst Fakten vor Ort 
geschaffen. 

Doch die Entwicklungen im Norden 
Syriens sind keine Einbahnstraße. Mit 
der Befreiung Bukamals wird die syri¬ 
sche Armee ihrerseits Fakten schaffen. 
Der Status von Nordsyrien wird sich da¬ 
mit nur durch Verhandlungen zwischen 
Regierung und der PYD klären lassen, im 
Rahmen eines politischen Prozesses und 
mit Zugeständnissen - von beiden Seiten. 

Die USA haben dazu ihre eigenen 
Vorstellungen und Interessen. Vor ei¬ 
nem Jahr hatten sie die syrische Armee 
bei Deir Ezzor bombardiert und damit 
dem IS ermöglicht, einen wichtigen Berg 
zu besetzen. Jetzt hat die syrische Armee 
den IS auch von dieser Stelle vertrieben. 

Manfred Ziegler 


Maßnahmen ergriffen, damit keine ku¬ 
banische Familie auf sich allein gestellt 
bleibt.“ Der Kuba-Referent von Caritas 
International behauptete, die Zerstö¬ 
rungen könnten die „ohnehin vorhande¬ 
ne Mangelversorgung“ weiter verschär¬ 
fen, stellte aber auch fest: „Hoffnung 
macht uns, dass der Katastrophenschutz 
auf Kuba gut funktioniert und die Men¬ 
schen in Notunterkünften in der Regel 
relativ gut Schutz finden.“ 

Nun hat der Wiederaufbau begon¬ 
nen. Die Blockade, mit denen der US- 
Imperialismus die kubanische Revo- 


Pedro Luna und Miguel Angel Parra 
von den Comunistes de Catalunya, der 
katalanischen kommunistischen Partei, 
haben einen Beitrag zu dem am Mitt¬ 
woch vom katalanischen Parlament 
beschlossenen Referendum über eine 
Unabhängigkeit Kataloniens am 1. Ok¬ 
tober veröffentlicht. Die UZ dokumen¬ 
tiert Ausschnitte der von RedGlobe be¬ 
sorgten Übersetzung. 

Weil wir die Dinge verändern wol¬ 
len, und damit der Rauch der Verände¬ 
rung zu einer Flamme wird, rufen wir 
auf zur Beteiligung am Referendum am 
1. Oktober und an den Kundgebungen 
für die Ausübung des Selbstbestim¬ 
mungsrechts Kataloniens. Angesichts 
der Unbeweglichkeit der Staatsregie¬ 
rung und ihres nur juristischen Um¬ 
gangs mit dem Konflikt erkennen wir 
an, dass das katalanische Volk berech¬ 
tigt ist, über seine Zukunft als souverä¬ 
nes politisches und juristisches Subjekt 
zu entscheiden. Wir lehnen die Theori¬ 
en von der Sackgasse ohne Ausweg und 
von der des Staats und der Regierung 
der Generalität als zwei aufeinander zu 
rasenden Zügen ab, denn wir denken, 
dass der 1. Oktober das Ergebnis der 
Volksbewegung ist, und dass die Zu¬ 
kunft Kataloniens nur das katalanische 
Volk schreiben kann. 

Wir denken, dass die Souveräni¬ 
tätsbewegung in Katalonien eine der 
größten Herausforderungen ist, denen 
sich das Verfassungsregime von 1978 in 
seiner fast 40-jährigen Geschichte aus¬ 
gesetzt gesehen hat. Das Mantra von 
der Einheit des spanischen Staats ist 
eine der Säulen, auf der ein im Nieder¬ 
gang befindliches politisches, soziales 
und Wirtschaftssystem errichtet wurde, 
das uns Tag für Tag mehr Korruption, 
weitere Verluste sozialer Rechte, Pre- 
karisierung der Arbeitswelt und allge¬ 
meine Verarmung der Arbeiterklasse 


lution bekämpft, hindert Kuba daran, 
Kredite für den Wiederaufbau auf¬ 
zunehmen. Nach ersten Schätzungen 
könnte der Sturm Schäden im Wert 
von 2,2 Milliarden US-Dollar verur¬ 
sacht haben. 

Aus Florida berichten US-Medien, 
dass bewaffnete Plünderer sich Schie¬ 
ßereien mit Polizisten lieferten. Der 
britische „Guardian“ schreibt, dass ört¬ 
liche Beamte als Folge des Sturms eine 
„humanitäre Katastrophe“ auf der In¬ 
selgruppe Florida Keys befürchteten. 

om 


bringt. Nötig ist eine entschlossene 
Haltung, um den politischen Bruch 
mit dem Regime zu beschleunigen, und 
in diesem Sinne sehen wir das Refe¬ 
rendum als ein Mittel an, um auf dem 
Weg des Ungehorsams ein Regime zu 
knacken und zu zerbrechen, das sich 
nur noch auf seine Justiz- und Repres¬ 
sionsapparate stützt, um das legitime 
Entscheidungsrecht der Völker zu blo¬ 
ckieren. 

Der 1. Oktober muss allen Kata- 
laninnen und Katalanen gehören. Wir 
verteidigen ein Referendum, das die 
Gesamtheit der Bevölkerung Katalo¬ 
niens als ein einziges Volk befragt. Wir 
erinnern daran, dass während der fran- 
quistischen Diktatur viele linke Akti¬ 
visten, speziell aus der PSUC (Verei¬ 
nigte Sozialistische Partei Kataloniens, 
Mitglied der Kommunistischen Interna¬ 
tionale), auf die Straße gegangen sind, 
um die Freiheit Kataloniens zu vertei¬ 
digen, und viele von ihnen waren Ar¬ 
beiter andalusischer, galicischer oder 
kastilischer Herkunft, während die ka¬ 
talanische Bourgeoisie ihre Geschäfte 
mit den ökonomischen und Finanzeli¬ 
ten des Franquismus machte. 

Am 1. Oktober stimmen wir für 
die Republik und für den politischen 
Bruch, um uns den Vorgaben des 
Staats zu widersetzen und um der ka¬ 
talanischen Rechten zu sagen, dass un¬ 
sere Zukunft nur das Volk entscheiden 
wird, weit entfernt von ihrer Taktiererei 
und Interessen. Am 1. Oktober müssen 
wir einen neuen politischen und gesell¬ 
schaftlichen Zyklus des Bruchs konsoli¬ 
dieren, der mit den Kundgebungen des 
15M (Bewegung spanischen „Empör¬ 
ten“) begann und der den Zerfall und 
die Unrechtmäßigkeit eines Regimes 
offengelegt hat, das nicht einmal mehr 
seine demokratische Fassade aufrecht¬ 
erhält. 


Türkei setzt 
Ausbürgerungen fort 

Die türkische Regierung droht wei¬ 
teren „Verdächtigen“ im Ausland 
mit der Ausbürgerung. Im Amtsan¬ 
zeiger wurde am Sonntag eine Liste 
des Innenministeriums mit Namen 
und anderen persönlichen Daten 
von 99 türkischen Staatsbürgern 
veröffentlicht, denen die Staatsbür¬ 
gerschaft aberkannt werden kann, 
wenn sie nicht binnen drei Mona¬ 
ten in die Türkei zurückkehren und 
sich den Behörden stellen. Den Be¬ 
troffenen wird unter anderem vor¬ 
geworfen, Mitglieder von „Terror¬ 
organisationen“ zu sein oder »die 
verfassungsmäßige Ordnung stür¬ 
zen« zu wollen. 

Die Regierung hatte im Januar 
ein Notstandsdekret erlassen, das 
den Entzug der Staatsbürgerschaft 
bei schweren Straftaten mit einer 
Warnfrist von drei Monaten erlaubt, 
wenn sich Verdächtige im Ausland 
aufhalten. Straftaten, auf die sich 
das Dekret erstreckt, sind etwa 
„Umsturzversuche“ oder das „Auf¬ 
wiegeln des Volkes zum bewaffne¬ 
ten Aufstand“. Die aktuelle Liste ist 
bereits die zweite: Im Juni hatte das 
Innenministerium bereits eine Liste 
mit 130 Namen veröffentlicht. 

Auf der Liste im Juni stand auch 
der in den USA lebende Prediger 
Fethullah Gülen, den die Regie¬ 
rung für den Putschversuch vom 
Juli 2016 verantwortlich macht. 
Die Frist für diese 130 Betroffenen 
ist Anfang des Monats abgelaufen. 
Ob oder wieviele zurückgekehrt 
sind, ist nicht bekannt. Das Kabi¬ 
nett muss nun entscheiden, ob den¬ 
jenigen, die nicht zurückgekehrt 
sind, die Staatsbürgerschaft entzo¬ 
gen wird. 

Trümmerberge nach 
Erdbeben in Mexiko 

Nach dem Jahrhundert-Erdbeben 
in Mexiko ist die Zahl der Todes¬ 
opfer auf mindestens 90 gestiegen. 
Das Beben hatte eine Stärke von 
8,2. Das Zentrum lag im Pazifik, 
137 Kilometer südwestlich von 
Tonalä im Bundesstaat Chiapas. Es 
gilt mit einem Beben im Jahr 1932 
als stärkstes je gemessenes in Me¬ 
xikos Geschichte. Zeitweise waren 
etwa 1,5 Millionen Menschen ohne 
Strom. Im Zentrum der Haupt¬ 
stadt schwankte sogar das Unab¬ 
hängigkeitsdenkmal bedenklich, 
stürzte aber nicht ein. Rund 1800 
Soldaten helfen bei den Rettungs¬ 
arbeiten. 

Minderheitsregierung 

wiedergewählt 

Die norwegische Ministerpräsi¬ 
dentin Erna Solberg von der kon¬ 
servativen Partei „Hpyre“ bleibt 
an der Regierung. Sie führte in den 
vergangenen vier Jahren eine Min¬ 
derheitsregierung mit der rechtspo¬ 
pulistischen Fortschrittspartei und 
wurde geduldet von der christlichen 
KRF und der liberalen Venstre. Die 
sozialdemokratische Arbeiterpar¬ 
tei von Herausforderer Jonas Gahr 
Stpre bleibt stärkste Partei, obwohl 
sie am meisten verloren hat. Doch 
auch alle bisherigen Regierungspar¬ 
teien verlieren an Zustimmung. 

Uno beschränkt Öl 
für Nordkorea 

Der Uno-Sicherheitsrat hat neue 
Sanktionen gegen Nordkorea ver¬ 
hängt: Lieferungen von Öl werden 
beschränkt, die von Erdgas ganz ge¬ 
stoppt. Härtere Strafmaßnahmen 
scheiterten am Widerstand aus Chi¬ 
na und Russland. Die neuen Gren¬ 
zen für Öllieferungen gelten nun ab 
dem 1. Oktober. Bis Ende des Jah¬ 
res dürfen nur 500.000 Barrel Öl 
an Nordkorea geliefert werden, ab 
1. Januar 2018 dann nur zwei Milli¬ 
onen Barrel jährlich. Die USA hat¬ 
ten ursprünglich auch gefordert, 
alle ausländischen Vermögenswer¬ 
te von Kim Jong Un und drei wei¬ 
teren ranghohen Parteimitgliedern 
einzufrieren. 


Syrische Armee rückt Richtung irakischer Grenze vor 


Ergebnis der 
Volksbewegung 

Katalanische Kommunisten rufen zur Teilnahme an 
Referendum auf 
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Keine 
Rendite 
mit der 
Miete! 


B 


I erlin wächst jedes Jahr um 60 000 Einwohner. Wohnraum ist 
I Mangelware. Im Gegensatz zu den Krokodilstränen vergießen¬ 
den Politikern, die die Stadt in den letzten 25 Jahren regiert 
haben, ist den meisten Demonstranten, die am Wochenende erneut 
durch Berlin Kreuzberg zogen, klar: Schuld ist deren Wohnungs¬ 
politik, die sie ganz bewusst im Interesse der Immobilienbesitzer 
gemacht haben. 

Noch 1990 verfügte Berlin nicht zuletzt als Folge der DDR-Woh¬ 
nungspolitik über genügend Wohnraum - die Mieten waren für eine 
mitteleuropäische Hauptstadt günstig. Um die Renditepläne der 
Immobilienkapitalisten zu erfüllen, handelten seitdem alle Regie¬ 
rungen gleich: 

★ Systematisch erfolgten Leerzug, Rückbau und Abriss zahlreicher 
DDR-Neubaublöcke. 

★ Hausbesitzer wurden durch den sogenannten „Sozialen Woh¬ 
nungsbau“ subventioniert, indem sie den Teil der Miete, den die 
armen Haushalte nicht aufbringen konnten, vom Senat bekamen. 
Diese Subjektförderung läuft jetzt vielerorts aus. In der Folge stei¬ 
gen die Mieten sprunghaft, 

★ Grundstücke und Häuser in bester Lage wurden brachliegen ge¬ 
lassen. 

★ „Stadtteil-Aufwertung“ und Wohnraumverknappung führten 
dazu, dass für Immobilien mittlerweile Höchstpreise erzielt werden. 

★ das Verhökern riesiger öffentlicher Wohnungsbestände an Privat¬ 
konzerne war der Startschuss für die unbeschränkte, massenhafte Spekulation mit Wohnraum. 

Nun reißen sich kapitalistische Großkonzerne immer mehr öffentlichen Wohnungsbestand unter den Nagel. Börsenno¬ 
tierte Unternehmen wie die Deutsche Wohnen sind angetreten, um auf dem Immobiliensektor Maximalprofit zu erzielen. 
Es bauen vor allem Private, denn es winken Höchstrenditen. Das schafft bei weitem nicht die Zahl tatsächlich benötigter 
Wohnungen. Neubau, auch wenn er in Billigbauweise erfolgt, spielt ausschließlich im hochpreisigen Segment. 1.000 Men¬ 
schen pro Jahr fliegen in Berlin aus ihrer Wohnung, weil sie die Miete nicht mehr zahlen können. 


Aus Anstoß-Extra der DKP Berlin zur Bundestagswahl: 

★ Die DKP vertritt wohnungspolitische Konzepte, die eigentlich ursozialdemokratisch sind: Steuergeld von Banken, Bonzen 
und Konzernen für den Wohnungsbau in staatlicher oder kommunaler Hand. Das Geld verpufft ja nicht einfach - aktuell 
wandert es in die Kassen der Immobilienspekulanten und ihrer Aktionäre, da müssen wir es uns wieder holen. 

★ Wir stehen für einen neuen Kommunalen Wohnungsbau mit demokratisch festgelegten Mieten. Das würde alle Mieter 
Berlins spürbar entlasten. Wir sind dafür, dass das Leerstandszweckentfremdungsverbot konsequent umgesetzt wird. Wir 
sind gegen Börsenspekulation mit Wohnraum und für das Verbot von kapitalistischen Immobilien-Großkonzernen. 

★ Wir fordern die Enteignung und Nutzbarmachung von Leerstand. Was während der „Flüchtlingskrise“ 2015 diskutiert 
wurde, muss angesichts der dramatischen Obdachlosigkeit in Berlin umgesetzt werden. 
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Christoph Hentschel zum EU-Beitritt der Türkei 

Kurswechsel gegenüber USA 


Weil der Wahlkampf der großen Partei¬ 
en nichts für die Schlagzeilen der mei¬ 
nungsmachenden Medienhäuser her¬ 
gibt, ist die Türkei in den Fokus der Be¬ 
richterstattung geraten. Das Plakat der 
Kleinpartei „Allianz Deutscher Demo¬ 
kraten“ (ADD) wirbt mit dem Konter¬ 
fei des türkischen Präsidenten Erdogan 
und ruft auf Türkisch dazu auf, keine tür¬ 
keifeindlichen Parteien zu wählen. „Tür¬ 
keifeindlich“ sind danach alle, die sich 
gegen die Interessen Erdogans in Stel¬ 
lung bringen. Das Interesse Erdogans 
und vermutlich das jeder anderen tür¬ 
kischen Regierung ist es aber, die Bei¬ 
trittsverhandlungen mit der EU weiter¬ 
zuführen - zu nicht von außen diktierten 
Bedingungen. Frankreich steht einem 
Beitritt der Türkei schon seit geraumer 
Zeit ablehnend gegenüber. Die USA 


möchten die Türkei aus strategischen 
Gründen in der EU sehen. Deshalb ha¬ 
ben die deutschen Regierungen es, dem 
Wunsch Washingtons entsprechend, bis¬ 
her abgelehnt, die Beitritts Verhandlun¬ 
gen mit der Türkei zu beenden. 

Plötzlich ist das anders. Während des 
TV-Duells zur Verschönerung des Bun¬ 
deswahlkampfes kündigte SPD-Kanz- 
lerkandidat Martin Schulz an, sich für 
ein Ende der Verhandlungen einzuset¬ 
zen und Kanzlerin Angela Merkel er¬ 


klärte daraufhin, beim nächsten EU- 
Ministerrat darüber beraten zu wollen. 
Dieses nächste Treffen war das Treffen 
der Außenminister in der estnischen 
Hauptstadt Tallinn. Außer dem öster¬ 
reichischen Außenminister Sebastian 
Kurz wollte niemand dem deutschen 
Politikschwenk folgen. Die Außenmi¬ 
nister des Noch-Mitglieds Britannien, 
Litauens, Finnlands und Ungarns stell¬ 
ten sich offen gegen ein Ende der Bei¬ 
trittsverhandlungen. Der türkische Eu¬ 


ropaminister Ömer Celik warf Deutsch¬ 
land den Missbrauch der EU für eigene 
Interessen vor. 

Celiks Äußerungen bringen ei¬ 
nen zum Schmunzeln, wenn man be¬ 
denkt, dass das Konstrukt „EG“ und 
dann „EU“ einst als imperialistisches 
Zweckbündnis zwischen Frankreich und 
Deutschland auf Betreiben der USA ge¬ 
gründet worden ist, um einen gewissen 
Interessenausgleich zwischen den bei¬ 
den Imperialisten auf dem europäischen 


Kontinent zu herzustellen und zugleich 
die europäischen Staaten im Machtbe¬ 
reich Washingtons gegen die Sowjetuni¬ 
on in Stellung zu bringen. Seit der Zer¬ 
störung des sozialistischen Lagers sind 
deutsche Regierungen mit mehr Erfolg 
als früher bemüht, die eigene Position 
und eigene Interessen, im Rahmen der 
generellen Abhängigkeit von den USA 
durchzusetzen. 

So ist der Kurswechsel der Bundes¬ 
regierung weniger mit den Ereignissen 
der letzten Monate in der Türkei zu er¬ 
klären. Es geht auch um eine Machtde¬ 
monstration Deutschlands gegenüber 
den USA. Seit Donald Trump Präsident 
ist, sehen die Strategen in Berlin Chan¬ 
cen gekommen, deutsche Interessen ge¬ 
gen die US-amerikanischen in Stellung 
zu bringen. 



Am Dienstag protestierten über hundertausend Franzosen gegen die Pläne von Staatschef Emmanuel Macron, das 
französische Arbeitsrecht weiter zu schleifen. Landesweit waren 180 Protestaktionen angekündigt worden, die Gewerk¬ 
schaft CGT mobilisierte in ganz Frankreich. 

Macrons Vorgänger Hollande schrieb das Arbeitsgesetz („Code du Travail“) bereits im letzten Jahr per Verfassungsde¬ 
kret und am Parlament vorbei um. Macron wirkte als Wirtschaftsminister unter Hollande bereits ordentlich daran mit, 
das bisher Erreichte war ihm und den französischen Kapitalisten aber zu wenig. 

Die Demonstranten bezeichnete Macron vorab als Faulpelze, Zyniker und Extreme, denen er nicht klein beigeben werde. 
Trotzdem gelang es ihm Teile der französischen Gewerkschaftsbewegung mit Gesprächsangeboten einzufangen. So 
sagte Jean-Claude Mailly, Generalsekretär der drittstärksten Gewerkschaft Frankreichs - der „Force Ouvriere“ (FO) -, ob 
der „wirklichen Gesprächsbereitschaft unter Sozialpartnern“ die Teilnahme seiner Organisation an den landesweiten 
Kundgebungen ab. Im 


Die Qual der Wahl... 


... oder Friedrichshain-Kreuzberg sucht den Mieter-Star 
Kolumne von Wera Richter 


Neulich beim Plakatieren unserer 
Wandzeitung mit dem Titel „Vertrei¬ 
ben wir die Deutsche Wohnen bevor 
sie uns vertreibt (http://dkp-fhkb.de) 
raunt mein Gruppenvorsitzender: „Ich 
hab überlegt, dem Pascal Meiser meine 
Erststimme zu geben.“ Ich: „Echt, wie 
kommst du darauf?“. Er: „Na, ich glaub, 
der meint es ernst mit der Mietenbewe¬ 
gung und so.“ Ja, das ist das Kriterium. 
Steht einer mit Wort und Tat für den 
Kampf um Verbesserungen der Lage 
der Menschen im Bezirk oder nicht? 

„Rauf mit den Löhnen, runter mit 
den Mieten!“ - Eine Losung, die wir auf 
zahlreichen Demos gerufen und der die 
Mieterini Kotti & Co ein Riesen-Wand- 
gemälde gewidmet hat, prangt nun auf 
Meisers Plakaten. Er ist Direktkandidat 
der Linkspartei im Berliner Wahlkreis 
83 - Friedrichshain-Kreuzberg/Prenz- 
lauer Berg-Ost. Hier hat Hans-Chris¬ 
tian Ströbele vier Mal in Folge das Di¬ 
rektmandat geholt. Nun ist der Grüne 
mit dem roten Schal in Rente gegangen. 
Neben der Linkspartei sind auch Grüne 
und SPD scharf auf das Mandat in dem 
Szenebezirk, in dem Mieterinnen und 
Mieter besonders betroffen von Ver¬ 
treibung sind. 

Meiser hat noch mehr so Sprüche 
drauf: Mit „Steht auf Verdämmte die¬ 
ser Erde“ lädt er die Opfer energeti¬ 
scher Sanierung auf Kosten der Mieter 
zum Gespräch. Für Alt-Kreuzberger 
versucht er es mit der Benennung ei¬ 
ner Rio-Reiser-Straße. Für die Grünen 
tritt Canan Bayram an. Ihre Kanzlei ist 
in der umkämpften Rigaer Straße und 
ihr Plakat „Die Häuser denen, die drin 
wohnen!“ hat für ordentlichen Tumult 
in der Bundespartei gesorgt. Dafür ist 
sie gut. Auf dem Parteitag beschied sie 
Tübingens grünen Oberbürgermeister 


Wir-können-nicht-allen-helfen-Boris- 
Palmer mit einem „einfach mal die 
Fresse halten“. Für die SPD kandidiert 
Cansel Kiziltepe. Die Bundestagsab¬ 
geordnete ist im Wrangel-Kiez aufge¬ 
wachsen, wo etliche Mieter bereits ihre 
Wohnungen verlassen mussten. Sie lässt 
sich gern bei den Aktionen der Mieter¬ 
initiativen Kotti und Co und Bizim Kiez 
(Unser Kiez) sehen und weiß, wovon sie 
spricht. 



Die drei veranstalten ein Schau¬ 
laufen in Sachen Mietervertretung. 
Bayram und Kiziltepe sind Mitglieder 
von Parteien, die im Bund für Kriegs¬ 
politik, Demokratie- und Sozialabbau 
stehen. Die SPD schämt sich nicht, Er¬ 
werbslose im heißen Wahlkampf mit 
7 Euro mehr im Monat abzuspeisen. 
Die Grünen nutzen zur Zeit jedes Mi¬ 
kro um ihren Sicherheitsphantasien 
freien Lauf zu lassen. Meiser hat es da 
besser - wenngleich die Friedensposi¬ 
tion seiner Partei in der Hoffnung auf 




ein in die Ferne gerücktes Mitregieren 
wackelt. 

Was das bedeutet, zeigen alle drei 
Parteien zur Zeit in Berlin. In unter¬ 
schiedlichen Konstellationen haben sie 
Wohnraum privatisiert, kommen mit 
dem versprochenen Neubau von bezahl¬ 
baren Quartieren nicht aus dem Knick, 
handeln im Interesse der kommunalen 
und privaten Mietpreistreiber und las¬ 
sen zwangsräumen. Das nicht aufgeklär¬ 
te Attentat vom Breitscheidplatz wird 
für die Anschaffung neuen Kriegsge¬ 
räts genutzt. Neu im Sortiment sind 
zwei Survivor-Räumpanzer für 300 000 
bis 500 000 Euro das Stück. Den Strei¬ 
kenden der Charite wird eine Anhebung 
ihrer Löhne an den TvÖD (Tarifvertrag 
für den Öffentlichen Dienst) verweigert. 
„Rauf mit den Löhnen, runter mit den 
Mieten“ geht anders. 

Bleibt „Die Partei“ um Martin Son¬ 
neborn, die keinen geringeren als ihren 
Kanzlerkandidaten, den Kabarettisten 
Serdar Kancler Somuncu in den Wahl¬ 
kreis schickt? Die sind auf jeden Fall 
witzig. Aber dass sie sich um die Prob¬ 
leme der Leute im Kiez scheren, wäre 
mir neu. Also auch keine Alternative. 

Wohin mit meiner Erststimme weiß 
ich noch nicht. Aber sicher ist, dass ich 
die Tage noch mal mit meinem Grup¬ 
penvorsitzenden um die Häuser zie¬ 
he, um die restlichen UZ-Extra zu ste¬ 
cken und dabei heftig für das Aufstel¬ 
len eines Direktkandidaten oder einer 
-kandidatin der DKP bei kommenden 
Wahlkämpfen werben werde. Das ver¬ 
einfacht nicht nur mir und den Genos¬ 
sinnen und Sympathisanten den Wahl¬ 
gang, sondern da können die Leute 
auch sicher sein, dass wir vor, während 
und nach dem Wahlkampf gleicherma¬ 
ßen für die Sache stehen. 


Markus Bernhardt zum Feindstrafrecht gegen Linke 


Wahre Verfassungsschützer 


Politik, Polizei und Justiz holen zuneh¬ 
mend zum Schlag gegen die politische 
Linke aus. Begleitet von medialen Kam¬ 
pagnen gegen vermeintlich „gewaltbe¬ 
reite Linksextremisten“ kam es in den 
letzten Wochen zu ersten Verurteilun¬ 
gen von Gegnern des G20-Gipfels, der 
Anfang Juli in Hamburg stattgefunden 
hatte. Frei von Beweisen, dafür umso 
mehr angereichert mit Vermutungen 
und Unterstellungen, begründeten die 
Richter die von ihnen verhängten teils 
horrenden Haftstrafen, die sich gegen 
junge Demonstranten richteten. 

Faktisch wandten sie ein Feindstraf¬ 
recht an, bei dem alle zur Verfügung 
stehenden Mittel erlaubt sind, um ver¬ 
meintliche Gegner der Gesellschaft zu 
bekämpfen und beraubten die Ange¬ 
klagten so ihrer Grundrechte. Was nicht 
passt, wird passend gemacht, lautet 
ganz offensichtlich das mittlerweile in 
Teilen der Justiz vorherrschende Credo. 

Das bekamen Ende August auch 
die Macher der Internetplattform 
„linksunten.indymedia.org“ zu spüren, 
als Bundesinnenminister und CDU- 
Rechtsaußen Thomas de Maiziere ihre 
Internetseite verbot und die staatliche 
Zensurmaßnahme ebenfalls mit Un¬ 
wahrheiten und Unterstellungen zu 
begründen versuchte. Bemerkenswer¬ 
te Erfahrungen mussten kürzlich auch 
die Düsseldorfer Antifaschisten Mi- 
scha Aschmoneit und Torsten Nagel 
machen. Sie sollen zu einer friedlichen 
Sitzblockade gegen Aufmärsche extrem 
rechter Gruppierungen aufgerufen bzw. 
sich daran beteiligt haben. Das brachte 
ihnen vor dem Amtsgericht Düsseldorf 
eine Verurteilung zu einer Geldstrafe 


über 8 800 Euro plus Anwalts- und Ge¬ 
richtskosten ein. 

Einher geht diese Kriminalisie¬ 
rungswelle gegen Linke mit einer zu¬ 
nehmenden Überwachung durch die 
mit Neonazis verbandelten Inlandsge¬ 
heimdienste. Wohl prominentes Opfer 
der Spitzeldienste aktuell: Silvia Gin¬ 
gold, überzeugte Antifaschistin, Kriegs¬ 
gegnerin und Tochter der Widerstands¬ 
kämpfer Peter und Ettie Gingold. 

Für die politische Linke, das zeigen 
alle diese Fälle, werden grundgesetz¬ 
lich verbriefte Rechte zunehmend au¬ 
ßer Kraft gesetzt. Während kaum eine 
Woche ohne Naziskandal in Bundes¬ 
wehr oder Politik- und Beamtenapparat, 
brennende Flüchtlingsunterkünfte, oder 
rassistisch motivierte Gewalt vergeht, 
erklärt das bundesdeutsche Establish¬ 
ment ausgerechnet diejenigen zu Ver¬ 
fassungsfeinden, die die letzten noch be¬ 
stehenden Grund- und Freiheitsrechte 
entschlossen zu verteidigen versuchen. 

Genau das scheint übrigens das Pro¬ 
blem der Herrschenden zu sein. 

Es bleibt der (radikalen) Linken 
überlassen, sich gegen rechte Gewalt, 
ausufernde Kameraüberwachung in¬ 
klusive Gesichtserkennung im öffent¬ 
lichen Raum und den schnellen Schrit¬ 
tes erfolgenden Angriffen auf das De- 
monstrations- und Versammlungsrecht 
entgegenzustellen. 

Wo Bürgerrechtler, die diesen Na¬ 
men im Gegensatz zum Gros der DDR- 
Oppositionellen tatsächlich verdienen, 
vom Establishment zu Aussätzigen 
verklärt und maßlos bekämpft werden, 
wird mindestens das Geschäft der AfD 
betrieben. 


Lana Durek von der SDAJ über Leistungsdruck in der Schule 


Leben für die Schule? 


Endlich wieder Schule, endlich darf 
man sich wieder anhören, was man 
nicht alles für das Leben lernen soll. 
Und das ist viel. Und in ganz schön 
kurzer Zeit. Der Effekt: Wir lernen ne¬ 
benbei auch schon, uns an Leistungs¬ 
druck und Konkurrenzdenken zu ge¬ 
wöhnen. ,Das Leben 4 , das bedeutet in 
dem Fall vor allem die Interessen des 
Kapitals. Je nach Schulform wird ge¬ 
lernt, was man mit seinem jeweiligen 
Abschluss so wissen muss, um ver¬ 
wertbare Arbeitskraft zu sein. Ob nun 
Hilfsarbeiter mit Realschulabschluss 
oder höher qualifizierter Abiturient. 
Und allen ist gleich, dass wir schon 
früh gelernt haben, unter Druck zu 
ackern und dafür im Zweifelsfall auch 
uns selber hinten runter fallen zu las¬ 
sen. Auf 60 Schüler kommt einer mit 
Burn-Out, aber ca. jeder 5. ist gefähr¬ 
det. Die Gründe dafür sind vielfältig. 
Zum einen die Ebene des Lernstoffs. 
Seit der Umstellung auf G8 in den 
meisten Bundesländern ist die Gym¬ 
nasiallaufbahn ein Jahr kürzer - der 
Stoff ist aber kaum weniger geworden. 
Schule bis in den Nachmittag ist mitt¬ 
lerweile Normalität. Danach kommen 


natürlich noch die Hausaufgaben hin¬ 
zu. Und wer die nicht alleine schafft, 
weil eine Lehrkraft bei locker 30 Schü¬ 
lern in einer Klasse nicht auf jeden 
einzeln eingehen kann, darf danach 
noch bei der Nachhilfe nachlernen. 
Nicht zuletzt entstehen schon früh so¬ 
zialer Druck und Konkurrenz. Nicht 
selten melden sich Schüler nicht, aus 
Angst, etwas Falsches zu sagen. Oder 
von den anderen ausgelacht zu wer¬ 
den, weil es falsch ist. Oder ausgelacht 
zu werden, weil sie ,die Streber 4 sind. 

Man sieht, es gibt allerlei zu lernen, 
was das Kapital erfreut. Es gibt aber 
auch allerlei zu lernen, wie man sich da¬ 
gegen zur Wehr setzen kann. Ein neues 
Schuljahr heißt auch: Eine neue Mög¬ 
lichkeit, in seiner Schülervertretung ak¬ 
tiv zu sein. So kann beispielsweise die 
SV in der Schulkonferenz dafür kämp¬ 
fen, dass die Hausaufgabenregelung der 
Schule fairer gestaltet wird. Das löst 
nicht alle Probleme, ist aber schon mal 
ein riesen Erfolg! 

Es liegt also an uns zu wählen, ob 
wir einfach weiter für das Kapital ler¬ 
nen wollen oder ob wir lernen wollen, 
zu kämpfen. Auch schon in der Schule. 
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Michael Gaismair, „ein Müntzerscher" 


Die Bauernkriege in Deutschland und die Tiroler Aufstände 


Thomas Müntzer 


Michael Gaismayer 




F, Engels: "Münzer selbst scheint die weite KMt zwischen 
seinen Theorien und der unmittelbar vorliegenden Wirklichkeit 
gefühlte zu haben.. / 5.402) 


F. Engels: 'Gelsmaler, das einzige bedeutende 
militärische Talent unter sämtlichen Bauernchefs.,, ein 
Münzerscher...“ {6 S.4Ö7) 


Die beiden Bauernführer Thomas Müntzer und Michael Gaismair waren erklärte 
Gegner der Geldfälschung und der Wuchergeschäfte und wussten über die 
kriminelle Energie der Angehörigen der Obrigkeit Bescheid. 

Quelle: http://www.bauernkriege.de/michaelgaismair.html 


I n Abhandlungen 
über den großen 
deutschen Bau¬ 
ernkrieg, dieser 
im Ergebnis der 
Reformation aus¬ 
brechenden früh¬ 
bürgerlichen Re¬ 
volution, wird oft 
die in Tirol kaum 
erwähnt. Dabei 
hatten dort „die 
reformierten Leh¬ 
ren großen An¬ 
hang gefunden; 
hier waren sogar, 
noch mehr als in 
den übrigen ös- 
tereichischen Al¬ 
penländern, Münt- 
zersche Emissäre 
mit Erfolg tätig 
gewesen“ schrieb 
Friedrich Engels 
in „Der deutsche 
Bauernkrieg“ 

(MEW, Bd. 7). 

Aber ihre Saat 
ging zu spät auf. 

Damit bestätig¬ 
ten die österreichischen Aufstände 
noch einmal die Tragik der zersplit¬ 
tert kämpfenden Bauern als eine we¬ 
sentliche Ursache ihres Misserfolgs. 
Die gegen die vereinten Söldnerhee¬ 
re kämpfenden deutschen Bauern gin¬ 
gen bereits ihrer Niederlage entgegen, 
als ihre Brüder in Tirol gegen ihre Un¬ 
terdrücker losschlugen. Zwei Tage vor 
der entscheidenden Niederlage der 
mitteldeutschen Bewegung bei Fran¬ 
kenhausen wählten die Bauernhaupt¬ 
leute am 13. Mai 1525 den 35-jährigen 
Michael Gaismair zu ihrem Obristen. 

Der Obrist der Tiroler Bauern 

Gaismair stammte aus einer begüter¬ 
ten Bergbauunternehmer- und Beam¬ 
tenfamilie. Als Schreiber des Tiroler 
Landeshauptmanns und Burggrafen 
von Vols als auch Sekretär des Brixe- 
ner Bischofs lernte er die brutale Un¬ 
terdrückung des Volkes kennen, hatte 
aber auch Gelegenheit, sich mit den 
Lehren der großen Reformatoren ver¬ 
traut zu machen. Von ihnen beeinfluss¬ 
ten Thomas Müntzer und Huldrych 
Zwingli sein weiteres Handeln und lie¬ 
ßen ihn neben ihnen zu einem der her¬ 
vorragendsten Vertreter des radikalen 
Flügels der frühbürgerlichen Revolu¬ 
tionen in Europa werden. 

Im Gegensatz zu Deutschland hat¬ 
ten Bauern und städtische Honoratio¬ 


ren bereits zu Beginn des 14. Jahrhun¬ 
derts in Tirol sogenannte Landesstän¬ 
de durchgesetzt, in denen sie neben 
Prälaten und Rittern vertreten waren. 
Die Macht der Grundherren über die 
bäuerliche Bevölkerung war durch die 
Landstände zugunsten der Beamten 
der Gerichte, wie die unterste Verwal¬ 
tungseinheit hieß, in gewissem Umfang 
beschnitten. Nun forderten die Berg¬ 
knappen im Bündnis mit den Bauern 
weitere Rechte und Freiheiten. Sie 
marschierten nach Innsbruck und ver¬ 
langten die Aufhebung der Kontrolle 
der Bergwerke durch die Augsburger 
Fugger, Mitsprache bei der Direktion 
der Betriebe und an der Landesregie¬ 
rung. Die Volkserhebung dehnte sich 
rasch auf die Gebiete Brixen, Bozen, 
Sterzing, Ghries und Hall aus. 

In dieser Situation wurde am 
12. Juni 1525 der Innsbrucker Land¬ 
tag eröffnet. Auf ihm waren auch 
die Nachbarn vertreten, neben dem 
Schwäbischen Bund Bayern, Grau¬ 
bünden, Venedig, Mailand, Bourbon, 
Neapel und der Kaiser. 200 Vertre¬ 
ter der Bauern - in ihrem Schlepptau 
die Städte - verlangten nicht nur, die 
Geistlichkeit auszuschließen, sondern 
sogar die Bergknappen zum Landtag 
zuzulassen. Der Adel - ein in ganz 
Deutschland beispielloser Fall - war 
so eingeschüchtert, dass er sich viel¬ 


fach den Forde¬ 
rungen der Bau¬ 
ern anschloss. Das 
Bistum Brixen 
und der Deutsche 
Orden wurden sä¬ 
kularisiert. Die 
Gemeinden er¬ 
hielten das Recht, 
den Pfarrer der 
Landesregierung 
vorzuschlagen. 
Das römische 
Recht wurde ein¬ 
geschränkt, Fisch¬ 
fang und Jagd für 
frei erklärt, die 
Abgaben der Bau¬ 
ern herabgesetzt. 

Inzwischen 
aber hatte der 
Schwäbische Bund 
die letzten Ausläu¬ 
fer der Erhebung 
im Allgäu zer¬ 
schlagen. Die Sie¬ 
ge des Truchsess 
stärkten die Positi¬ 
on Habsburgs. Erz¬ 
herzog Ferdinand 
konnte nun über die Heeresmacht des 
Bundes verfügen. Vor allem aber dik¬ 
tierte Georg von 
Waldburg das wei¬ 
tere Vorgehen und 
verhinderte die 
Annahme einer 
neuen Landesver¬ 
fassung, die einen 
radikalen Umbau 
der Verwaltung, 
die Beseitigung 
der Vorherrschaft 
des Herrenstan¬ 
des, die Wahl der 
Richter und Be¬ 
amten und die 
restlose Übereig¬ 
nung des Bodens 
an die Bauern ent¬ 
halten sollte. Nicht 
genug damit, lock¬ 
te der Erzherzog im August 1525 Gais¬ 
mair nach Innsbruck und ließ ihn in 
den Kerker werfen. Die von Gaismair 
friedlich angestrebten Reformen wa¬ 
ren gescheitert. 

Gaismairs Tiroler 
Landesordnung 

Gaismair gelang es, aus dem Kerker zu 
entkommen und nach Zürich zu fliehen, 
wo er von Zwingli Anregungen für seine 
reformatorische Programmschrift, die 


„Tiroler Landesordnung“ erhielt, die er 
anschließend in Klosters in Graubün¬ 
den ausarbeitete. Darin entwarf er das 
Zukunftsbild einer von Unterdrückung 
befreiten, auf Gottes Wort gegründeten 
freien Republik der Bauern und Berg¬ 
knappen. Der erste Artikel verlangte 
die Ausrottung aller Gottlosen, die das 
ewige Wort verfolgen, den gemeinen 
armen Mann beschweren und den ge¬ 
meinsamen Nutzen verhindern. 

Engels:,,... eine Reihe 
brillanter Gefechte“ 

Im April 1526 erhoben sich die Bau¬ 
ern, um Gaismairs Landesordnung 
durchzusetzen. Am 20. April 1526 
kam es am Lueg-Pass zu einer der 
bedeutendsten Schlachten im deut¬ 
schen Bauernkrieg. Zwischen Golling 
und Werften überfiel Michael Gais¬ 
mair mit seinem Haufen das vier bis 
fünftausend Mann zu Fuß und berit¬ 
ten zählende erzbischöfliche Heer 
in der Nacht so überraschend, dass 
es furchtbare Verluste erlitt und nur 
knapp der Vernichtung entkam. Es 
verlor alle seine Stellungen, darunter 
den strategisch wichtigen Lueg-Pass. 
In einer glänzenden Kampagne lie¬ 
ferte Gaismair anschließend den von 
verschiedenen Seiten heranziehenden 


Bayern, Österreichern, schwäbischen 
Bundestruppen und erzbischöflichen 
Landsknechten bei Golling, Kitzbü¬ 
hel, Kirchberg und Mauterndorf eine 
„Reihe brillanter Gefechte“ {Engels). 
Bei Kitzbühel kam es gar mehrfach 
zu siegreichen Treffen für die Auf¬ 
ständischen, die geschickt ihre Orts¬ 
kenntnisse im Gebirgsterrain zu nut¬ 
zen wussten. Bei Küchel an der Salz¬ 
ach führte Gaismair am 14. Juni den 
Angriff gegen acht beste Fähnlein des 


Schwäbischen Bundes selbst an und 
errang einen glänzenden Sieg. 

Mit seinem Haufen verfolgte er 
die fliehenden Kriegsknechte bis vor 
Salzburg. Drei Tage später erlitt das 
Bundesheer schwere Verluste, als es 
vergeblich versuchte, den Lueg-Pass 
zurückzuerobern. Die Haufen von 
Rauris, Pongau und Gastein stürmten 
und verbrannten die Alpenschlösser 
Mittersill, Kaprun, Fischhorn, Taxen¬ 
bach, Lichtenberg, Engelberg und It- 
tern. Um Radstatt hatte Gaismair ei¬ 
nen festen Belagerungsring geschlos¬ 
sen. Mehrere Angriffe misslangen 
jedoch, da es an Belagerungsgeschütz 
fehlte. 

Der Versuch, die Tiroler Landes¬ 
ordnung im Salzburgischen Aufstand 
1526 durchzusetzen, scheiterte jedoch. 
Angesichts ausbleibender auswärti¬ 
ger Hilfe brach Gaismair vor den in 
erdrückender Übermacht anrücken¬ 
den Kriegsobersten mit Zustimmung 
seiner Hauptleute den Aufstand ab. 
Der Versuch, ihn zur Verzweiflungs¬ 
schlacht zu stellen und zu vernichten, 
schlug fehl. Noch einmal bewies Gais¬ 
mair, dass er „ein Müntzerscher war“, 
wie Engels einschätzte, „das einzige 
bedeutende militärische Talent unter 
sämtlichen Bauernchefs“. Es gelang 
diesem talentier¬ 
ten Heerführer 
aus dem Volk, der 
Niederlage zu ent¬ 
gehen und die bei 
ihm verbliebenen 
Bauernhaufen in 
einem in der Ge¬ 
schichte beispiel¬ 
los dastehenden 
Rückzugsmarsch 
aus der feindlichen 
Umzinglung über 
die Alpen nach 
Venedig zu führen. 

Die Stadtre¬ 
publik empfing 
den legendären 
Bauernführer mit 
großen Ehren. Sie 
übernahm seine Truppen und stellte 
ihm und seinen Hauptleuten einen 
Palast als Quartier zur Verfügung. 
Der Schweizer Kanton Zürich ver¬ 
lieh ihm das Bürgerrecht. Die Habs¬ 
burger versuchten vergeblich, gegen 
hohe Entschädigungssummen seine 
Auslieferung zu erreichen. Schließlich 
setzten sie ein Kopfgeld aus, für das 
zwei spanische Söldlinge Gaismair 
1532 in Padua hinterrücks erstachen. 

Gerhard Feldbauer 
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ALL" ALBA DEL (5 APRILE 1532 CA DDE GUI PER WA NO Dl SIC AR! 

MICHAEL GAISMAIR 

Eft OIC AMENTE AV£VA PftQPUGNATQ lIBERTA - £ GIUSTIZlA SOCIALE NELLA GUER«! 
CONTAOINA EUROFEÄ DEL 1525-26 

COME CÜNOOTTIERO VENEZIA NO ESPUQNO CR E MONA 23 SETTEMBRE 1526 
AMfCÜ DEL ftUZANTE £ INSIEME "CAVALIERE DEGU STROZZr MILITO CQN CLl 
ESU LI REPUB&LICAN1 FIGRENT1NI 

DEN 15. APRIL 1532 IM MORGENGRAUEN FIEL HIER 
MICHAEL GAISMAIR 
meuchelmorderischen Händen zum Opfer, 

mir HELDENMUT HATTE ER IN DEN EUROPÄISCHEN BAUERNKRIEGEN 1525-26 
FREIHEIT UND SOZIALE GERECHTIGKEIT VERTEIDIGT. 

ALS ANFÜHRER DES VENETIANISCHEN HEERES HATTE ER 
AM 25 SEPTEMBER J52& CREM0NA EROBERT. 

| MIT RUZANTE BEFREUNDET HATTE ER ALS RITTER DER STROZZl AN DER SEITE 
DER VERBANNTEN ANHÄNGER DER REPUBLIK FLORENZ GEKÄMPFT - 


Plakette in Erinnerung an Michael Gaismair in Padua 

Foto:Tonii / wikimedia. / CC BY-SA 3.0 


Aufstand gegen den Krieg 


Erinnern an den Roten Oktober und die Zukunft des Sozialismus 


Runde Geburtstage kommen und ge¬ 
hen. Ihr Rhythmus gehorcht dem Ka¬ 
lender. Dies gilt für Menschen ebenso 
wie für große historische Ereignisse. 
Welches Gewicht das jeweilige Jubi¬ 
läum erhält, entscheiden diejenigen, 
die sich erinnern, genauer: erinnern 
wollen. Stefan Bollinger will mit sei¬ 
nem Buch anlässlich der 100-jährigen 
Wiederkehr der russischen Revolutio¬ 
nen des Jahres 1917 diese notwendige 
Erinnerungsarbeit leisten. Und dies ist 
ihm überzeugend gelungen. 

Bereits mit dem von ihm gewähl¬ 
ten Untertitel „Aufstand gegen den 
Krieg“ liefert er den entscheidenden 
Schlüssel zum Verständnis der Ok¬ 
toberrevolution. Dies kann nicht oft 
genug wiederholt werden: Die Okto¬ 
berrevolution war die einzige in ihrer 
Radikalität adäquate Antwort auf die¬ 
sen Krieg, der zurecht als die „Urka- 
tastrophe des Jahrhunderts“ gekenn¬ 
zeichnet wurde. 

Bollinger gliedert seine Darstel¬ 
lung in drei Kapitel. Der erste und um¬ 
fänglichste Teil trägt die Überschrift 
„Eine kleine Revolutionsgeschichte“, 
es folgt ein Kapitel zu „Revolution - 


Epoche - Erbe - Tradition“ und ab¬ 
schließend handelt der Autor kurz und 
in eher feuilletonistischer Weise über 
»„Revolution’ - die Karriere eines Be¬ 
griffs nach dem Ende des Ostblocks“. 

Im Ergebnis der Oktoberrevoluti¬ 
on entstand erstmals ein sich als sozia¬ 
listisch verstehender Staat, der als So¬ 
wjetunion die Geschichte des 20. Jahr¬ 
hunderts entscheidend bestimmte und 
nachhaltig prägte. Die sich entfaltende 
Systemauseinandersetzung förderte 
neben vielen nationalen wie interna¬ 
tionalen, unstrittig positiven Auswir¬ 
kungen ein häufig übersehenes Phäno¬ 
men: das Entstehen des sogenannten 
„sozialdemokratischen Jahrhunderts“ 
(Ralf Dahrendorf). Ohne die dauern¬ 
de Herausforderung durch die neue 
sowjetische Gesellschaft keine Ver¬ 
besserung der sozialen Lage der ar¬ 
beitenden Menschen in den Metropo¬ 
len, ja - und dieser zusätzliche Hinweis 
ist unerlässlich - nicht einmal die Be¬ 
wältigung der großen kapitalistischen 
Krisen in den 20er und 30er Jahren so¬ 
wie der überraschende wirtschaftliche 
Erfolg des Westens nach dem zweiten 
Weltkrieg. 


Nach einem informativen Streif¬ 
zug durch die nach 1989 veröffentlich¬ 
te Geschichtsschreibung zur Oktober¬ 
revolution wendet er sich Schlüssel¬ 
fragen der Revolution zu wie „Warum 
konnte eine bolschewistische Partei 
die Massen begeistern? Wo stand die 
Arbeiterklasse in diesem bäuerlich 
geprägten Land, und warum konnte 
sie trotz ihrer vergleichsweise gerin¬ 
gen Größe ... so wirksam werden? 
Warum versagte die russische Bour¬ 
geoisie so kläglich? Schieden sich die 
Geister letztlich an der Frage des im¬ 
perialistischen Krieges bis zum immer 
noch erhofften Sieg?“ Mit seinen Ant¬ 
worten liefert der Autor eine ebenso 
kenntnisreiche wie prägnante Dar¬ 
stellung der Hauptlinien dieser revo¬ 
lutionären Ereignisse. 

Spannend ist es, Bollinger als ei¬ 
nem „Mitgestalter und Zeitzeugen 
des Realsozialismus“ in seinem Blick 
auf die Oktoberrevolution aus der 
Perspektive ihres Scheiterns zu fol¬ 
gen. Sind wir doch als westliche Kom¬ 
munisten mit dem gleichen Vorwurf 
konfrontiert, lange Zeit des „Falsche“ 
propagiert und verteidigt zu haben. 


Deshalb sind wir gerade angesichts 
dieses Jubiläums gefordert, uns er¬ 
neut mit der Geschichte der Revolu¬ 
tion und ihres Staates auseinanderzu¬ 
setzen, uns das, was wir daraus lernen 


STEFAN BOLLINGER 

OKTOBER 


REVOLUTION 



AUFSTAND GEGEN DEN 
KRIEG 1917-1922 edrtionosl 


können, erneut und kritisch anzueig¬ 
nen. 

Für Bollinger behält die auf En¬ 
gels und Luxemburg zurückgehende 
zugespitzte Losung „Sozialismus oder 
Barbarei“ ihre Gültigkeit. Der Autor 
hat den Mut - und das verdient An¬ 
erkennung -, einige Gedanken zum 
Weg und zur Gestalt eines künftigen 
Sozialismus zusammenzutragen. Da¬ 
rüber mag trefflich gestritten werden. 
Nicht zu bestreiten ist und bleibt his¬ 
torisch gesicherte Einsicht: „Ohne 
die alte Macht zu zerschlagen, wird 
es keine neue Gesellschaft geben. ... 
(O)hne die Bereitschaft, in Katego¬ 
rien des Klassenkampfes zu denken, 
bleibt der Sozialismus nur ein intel¬ 
lektueller Ausflug.“ 

Raimund Ernst 

Stefan Bollinger: Oktoberrevolution. 
Aufstand gegen den Krieg 1917-1922, 
edition ost, Berlin 2017, 224 Seiten, 
14,99 Euro, 

ISBN 978-3-360-01882-3 

Siehe auch die Marxisitischen Blätter, 
Heft 5 _2 017 
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Gedächtnis einer Nation 

Ein Demokrat, der sich um Dialektik bemühte: Julius Mosen 


Kultursplitter 


Gezerre 

Vor wenigen Tagen legten Wissen¬ 
schaftler ein Zehn-Punkte-Papier vor, 
in dem sie sich für den Erhalt eines 
starken öffentlich-rechtlichen Rund¬ 
funks einsetzen, sich gleichzeitig aber 
für eine Reform der Anstalten aus- 
sprachen. Der Zeitpunkt zur Veröf¬ 
fentlichung des Briefes hängt mit den 
Beratungen für die neuen Rundfunk¬ 
staatsverträge zusammen, den die 
Bundesländer als politisch Verant¬ 
wortliche in Gang setzten. „Gäbe es 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
nicht, müsste man ihn gerade jetzt 
erfinden“, heißt es in einem offenen 
Brief, den knapp 50 Experten und 
Medienpolitiker unterzeichnet ha¬ 
ben. Die Reformen dürften allerdings 
nicht vom Sparzwang geleitet werden. 
Fraglich ist, ob dies der Grund dafür 
ist, dass die Qualität des Programms 
deshalb in der Kritik steht. 

Interessierte Kreise, wie Hans 
Demmel, ntv-Chef und Vorsprecher 
der Privaten Anstalten, sind der Mei¬ 
nung: „ Eine deutliche Werbereduzie¬ 
rung kann das öffentlich-rechtliche 
Auftragsprofil schärfen, in dem es die 
Kommerzialisierungszwänge bei ARD 
und ZDF reduziert. Sie sind das Grund¬ 
übel der Fehlentwicklungen im öffent¬ 
lich-rechtlichen System.“ Die Wissen¬ 
schaftler schlagen dagegen eine digitale 
Plattform für alle Angebote vor und es 
müsse die Diskussion geführt werden, 
welches der zeitgemäße Auftrag für 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
in der digitalen Welt ist und es wird für 
eine „Demokratieabgabe“ geworben. 
Während die einen also Klartext reden, 
wollen die anderen nicht wahrhaben, 
wie der Auftrag der Herrschenden für 
ARD und ZDF gedacht und umgesetzt 
wird. 

Gesäusel? 

Soziale Ungleichheit setzt sich auch in 
der musikalischen Bildung fort, denn 
ob Jugendliche selber Musik machen, 
hängt entscheidend von Bildungsgrad 
und Einkommen der Eltern ab. So lau¬ 
tet das Fazit einer Studie der Hoch¬ 
schule für Musik, Theater und Medien 
Hannover, besonders wenig musika¬ 
lisch aktiv sind demnach Jugendliche 
aus einkommensschwachen Haushal¬ 
ten, mit niedrigem Bildungsstatus und 
Migrationshintergrund. Wer hätte das 
gedacht, wenn der Musikunterricht an 
Schulen oft ausfällt oder sich aufs Sin¬ 
gen in der Gruppe beschränkt. Das pri¬ 
vater Unterricht, egal für welches Ins¬ 
trument auch immer, zwischen 20 und 
25 Euro kostet und viele Stunden über 
Monate oder Jahre dauert, wird nicht 
erwähnt. 

Dabei ist musikalische Bildung, 
ob aktiv oder nicht, ein wichtiger 
Teil der Persönlichkeitsentwicklung 
von Kindern und Jugendlichen. Der 
Erhebung zufolge macht rund ein 
Viertel der 17-jährigen Jugendlichen 
in Deutschland Musik, was im Ver¬ 
gleich zu anderen OECD-Ländern 
deutlich zu wenige sind. Mehr als die 
Hälfte von ihnen pflegen hauptsäch¬ 
lich Rock-, Pop-, Hip-Hop- und Tech¬ 
nomusik, ein Viertel vom Viertel be¬ 
schäftigt sich mit klassischer Musik 
und der Rest mag Unterhaltungs- und 
Volksmusik. 

Geschmäckle 

Was sich so manche einfallen lassen, 
um die Bude voll zu kriegen: Die Lie¬ 
der von Eric Clapton und Rod Stewart 
stehen nun in einem Gesangbuch, das 
die Evangelische Kirche in Hessen- 
Nassau vor kurzem neu ihren Pfarrei¬ 
en zukommen ließ. Rod Steward, einer 
mit zig-Millionen verkaufter Platten 
britischer Rocksänger, ist mit „Sailing“ 
vertreten. Im Text heißt es „Ich segele, 
ich segele, wieder nach Hause, über‘s 
Meer. Ich segele in stürmischen Ge¬ 
wässern, um dir nahe zu sein, um frei 
zu sein“. Ob damit die Nähe zu einem 
Gott gemeint ist? Der Clapton-Klassi- 
ker „Tears in heaven“ wird zum Thema 
Sterben und Ewiges Leben empfoh¬ 
len. Unter den 164 neuen Liedern ist 
auch die Fußballhymne „You 4 ll never 
walk alone“ die unter Fans Kultstatus 
hat. 

Herbert Becker 


E in neues Buch über Julius Mosen? 
Aber wer ist das? Viele Menschen 
kennen seinen berühmten Text 
„Zu Mantua in Banden/der treue Ho¬ 
fer war? der heute Hymne von Tirol 
ist, aber ursprünglich als Gedicht zum 
Kampf um die Einheit Deutschlands 
aufrufen wollte. Den Namen des Dich¬ 
ters kennen wenige. Sehnsucht nach 
der Heimat verbindet sich für zahlrei¬ 
che Menschen, besonders in Mittel¬ 
deutschland, mit dem Gedicht „Wo auf 
hohen Tannenspitzen,/Die so dunkel 
und so grün“; nur, wer hat es gedichtet? 
Auch dieser Mosen. Kurt A. Findeisen 
bezeichnete ihn 1925 als „ersten tiefen 
Künder des deutschen Heimwehs? 

Den heldenmütigen Kampf 
der polnischen Freiheitskämp¬ 
fer 1830/31 gegen Fremdherr¬ 
schaft griff Mosen ebenfalls 
auf und stand an der Seite der 
Geschlagenen und Flüchten¬ 
den, unter anderem in dem 
oft übersetzten Gedicht „Die 
letzten Zehn vom vierten Re¬ 
giment“. Das Gedicht hat hym¬ 
nischen Charakter und ist noch 
heute in Polen bekannt. Aber 
für Mosen war es auch ein Ge¬ 
dicht für eine deutsche Einheit, 
von der 1830 weit und breit 
nichts zu sehen war, vielmehr 
herrschte die Restauration. 

Wer sich etwas auskennt, dem 
fällt ein, dass Friedrich Engels 
den Dichter Julius Mosen ne¬ 
ben Ferdinand Freiligrath stell¬ 
te und ihn aus der Literatur sei¬ 
ner Zeit hervorhob. Viel mehr 
war nicht bekannt und auch 
Literaturgeschichten nicht zu 
finden. 

Ein neues Buch über Juli¬ 
us Mosen belegt nun, dass die¬ 
ser Dichter aus dem Vogtland 
mehr war als ein Hymnen- und 
Liederdichter, dass er mit sei¬ 
nen Essays zur Kultur und Li¬ 
teratur anregend wirkte für die 
Dramatik im 19. Jahrhundert, 
besonders für die Entwicklung des „so¬ 
zialen Dramas“. Dabei hat er selbst kei¬ 
ne geschrieben, dafür zahlreiche histo¬ 
rische Stücke, die heute berechtigt ver¬ 
gessen sind: Mosen, der glaubte, ein 
Dramatiker zu sein, war es nicht, ob¬ 
wohl er die dramatischen Regeln sehr 
genau kannte. Aber er war ein heraus¬ 
ragender Dramaturg, der seine Denk¬ 
methode von Hegel bezogen hatte, des¬ 
sen glühender Anhänger er wurde, um 
sich dann mit den Junghegelianern zu 
verbünden. Seine dialektische Weit¬ 
sicht bekam einen sozialen Unterbau 


Dieses Buch löst mit seinem wunder¬ 
schönen Titel ein Reiz-Reaktion-Sche- 
ma aus, wie es der russische Mediziner 
Pawlow bei seinem Hund beschrieb: 
dieser war so konditioniert, dass Spei¬ 
chelfluss beim Läuten einer Glocke 
einsetzte - in Erwartung der Wurst. 

Der im August 2017 erschienene 
Roman „Und Marx stand still in Dar¬ 
wins Garten“ von Ilona Jerger löst, wie 
die Glocke beim Hund, literarischen 
Speichelfluss aus: haben wollen, kau¬ 
fen, lesen! Geht es doch in der Ge¬ 
schichte um zwei ganz Große: Den 
Naturwissenschaftler Charles Darwin 
und den Philosophen und Ökonomen 
Karl Marx. Beide haben mit ihren re¬ 
volutionären Erkenntnissen die Welt 
erschüttert - der eine mit der Evolu¬ 
tionstheorie, der andere mit der Mehr¬ 
werttheorie und der Erarbeitung des 
wissenschaftlichen Sozialismus. Doch 
die beiden Zeitgenossen sind sich nie 
begegnet, obwohl sie nur 20 Meilen 
voneinander entfernt gelebt haben. 

Doch Ilona Jerger greift in die His¬ 
torie ein und lässt die beiden Geistes¬ 
größen aufeinander treffen. Der fikti¬ 
ve Arzt Dr. Beckett tritt als Bindeglied 
zwischen Natur- und Geisteswissen¬ 
schaftler auf und behandelt die bei- 


durch Philosophen wie Voltaire, Rous¬ 
seau und die Französische Revoluti¬ 
on von 1789, entsprechend sah er die 
Weltgeschichte: „Die Weltgeschichte ist 
der Prozess der Entwickelung des Men¬ 
schengeschlechts zum Selbstbewusst¬ 
sein.“ Er war gegen Gewalt. Aber wenn 
eine Revolution notwendig sei, müsse 
sie kommen. Nachdem die „Geset¬ 
ze der Weltgeschichte“ erkannt seien, 
müsse der Gedanke zur Tat werden und 
das historische Drama aktuelle Prob¬ 
leme lösen. Was Mosen dachte und am 
Hoftheater Oldenburg umzusetzen 
trachtete, fand seinen Weg über den 
Dramentheoretiker Hermann Hettner 
(Das moderne Drama, 1852) zu dem 


Ahnherrn des europäischen modernen 
Dramas Henrik Ibsen und schließlich 
im deutschen Naturalismus. Gerhart 
Hauptmanns Webern, die einen histo¬ 
rischen Stoff von 1844 so aktuell aufbe¬ 
reiteten, dass sie nach ihrem Erschei¬ 
nen 1892 sofort verboten wurden und 
ein langer Streit um die Aufführung be¬ 
gann, ist ein bekanntes Stück, dass auf 
dieser Dramaturgie aufbaute. 

Ein weiterer Gewinn des Buches 
ist, dass es auf einen Kreis kritischer 
Schriftsteller aufmerksam macht, der 
sich 1830 in Leipzig um Carl Herloß- 


den wegen ähnlicher Erkrankungen 
und Gebrechen. Mit dem Unterschied, 
dass der in Armut lebende Marx für die 
ärztliche Behandlung auf die finanziel¬ 
le Unterstützung eines gewissen Herrn 
Friedrich Engels angewiesen ist, wo¬ 
hingegen der weltweit anerkannte und 
renommierte Darwin aus dem Vollen 
schöpfen kann. Und so zieht sich die 
Beschreibung der Unterschiede und 
die Parallelen der beiden Helden wie 
ein roter Faden durch den Roman, wo¬ 
bei sich die Autorin in ihrem Erstlings¬ 
werk in weiten Teilen an die historisch 
belegbaren Fakten hält. Die Leserin¬ 
nen und Leser erfahren z.B. dass Marx 
den ersten Band des „Kapital“ dem 
Naturwissenschaftler zur Lektüre zu¬ 
sandte, dieser aber nicht über die ers¬ 
ten Seiten hinauskam. Marx hingegen 
arbeitet Darwins „Entstehung der Ar¬ 
ten“ in der ihm eigenen Akribie durch. 
„Sein neuer Patient interessierte sich 
offensichtlich für Darwin, denn, soweit 
er aus dieser Distanz erkennen konnte, 
war auch ,Die Entstehung der Arten 4 
beackert und mit vielen Zetteln be¬ 
stückt worden. Seine Ferndiagnose lau¬ 
tete: Das Buch samt Deckel war durch 
den gründlichen Gebrauch ungefähr in 
ähnlich verwüstetem Zustand wie die 


sohn, Ernst Ortlepp und die Zeit¬ 
schrift Komet, eine der einflussreichs¬ 
ten Zeitschriften im deutschen Vor¬ 
märz, zusammenschloss, die Namen 
haben einen guten Klang auf dem 
Felde der zeitkritischen Literatur im 
Vorfeld der Revolution von 1848. Ge¬ 
meinsam versuchten sie die Zensur zu 
umgehen und zeitkritisch zu wirken; 
in der Zeitschrift erschienen Auszüge 
aus Mosens Novelle Georg Venlot, in 
denen der Titelheld - ein Alter Ego 
Mosens - Hegel persönlich begegnet 
wie auch den Brüdern Grimm, Julius 
Mosen war auch ein engagierter Mär¬ 
chensammler. 

Der 1803 in Marieney im Vogtland 
geborene Dichter und Dra¬ 
maturg, der von Beruf Jurist 
war, wuchs auf dem Dorfe auf, 
besuchte ab 1817 die Latein¬ 
schule in Plauen, studierte an¬ 
schließend ab 1822 in Jena - 
1824 ehrte er Goethes Freund, 
den Großherzog Karl August, 
mit einem Huldigungsgedicht 
zum Universitätsjubiläum und 
wurde dafür ausgezeichnet. Er 
kehrte 1828 ins Vogtland zu¬ 
rück zum Erlernen der juris¬ 
tischen Praxis, ging 1830 nach 
Leipzig, angeregt von der Juli¬ 
revolution in Frankreich. Von 
den Jungdeutschen wurde er 
anerkannt und er bemühte 
sich als Dramaturg, ihre ver¬ 
botenen Werke aufzuführen. 
Der Literaturwissenschaftler 
Hermann Hettner stellte ihn 
neben Georg Herwegh als 
„Dichter der Freiheit“. Diese 
Entwicklung Mosens, die vom 
Liberalen bis zum Linkshe¬ 
gelianer führte, wird in dem 
Buch erstmals in dieser Klar¬ 
heit beschrieben. Das Buch ist 
keine Biografie, sondern die 
Beschreibung einer geistes¬ 
geschichtlichen Entwicklung 
in der bürgerlichen Welt, die 
von der Geschichtsschreibung 
schon im 19. Jahrhundert verdrängt 
wurde. Schon Mosens Sohn Reinhard 
wählte für die Biografie seines Vaters 
die Fakten so aus, dass oft vom Roman¬ 
tiker Mosen zu lesen ist. Doch war er 
gegen nichts kritischer als gegen die 
Romantik, auch das wird in dem Buch 
deutlich: Nutzte er als junger Mann 
romantische poetische Anregungen, 
so sah der Dramaturg Mosen nur eine 
in Polemik sich aufreibende Romantik, 
die sich ganz der Restauration hinge¬ 
geben hatte. Das, was die Romantik an 
Bleibendem geschaffen hatte - nicht 


Bände von Hegel und Adam Smith, die 
unweit des Sofas auf dem Boden lagen.“ 
Jerger lässt den überzeugten Athe¬ 
isten und um Vermittlung bemühten 
Dr. Beckett in beiden Haushalten ein- 
und ausgehen und weist ihm die Funk¬ 
tion zu, der Geschichte eine Rahmen¬ 
handlung zu geben. Darwin zu Beckett 
über Marx: „Und ich dachte, als ich das 
,Kapital 4 in Händen hielt, Marx sei ein 
Wissenschaftler. Ein Ökonom.“ Dazu 
Dr. Beckett: „Das will er auch sein. In 
Teilen ist er es auch. Das sollten wir 
ihm nicht absprechen. Aber die Texte 
in seinem Werk, die ihn als Ökonomen 
ausweisen, sind so verzwickt und ver¬ 
schachtelt, dass ich sie nicht verstehe“ 
Spätestens hier schleicht sich beim 
marxistischen Leser der Verdacht ein, 
dass die Autorin dieselben Schwie¬ 
rigkeiten bei der Marx-Lektüre hatte 
wie ihr Protagonist Dr. Beckett. Denn 
so schön und leichtfüßig der Roman 
auch geschrieben ist: die herausragen¬ 
de Leistung der beiden Wissenschaftler 
wird allein bei Darwin nachvollziehbar. 
Marx 4 Mehrwerttheorie, die historische 
Mission des Proletariats oder gar eine 
Gesetzmäßigkeit in der Entwicklung 
der menschlichen Gesellschaften - all 
das bleibt weitestgehend im Nebel. 


zuletzt ihre Volkslieder- und Mär¬ 
chensammlungen - schlug Mosen der 
Volksdichtung zu und beließ der Ro¬ 
mantik nur die Kunstmärchen. Er ori¬ 
entierte sich geistig noch an der Auf¬ 
klärung und war dem kritischen Rea¬ 
lismus bereits schon verpflichtet. 

Unter bildungsbürgerlichen Stand¬ 
punkten des ausgehenden 19. Jahrhun¬ 
derts sah man einen sehr verkürzten 
Mosen, alles andere wurde verdrängt 
und verschwand. Es war umso leichter, 
als Mosen schon kurze Zeit nach dem 
Beginn seiner Tätigkeit als Dramaturg 
in Oldenburg schwer erkrankte, was 
dem Großherzog die Möglichkeit gab, 
die fortschrittlichen Züge seines Thea¬ 
ters, die Orientierung an den Jungdeut¬ 
schen und den Junghegelianern, zu til¬ 
gen und es ganz bloßer Unterhaltung 
zu verpflichten. 

In Dresden, wo er bis 1843 erfolgrei¬ 
che und glückliche Jahre erlebte, gehör¬ 
te er 1835 dem Kreis um Ludwig Tieck 
an und galt, nach einem zeitgenössi¬ 
schen Bericht, als „der Begabteste un¬ 
ter allen diesen“, parallel dazu entstan¬ 
den freundschaftliche Beziehungen zu 
Junghegelianern, zu Arnold Rüge und 
zu Adolf Stahr, der ihn auch nach Ol¬ 
denburg vermittelte. 

Wichtig für ein heutiges Verständ¬ 
nis von Dichtungen und ästhetischen 
Ansichten war seine Vorstellung, die 
Literatur sei der geistige Ort für das 
Gedächtnis einer Nation. Seine Stu¬ 
dien zur Kunst der Malerei eröffnete 
er mit dem methodischen Grundsatz: 
„Die Geschichte der Kunst ist zugleich 
die Geschichte des Seelenlebens der 
Menschheit in seinen höchsten Ergeb¬ 
nissen.“ 

Der Autor des Buches, bekannt als 
Verfasser zahlreicher Biografien und li¬ 
teraturgeschichtlicher Werke, auch als 
Literaturkritiker in dieser Zeitung, hat 
sein umfangreiches Wissen eingesetzt, 
um das vielseitige Bild Julius Mosens 
wiederherzustellen. Ein Vorwort von 
Frieder Spitzner, dem Vorsitzenden 
der Vogtländischen Literaturgesell¬ 
schaft Julius Mosen e.V., verdeutlicht 
die Absicht, die Autor, Verlag und Ge¬ 
sellschaft ohne jede Unterstützung der 
eigentlich dafür verantwortlichen Stel¬ 
len verfolgten: Es war die „Besorgnis 
über den Umgang mit wertbeständi¬ 
gem geistig-kulturellen Erbe 44 . 

Dieter Erbe 

Rüdiger Bernhardt: Julius Mosen (1803- 
1867) Dichter, Dramaturg und Jurist, ein 
gebürtiger Vogtländer. Muldenham¬ 
mer: concepcion SEIDEL. Vogtland Ver¬ 
lag 2017,206 S., 14.95 Euro 


Und so setzt der Pawlowsche Spei¬ 
chelfluss beim Leser zu Recht ein - 
doch die Wurst bleibt unter Verschluss. 
Wer jedoch Spaß am Schmökern hat 
und einer Mischung von Fakten und 
Fabulieren gegenüber nicht abgeneigt 
ist, wird sich über die Ausgabe von 20,- 
Euro für das gebundene, schön gestal¬ 
tete Buch nicht ärgern. 

Übrigens: Sind sich eigentlich die 
Zeitgenossen Pawlow und Lenin je¬ 
mals begegnet? 

Ulrich Macher 

&& 

\ \I> MARX 
STAND STILL 
IN DARWINS 
U ARTEN 



Ilona Jerger 


Ilona Jerger: Marx stand still in Darwins 
Garten. Ullstein Buchverlag GmbH, Ber¬ 
lin 2017.288 S., 20,-Euro 


Marx, Darwin und der Speichelfluss 

Im Roman begegnen sich zwei Genies, die sich nie trafen 
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Stamokap in Reinkultur 

Auszüge aus dem Referat des DKP-Vorsitzenden Patrik Köbele auf der 10.Parteivorstandstagung 


I m internationalen Echo werden die 
neuen Tests mit atomar bestückba¬ 
ren Langstreckenraketen, die auch 
US-amerikanisches Territorium im Pa¬ 
zifik oder gar das Kerngebiet erreichen 
können und der erfolgreiche Test einer 
Wasserstoffbombe durch die Demokra¬ 
tische Volksrepublik Korea scharf ver¬ 
urteilt. Was ist die Meinung der DKP 
dazu? 

Zunächst: Kein rational denkender 
Mensch kann an einer Zunahme der 
militärischen und politischen Spannun¬ 
gen im Fernen Osten interessiert sein, 
die unkalkulierbare militärische Risi¬ 
ken in sich birgt. Es ist nicht zu begrü¬ 
ßen, wenn die Anzahl der Atomwaffen 
zunimmt. 

Vergessen wir dabei jedoch nicht, 
dass es der US-Imperialismus, dass 
es US-amerikanische Atombomben 
waren, die vor über 70 Jahren in Asi¬ 
en eingesetzt wurden. Vergessen wir 
nicht, dass es US-Truppen waren, die 
im Sommer 1950 den Überfall der süd¬ 
koreanischen Armee auf Volkskorea 
im Rahmen eines umfassenden vom 
damaligen US-Außenminister Dulles 
entworfenen Konzeptes der weltweiten 
„Befreiung“ der sozialistischen Staaten 
inszenierten. Die Zerstörungen und die 
immense Zahl der Toten nördlich des 
38. Breitengrades die das mörderische 
Bombardement der US-Luftwaffe und 
der Bodentruppen hervorriefen, war¬ 
fen die sich grade entwickelnde sozia- 
listisch-orientierte Volkswirtschaft des 
Nordens um viele Jahre zurück. Der 
Krieg in Korea sollte vor allem den 
Sieg der chinesischen Volksrevoluti¬ 
on und deren Bündnis mit der UdSSR 
wieder rückgängig machen. 

Es geht nicht um Nordkorea 

Auch heute geht es gar nicht so sehr um 
das kleine Land Nordkorea. Es geht um 
den Versuch, die souveräne Entwick¬ 
lungsoption zu stoppen. Der US-Im- 
perialismus will verhindern, dass sich 
China und Russland bei Wahrung ih¬ 
rer jeweils sehr unterschiedlichen Ent¬ 
wicklungswege zu einem strategischen 
Bündnis zusammenschließen, das den 
Hegemonialabsichten und Weltmacht¬ 
plänen des US-Imperialismus wider¬ 
spricht. 

Vergessen wir auch nicht, wie der 
US-Imperialismus von ihm zu „Diktato¬ 
ren“ abgestempelte Staatsführer brutal 
liquidieren und deren Staaten und Be¬ 
völkerung brutal niederbomben lässt, 
weil sie sich seinem Weltherrschaftsan¬ 
spruch nicht widerspruchslos beugen. 
Ich denke natürlich an die Kriege ge¬ 
gen Irak, Libyen und Syrien oder auch 
an die Organisierung der Konterrevolu¬ 
tion gegen Chile 1973 und heute gegen 
Venezuela. Ist es nicht logisch, dass die 
nordkoreanische Partei- und Staatsfüh¬ 
rung nicht bereit ist in die Fußstapfen 
von Sadam Hussein, Muhamed al Ga- 
daffi und Baschar al-Assad zu treten? 

Solange hunderttausende US- 
Soldaten im Süden der koreanischen 
Halbinsel stationiert sind, solange der 
Süden hochgerüstet wird und immer 
wieder provozierende Militärmanö¬ 
ver der US-Armee und der südkore¬ 
anischen Armee an den Grenzen zur 
KDVR stattfinden, solange muss die¬ 
se einen eigenen nichtkapitalistischen 
Entwicklungsweg suchende Volksrepu¬ 
blik sich gegen alle militärischen Be¬ 
drohungen schützen. 

Erst die Entmilitarisierung und 
vor allem der Abzug der US-amerika¬ 
nischen Truppen und Waffen von der 
koreanischen Halbinsel sowie ein Ende 
der Bedrohung Nordkoreas könn¬ 
te eine Chance für eine nichtmilitäri¬ 
sche und nichtkonfrontative Politik der 
friedlichen Koexistenz eröffnen. Wir 
sind für eine atomwaffenfreie Zone auf 
der koreanischen Halbinsel. Die wird 
es aber ohne ein Ende des amerikani¬ 
schen Säbelgerassels, ohne Sicherheits¬ 
garantien für die KDVR nicht geben. 

Grüße nach Ramstein 

Wir prangern gleichzeitig die Heuche¬ 
lei der US-Regierung, aber auch der 
Bundesregierung an. Wer selbst mit 


Atomwaffen hochgerüstet ist bis an 
die Zähne, wer dadurch tagtäglich den 
Atomwaffensperrvertrag bricht, der 
sitzt im Glashaus und die Menschen 
würden es auch merken, wenn darüber 
berichtet würde. 

Wer selbst, trotz SPD in der Re¬ 
gierungsbeteiligung, nicht an den UN- 
Verhandlungen zur endgültigen Äch¬ 
tung und Abschaffung der Atomwaf¬ 
fen teilnimmt, wer duldet, dass solche 
in der Bundesrepublik, konkret in Bü¬ 
chel lagern, der sitzt im Glashaus und 
die Menschen würden es merken, wenn 
darüber berichtet würde. 

Wer sich im Rahmen der NATO 
daran beteiligt, das US- und NATO- 
Gerassel, die Kriegstreiberei auf der 
koreanischen Halbinsel, dafür auszu¬ 
nützen, heimlich Pläne zu schmieden, 


Atomwaffen noch näher an die rus¬ 
sische Westgrenze zu bringen, der ist 
Kriegstreiber, der gefährdet den Frie¬ 
den und die Zukunft der Menschheit 
für imperialistische Interessen. Dessen 
Erregung über die Rüstung der KDVR 
ist unehrlich und dient nur den eigenen 
imperialistischen Gelüsten. 

Wir wiederholen es und müssen es 
immer wieder sagen: Ohne eine star¬ 
ke Friedensbewegung werden wir kei¬ 
ne Erfolge erzielen. Den Kriegstrei¬ 
bern muss in den Arm gefallen werden 
überall auf der Welt, aber auch bei uns. 
Wir grüßen die Aktionen in Ramstein 
und hoffen, dass sie massenhaften Zu¬ 
spruch finden. Wir wissen dabei, dass 
wir unsere Beteiligung erheblich ver¬ 
bessern müssen. Gleichzeitig sind wir 
froh, dass wir mit unserer erfolgreichen 
Aktion in Büchel einen Beitrag dazu 
leisten konnten. 

Wir denken, dass jetzt die Aufrufe, 
Aktionen und Unterschriftensamm¬ 
lungen, die vor allem auch von Ge¬ 
werkschaftsgliederungen gegen die 
Anhebung des Rüstungshaushalts auf 
2 Prozent des Bruttoinlandsproduktes 
unsere Unterstützung verdienen. Wir 
sollten die Initiativen, die derzeit un¬ 
ter anderem vom DGB aus Köln und 
Hamburg kommen, überall aufgreifen 
und verbreiten. 

Lehrstück „Diesel-Skandal“ 

Systematische und keine Lügen 
scheuende Propaganda im Diens¬ 
te auch des deutschen Großkapitals, 
genauer gesagt der großen Automo¬ 
bilkonzerne, betreibt die Regierung 
Merkel auch seit der Enthüllung 
der kriminellen, bestens organisier¬ 
ten und intern abgesprochenen Ma¬ 
chenschaften, die verharmlosend als 
Diesel-Skandal bezeichnet werden. 
Selten hat sich wie in diesem Fall, die 
bereits von Lenin kritisierte „Allianz 
von Regierung und Börse“ und die 
aufs engste verwobene Machtstruk¬ 


tur zwischen Regierung und Industrie 
offenbart. 

Der staatsmonopolistische Kapita¬ 
lismus führt ein neues Lehrstück auf. 
Auch innerhalb der antikapitalistischen 
Linkskräfte - uns eingeschlossen - hat 
sich kaum jemand vorstellen können 
wie eng diese Sippschaft miteinander 
verkuppelt ist. Dass eine offizielle Er¬ 
klärung der Landesregierung in Han¬ 
nover erst über einen Schreibtisch der 
VW-Zentrale in Wolfsburg geht und 
von dort abgesegnet wird, das hat nicht 
nur das sprichwörtliche „Geschmäck- 
le“. Das ist praktizierter „Stamokap“ in 
Reinkultur. 

Wie sehr haben doch jahrzehnte¬ 
lang sogenannte „antirevisionistische 
und unorthodoxe Linke“ uns Marxis- 
ten-Leninisten verspottet ob dieser 


„einseitigen und viel zu mechanisti¬ 
schen Stamokap-Theorie“. Das sei doch 
alles im modernen und sich globalisie¬ 
renden Kapitalismus „viel differenzier¬ 
ter“ und nicht so „primitiv“ wie wir das 
immer schon erklärt hatten. Doch das 
Gegenteil ist der Fall: Das Beispiel der 
internen Absprachen der Automobil¬ 
monopolisten und ihre Verzahnung 
auf allen denkbaren Ebenen mit den 
Staatsapparaten in Hannover, Mün¬ 
chen, Stuttgart, Berlin und natürlich 
in Brüssel hätten sich auch die mar¬ 
xistischen Klassiker gar nicht besser 
ausdenken können, um den kapitalis¬ 
tischen Staat in seiner Rolle als „ideel¬ 
len Gesamtkapitalisten“ zu illustrieren. 

Wenn es nicht so dreckig wäre, 
könnte man fast bewundern, was sie 
aus solch einem Skandal dann noch 
machen. Damit bloß keiner auf die 
Idee kommt, dass das alles für die Ver¬ 
gesellschaftung unter demokratischer 
Kontrolle spricht, dreht man den Spieß 
noch um und versucht das VW-Gesetz 
und damit letztendlich den letzten, 
recht kastrierten öffentlichen Einfluss 
noch zu kippen. Man nutzt einen Skan¬ 
dal, der die Perversion des staatsmo¬ 
nopolistischen Kapitalismus entlarven 
könnte, um zu versuchen öffentlichen 
Einfluss, der von einer staatsmono¬ 
polistischen Regierung nie gegen die 
Konzerninteressen in Stellung gebracht 
wurde, zurückzudrängen. 

Der sogenannte Diesel-Skandal ist 
in vielfältiger Weise ein Modell für die 
Richtigkeit unserer antimonopolisti¬ 
schen Analyse und Strategiekonzeption. 

Leider aber auch ein Negativbei¬ 
spiel dafür, wie eine betriebliche Ein¬ 
bindung funktioniert. Natürlich brau¬ 
chen wir den Kampf für den Erhalt des 
VW-Gesetzes. Wir brauchen aber nicht 
den Schulterschluss von betrieblicher 
Interessenvertretung mit dem Manage¬ 
ment und den Eigentümern zur Vertei¬ 
digung der verbrecherischen Machen¬ 
schaften. Wir brauchen die Verbreitung 


der Erkenntnisse, dass alles, was wir 
erleben für Vergesellschaftung spricht. 
Und wir brauchen den Kampf dagegen, 
dass jetzt, nachdem man jahrzehnte¬ 
lang Milliarden verdiente und dabei 
die Zerstörung der Umwelt billigend in 
Kauf nahm, die Massen mit einem neu¬ 
en Konjunkturprogramm für die künf¬ 
tigen Profite der Automobilindustrie, 
dann aus Elektroautos, zahlen sollen. 

Wir hatten schon auf der 6. PV Ta¬ 
gung mit Blick auf die damaligen Ent¬ 
hüllungen problematisiert, dass der so¬ 
genannte „Zukunftspakt“ der VW-Be- 
triebsräte mit der Konzernspitze nicht 
allein die Antwort sein kann, mit der 
auf diese kriminellen Machenschaften 
seitens der Belegschaften reagiert wird. 
Die seither verstrichenen Monate be¬ 
stätigen diese Kritik. 


Angesichts von allein 24 Milliarden 
Dollar Strafen in den USA und weite¬ 
ren zig Milliarden „Rückstellungen“ 
für Entschädigungen und weitere kom¬ 
mende Prozesse, die doch nicht anderes 
sind als vorenthaltene Löhne und Ge¬ 
hälter - also „Lohnraub“ - kann doch 
eine vom Betriebsrats Vorsitzenden Os¬ 
terloh initiierte Unterschriftensamm¬ 
lung nur wie ein Kalauer wirken. Natür¬ 
lich ist auch uns klar, dass die Prozesse 
in den USA auch etwas mit den Inter¬ 
essen der dortigen Autoindustrie zu tun 
haben. Dagegen hilft aber kein Schul¬ 
terschluss mit dem „eigenen“ Großka¬ 
pital, dagegen hilft nur Klassenkampf. 

Ja, wir sind für die Verteidigung des 
VV-Gesetzes und die besondere Rol¬ 
le des Landes Niedersachsen im Ge¬ 
samtpool der Aktionäre. Wir erwarten 
aber auch, dass die damit gegebenen 
besseren Verhandlungsbedingungen 
für die IG Metall und die Betriebsräte 
anders genutzt werden als mitzuhelfen, 
die kriminellen Machenschaften mehr 
oder minder totzuschweigen und die 
räuberischen Spitzenleute im Konzern 
mit Samthandschuhen anzufassen. Das 
zu verbreiten, nimmt uns niemand ab. 

Bürgerkriegsszenario 
in Hamburg 

Wir haben uns vor einigen Monaten im 
PV mit der Rechtsentwicklung grund¬ 
sätzlich beschäftigt. Leider bestätigt 
uns die Realität drastisch in unseren 
Einschätzungen. Zu nennen ist hier 
das Bürgerkriegsszenario in Hamburg 
um den G20-Gipfel. Zu nennen ist hier 
aber auch eine Tendenz, die offensicht¬ 
lich in der Justiz um sich greift. In der 
Vergangenheit war es doch meist so, 
von Erscheinungen, wie dem dama¬ 
ligen Richter „Gnadenlos“ Schill in 
Hamburg abgesehen, dass die Justiz 
meist ein Überziehen der Staatsorgane 
zumindest etwas abmilderte. Die Exe¬ 
kutive wurde also tatsächlich manch¬ 
mal gezähmt, wenn sie zu sehr über¬ 


zog. Dies scheint nun flächendeckend 
verloren zu gehen. Die Rolle der Justiz 
in Hamburg während des G20-Gipfels 
war eine andere und die ersten Skan¬ 
dalurteile danach deuten ebenfalls in 
diese Richtung. Auch das Urteil gegen 
die Aktivisten von „Düsseldorf stellt 
sich quer“ kriminalisiert mit einer neu¬ 
en Qualität Aktionen des zivilen Un¬ 
gehorsams. 

Arnold Schölzel zieht in einem 
Kommentar in der jungen Welt eine 
Verbindung zur deutlich gewordenen 
öffentlichen Gehorsamsverweigerung 
von Generälen gegenüber von der 
Leyen und spricht von einer „Faschi¬ 
sierung des Apparats“. Nimmt man die 
bewusste Nichtaufklärung der Rolle 
von Staatsorganen beim NSU-Terror 
zu den genannten Erscheinungen hin¬ 
zu, dann liegt auf jeden Fall auf der 
Hand, dass wir es bei Demokratieab¬ 
bau und Rechtsentwicklung tatsächlich 
mit einer neuen Qualität zu tun haben. 
Und diese neue Qualität hat etwas mit 
dem neuen Militarismus und der Vor¬ 
bereitung auf den Umgang mit den Er¬ 
gebnissen der tiefen sozialen Spaltung 
zu tun, die unser Land, die EU, Europa 
durchziehen. 

Sieben Euro 

Diese soziale Spaltung ist dramatisch. 
20 Prozent der Kinder, im Ruhrgebiet 
jedes dritte, in manchen Stadtteilen je¬ 
des zweite, leben in Armut. Das ist ein 
Verbrechen. Jeder zwölfte Beschäftigte 
in unserem Land ist gezwungen, neben 
seiner Vollzeitstelle noch einer gering¬ 
fügigen Beschäftigung nachzugehen. 
Knapp 10 Prozent der Beschäftigten 
verdienen unter 869 Euro im Monat 
und gelten offiziell als arm. Über eine 
Million Erwerbstätige sind „Aufsto- 
cker“ verdienen unter Hartz-IV-Ni- 
veau und bekommen zum Überleben 
eine Zuzahlung vom Amt. 

Dann die Nachricht, Erhöhung 
des Hartz-IV-Satzes ab Januar. Es ist 
ein völliger Skandal, die Armen be¬ 
kommen Krümel - und die herrschen¬ 
de Klasse sahnt ab. Die Agenda 2010 
muss abgewickelt werden und bevor 
Schulz das nicht eindeutig sagt, gilt: Er 
hat kein Recht über soziale Gerechtig¬ 
keit zu reden. 

5 ooo Euro für Venezuela 

Welchen Widerstand die herrschende 
Klasse entwickelt, wenn nur leicht an 
ihrer Macht gekratzt wird, das erlebt 
die bolivarische Revolution in Vene¬ 
zuela, das erleben unsere Genossinnen 
und Genossen der kommunistischen 
Partei Venezuelas derzeit dramatisch. 
Dabei schätzen unsere Genossinnen 
und Genossen ein, dass es sich bei den 
Prozessen der bolivarischen Revoluti¬ 
on bislang keineswegs um eine sozialis¬ 
tische Revolution handelt, sie kritisie¬ 
ren zu recht viele Halbheiten und sind 
natürlich trotzdem aktive Kämpferin¬ 
nen und Kämpfer der bolivarischen 
Revolution. 

In Venezuela inszeniert die Reakti¬ 
on Unruhen, Revolutionäre leben ge¬ 
fährlich. Da war das Referendum zur 
Verfassunggebenden Versammlung 
eine Art Befreiungsschlag. Ganz offen¬ 
sichtlich haben das auch Teile der Op¬ 
position gemerkt, die sich gezwungen 
sehen ihre Boykottpolitik aufzugeben. 
Unsere Schwesterpartei braucht drin¬ 
gend unsere Solidarität, ein wesentli¬ 
ches Moment ist es, ihr zu ermöglichen 
in Venezuela über die Positionen der 
Partei zu informieren und internatio¬ 
nal die Wahrheit über die Situation in 
Venezuela zu verbreiten. 

Bei beidem wollen wir helfen. Das 
ist der Hintergrund für die Solidari¬ 
tätsaktion, die wir auf Bitten unserer 
Schwesterpartei gestartet haben. 

Wir rufen auf jetzt die Sammlung 
von Spenden für unsere Soli-Kampa- 
gne zu intensivieren. Bereits heute 
sind mehr als 5 000 Euro zusammen¬ 
gekommen, das ist gut und kann noch 
besser werden. Unsere Genossinnen 
und Genossen in Venezuela brauchen 
sie dringend und haben sie erst recht 
verdient. 



Veranstaltung zur Situation in Venezuela mit Carolus Wimmer (stehend) in Köln Mülheim 
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Die Gesellschaft verändern - aber wie und wohin? 


Diskussionsbeiträge zum Leitantrag des Parteivorstands an den 22. Parteitag der DKP 


Teilnehmer der Debatte sind die Mitglieder und Strukturen der DKP. Nur in Ausnahmefällen 
werden Beiträge - aber dann auch nur von nicht-anonymisierten Autoren - außerhalb der 
DKP abgedruckt. Der Umfang der Beiträge für die Diskussionstribüne sollte maximal 5 000 
Zeichen betragen. Alle Beiträge werden auch auf news.dkp.de veröffentlicht. Beiträge sind von 
Einzelautoren oder Autorenkollektiven möglich. 


Gesammelt werden die Diskussionsbeiträge in der Redaktionsgruppe. Dazu ist die E-Mail-Ad- 
resse diskussion@dkp.de eingerichtet worden. Bitte schickt eure Diskussionsbeiträge an diese 
Adresse. 


Sozialismus nur Übergangsdebatte? 


„Der Kommunismus steht nicht am An¬ 
fang, sondern am Ende der Revolution, 
und Kommunist ist nicht der, der das 
Ende an den Anfang setzen, sondern 
der, der den Anfang zum Ende führen 
will.“ (Paul Levi) So schlägt der Parteivor¬ 
stand einen Leitantrag vor, dessen We¬ 
sen die Frage nach der Strategie der DKP 
ist, Sozialismus als Ziel. Über das Kampf¬ 
ziel der konkreten Situation wird auf das 
Endziel der Gesamtbewegung gewiesen. 

Wir befinden uns aber in einer Zeit 
der Gegenrevolution. Wir sind nicht 
Masse unter Massen. Solange wir das 
Vertrauen der Arbeiterklasse nicht ge¬ 
winnen, kann von einer wirklichen Akti¬ 
onskraft der DKP keine Rede sein. Und 
es geht nicht nur um die Arbeiterklasse. 
Die DKP kämpft gegen ihre Zersetzung 
als revolutionäre Partei - Epochen des 
„Stillstands der Revolution“ befördern 
diesen Prozess. Dazu darf es nicht kom¬ 
men. So möchte ich einige Probleme 
benennen, die mich beim Studium des 
Leitantrages nachdenklich stimmten. 

1. Es ist gut, dass dem Leitantrag 
eine Einführung vorangestellt wurde, 


in der es heißt, die Strategie der DKP 
habe sich bewährt. Den Beweis blei¬ 
ben die Autoren schuldig. Doch der Le¬ 
ser wird fragen: Wenn das so ist, war¬ 
um sind dann die Probleme, die mit der 
„alten“ Strategie gelöst werden sollten, 
heute weiter denn je von ihrer Lösung 
entfernt? Leider ist die Einführung so 
aufgebaut, als wäre der Inhalt des An¬ 
trages alternativlos. Doch er behandelt 
sehr unterschiedliche „Wenden“ fast 
wie eine Wende. Aber Revolutionsge¬ 
schichte hält sich selten an Revolutions¬ 
theorie, auch wenn erstere ohne letztere 
nicht denkbar ist. (Ernstgert Kalbe) 

2. Dem Leitantrag mangelt es an der 
notwendigen Anschaulichkeit. Die Zi¬ 
tate verschlechtern dieses Bild zusätz¬ 
lich. Es wäre zu begrüßen, wenn bei der 
Überarbeitung Anleihen beim 3. und 4. 
Weltkongress der Kommunistischen In¬ 
ternationale aufgenommen würden. In 
den Protokollen findet man lebendig ge¬ 
haltene praxisorientierte Texte. Es wäre 
auch zu begrüßen, nicht einen Antrag in 
der vorliegenden Form zu verabschie¬ 
den, sondern Thesen zur Lage, The¬ 


sen zur Taktik, Thesen zur Partei. Das 
würde die Diskussion beleben. Selbst 
wenn davon ausgegangen wird, dass die 
„Grundsätze des Sozialismus ... nichts 
anderes (darstellen) als die Grundlini¬ 
en des aufgeklärtesten Teils des Prole¬ 
tariats, wie sie sich aus seiner Kenntnis 
der Entwicklungsrichtung der Gesell¬ 
schaft darstellen“ (Karl Radek), kann 
Anschaulichkeit nicht schaden. 

3. Völlig unterbelichtet ist die Fra¬ 
ge nach der Rolle der DKP. Das ist der 
wichtigste Teil, der ohne konkretere Be¬ 
zugnahme zum Klassenkräfteverhältnis in 
der BRD nicht auskommt. Es ist klar, dass 
das „Alleinstellungsmerkmal“ der DKP 
der wissenschaftliche Sozialismus ist. Klar 
ist auch, dass die DKP eine Aktionspartei 
sein muss, die vor Ort agiert. Das politi¬ 
sche Bedürfnis der DKP entspricht aber 
nicht unbedingt dem subjektiven Bedürf¬ 
nis der proletarischen Masse. In diesem 
Falle gewinnen Übergangsforderungen, 
Übergangslosungen größte Bedeutung. 
Hätte die DKP die Massen auf ihrer Sei¬ 
te, wäre sie in der Arbeiterklasse veran¬ 
kert, würde die Frage anders stehen. Mir 



scheint aber, 
dass die 
kurzschlüs¬ 
sige Zusam¬ 
menführung 
der Über¬ 
gänge, von denen die Rede ist, davon aus¬ 
geht, dass der Imperialismus den „alten“ 
Kapitalismus vollständig umgestaltet. Ja 
es wird - auch durch das Lenin Zitat zum 
staatsmonopolistischen Kapitalismus als 
vollständiger materieller Vorbereitung 
des Sozialismus - eine Nähe zur sozialis¬ 
tischen Revolution erzeugt, die so nicht 
da ist. Jedes Schema einer Wende in Per¬ 
manenz wäre heute politisch fragwürdig. 
Idee und Wirklichkeit müssen zueinander 
finden. Die subjektiven Voraussetzungen 
sind vorher zu legen. Das ist momentan 
noch keiner linken Gruppierung gelun¬ 
gen. Wahlergebnisse sind ein hervorra¬ 
gender Gradmesser. 

4. Im Leitantrag wird Lenin ein Be¬ 
gründer des wissenschaftlichen Sozia¬ 
lismus. Das waren ausschließlich Marx 
und Engels. Hermann Duncker hat dar¬ 
auf hingewiesen, dass Lenin der größte 
Fortsetzer des Werkes von Marx und En¬ 
gels, der größte Theoretiker nach diesen 
beiden war; dass er zu den Klassikern 


des Marxis¬ 
mus zählt. 
Er zitierte 
Stalin, „dass 
Lenin dem 
Marxismus 

keinerlei ,neue Prinzipien 4 ,hinzugefügt 
hat 4 , ebenso wie Lenin kein einziges der 
,alten 4 Prinzipien des Marxismus aufge¬ 
hoben hat 44 Duncker vertrat die Auffas¬ 
sung: „.. .wenn wir von Marxismus-Leni¬ 
nismus sprechen, wir immer ... zum Aus¬ 
druck bringen wollen den Marxismus in 
seiner Entwicklung. „ 

5. Den Sozialismus nur als histori¬ 
sche Übergangsetappe zu bezeichnen, 
halte ich nach dem heutigen Erfah¬ 
rungsstand für nicht ausreichend. Bes¬ 
ser wäre es mit Lenin zu sagen, dass 
der Sozialismus in entfalteter Form der 
Kommunismus ist. Das macht deutlich, 
dass der Sozialismus eine recht stabile 
Gesellschaft ist, dass er nicht nur über¬ 
leitet zum Kommunismus, sondern dass 
dieser das Produkt seiner inneren Ent¬ 
wicklung ist. Walter Ulbricht sprach von 
einer relativ selbstständigen Formation. 

Ich wünsche uns allen eine streitbare 
Debatte des Leitantrages. 

Herbert Münchow, Leipzig 


Russland und Interessen der Mächte 


(A.I., 162-164) Es ist richtig: „Der 
Kampf der Anti-Hitler-Koalition endet 
[...] mit der Stärkung des Sozialismus“. 
Genauso so richtig ist aber auch, dass die 
Sowjetunion geschwächt aus dem Krieg 
hervorgegangen ist. In weiten Gebieten 
war sie zerstört und hatte unglaublich 
viele Menschen verloren. Nicht zu ver¬ 
gessen: Der faschistische Angriff 1941 
war nur zwei Jahrzehnte nach dem Ende 
des Interventions- und Bürgerkriegs er¬ 
folgt. Und sehr schnell nach dem Sieg im 
großen Krieg wurden dem erschöpften 
Land die schweren Belastungen des Kal¬ 
ten Kriegs auferlegt. Wenn man diesen 
Sachverhalt übersieht, wird man die wei¬ 
tere Geschichte der KPdSU, der Sowjet¬ 
union, der sozialistischen Staatenwelt 
und auch das bittere Ende nicht verste¬ 
hen können. 

(A. IV. 492-495, 513-517) Bleiben 
wir bei Russland, nun „ein kapitalisti¬ 
sches Land [...]; aber es wird bedroht 
wegen seiner auf Souveränität und Ver¬ 
teidigung der Charta der Vereinten Nati¬ 
onen ausgerichteten Außenpolitik“. Das 
ist denn doch eine zu ideal-harmlose 
Auffassung von Politik. (Bei der Gele¬ 


genheit ist die Zwischenfrage erlaubt, 
was unter den Bedingungen der impe¬ 
rialistisch dominierten Welt Souverä¬ 
nität 4 bedeuten kann und inwiefern sie 
überhaupt möglich ist.) Wirtschaft und 
Politik der aus der Konterrevolution 
hervorgegangenen Russischen Födera¬ 
tion folgen russischen Interessen. Russ¬ 
land sichert und erweitert seinen Ope¬ 
rationsraum, soweit es zur Verteidigung 
des Reichs erforderlich ist; seine Politik 
bleibt in diesem Rahmen vernünftig ein¬ 
sehbar, ist weder aggressiv noch aben¬ 
teuernd und somit ein stabilisierender 
Faktor der internationalen Politik. Jeder 
Imperialismus hat eine Eigenart, die von 
der Geschichte des betreffenden Haupt¬ 
landes mitgeprägt wird. Lässt der russi¬ 
sche Imperialismus Erbschaften auch 
der sowjetischen Zeit erkennen? 

Russland wird - wie auch China - 
bedroht. Weshalb? Die diversen Sieger¬ 
mächte des Kalten Kriegs, allen voran 
die USA, vertreten jeweils ihre Inter¬ 
essen; im gegenwärtigen Kräftemessen 
der Hauptmächte um Einflusssphären 
wollen sie das unterlegene Land selbst¬ 
verständlich auswaiden und filetieren. 


Schließlich hat man den Sozialismus 
nicht niedergerungen, um es dann mit 
einem kräftigen kapitalistischen Kon¬ 
kurrenten zu tun zu bekommen. Es lo¬ 
cken unermessliche Rohstoffe, günstige 
Möglichkeiten lukrativer Kapitalexpor¬ 
te und ein riesiger Absatzmarkt. Gemäß 
den realen Machtverhältnissen koope¬ 
rieren die imperialistischen Räuber, wo 
sie es für günstig erachten, wollen sich 
gegenseitig aber auch nichts gönnen - 
eine Konstellation, die allen beteiligten 
Kräften ein interessantes, aber nicht un¬ 
gefährliches politisches Operationsfeld 
bietet. Aus geographischen und politi¬ 
schen Gründen hat Deutschland dabei 
gute Karten; nicht zufällig gibt es in der 
deutschen Bourgeoisie eine traditio¬ 
nell „antiwestliche“ und auch prorussi¬ 
sche Strömung. Das sehen manche (v.a. 
transatlantische) Konkurrenten nicht 
so gerne, und sie versuchen, ihren hie¬ 
sigen „Freunden“ gewaltig in die Suppe 
zu spucken. 

Auch bei der Würdigung korres¬ 
pondierender deutscher Politiklinien 
(513-517) ist im Text die Rede nicht 
von Interessen, sondern allgemein von 


„unterschiedlichen Motiven“, die ein 
erfreuliches Verhältnis mit der Russi¬ 
schen Föderation anstreben. Ja, es hat 
nicht nur „in der jüngeren Vergangen¬ 
heit“ zum Glück „Stimmen aus der 
Bourgeoisie“ gegeben, die ohne Angst 
nach Osten blicken und „um den Frie¬ 
den in Europa“ besorgt sind. Auch 
Handel und Wandel können, politisch 
unterfüttert und begünstigt, mit von 
der Partie sein. Es winken tatsächlich 
gute Geschäfte, und die passenden po¬ 
litischen und ideologischen Angebote, 
die diese Aussichten begleiten - gerne 
mit einer kulturpolitischen Aversion 
gegen den „Westen“ -, müssen nicht 
neu erfunden werden. Unter den „un¬ 
terschiedlichen Motiven“ findet sich oft 
versteckt, aber mit einer hohen Durch¬ 
setzungskraft ein Interesse, das sich an¬ 
passungsfähig durch unterschiedliche 
politische Konjunkturen durch hält, ein 
spezifisches Profitinteresse des deut¬ 
schen Imperialismus: Wenn „wir“ uns 
mit den Russen nachbarschaftlich ver¬ 
ständigen, deren vielfältige Ressourcen 
mit „unseren“ technischen und ökono¬ 
mischen Fähigkeiten nutzen, „uns“ beim 
östlichen Partner in mancher Hinsicht 
als überlegen erweisen und mit all dem 
gegenüber den Freunden im „Westen“ 


die Nase vorn haben - werden wir es 
dann nicht in jeder, in wirtschaftlicher 
wie auch in militärischer Hinsicht, mit 
den anderen aufnehmen und zur Welt¬ 
macht werden können? 

Aber ist die Russische Föderation 
überhaupt unser Nachbar? Nicht ganz. 
Zwischen ihr und Deutschland liegt 
zumindest Polen, wo es Ängste gibt, 
bei einem herzlichen Einvernehmen 
seiner Nachbarn zur Rechten und zur 
Linken auf der Strecke zu bleiben, und 
wo daher die NATO als Schutzmacht 
gerne begrüßt wird. Die USA-NATO 
ihrerseits wird sich alle möglichen Ein¬ 
ladungen in den kritischen Zwischen- 
Bereich organisieren, um Deutschland 
und Russland auseinanderzuhalten und 
zugleich Russland zu bedrohen (Zeile 
494); dass sie sich dabei demonstrativ 
auch deutscher Kontingente bedient, 
wird man ihr nachsehen. Auch das un¬ 
sinnige US-basierte Sanktionsregime 
gegen Russland fügt sich in diese Dop¬ 
pelstrategie ein. 

Kurz: Sobald man darauf verzichtet, 
im politischen Feld unbeirrt nach Inter¬ 
essen zu fragen, trübt man sich den Blick 
auf die Lage und deren komplexe Ten¬ 
denzen und Möglichkeiten. 

Wolf-Dieter Gudopp, Frankfurt 


Zur Antimonopolistischen Strategie 


Unter Protest gegen die, die Debatte 
behindernde, Kürzung des Beitrags zei¬ 
gen wir, wie sich die antimonopolistische 
Strategie bei konsequenter Umsetzung 
in der Praxis auswirken würde. Wir skiz¬ 
zieren die Strategie, zeigen an einem Bei¬ 
spiel ihre Untauglichkeit, deuten an, war¬ 
um das so ist und was die Alternative ist. 

Die Strategie im Programm (Kap. 
IV/V): Die Kämpfe der „Kräfte des 
Widerstands und des Fortschritts“ für 
Reformen bündeln, gegen die Mono¬ 
pole ausrichten und die „Allmacht der 
Monopole“ zurückdrängen. „Kräfte des 
Widerstands und des Fortschritts“ seien: 
„Die überwältigende Mehrheit der Ar¬ 
beiter, Angestellten und Beamten, der 
in der Landwirtschaft Beschäftigten, der 
Intelligenz, der Freiberufler und auch 
kleine und mittlere Unternehmer, die 
alle ... der Herrschaft des Monopolka¬ 
pitals unterworfen sind.“ Antimonopo- 
lolistische Übergänge sollen die Macht 
des Monopolkapitals brechen und den 
Weg zum Sozialismus frei machen. 

Unsere Praxis sieht häufig anders 
aus. Das aber ist unzulässig, denn die 


Unterordnung der Taktik unter die 
Strategie unterscheidet die Arbeit der 
Kommunisten von einer der Tagesmo¬ 
de folgenden Handwerkelei. 

Die antimonopolistische Strategie 
halten wir für falsch und befürworten 
eine Strategie, die man antikapitalis¬ 
tisch/sozialistisch nennen könnte. Den 
Unterschied wollen wir am Kampf in 
den Krankenhäusern erläutern: 

Die früher geltende Erstattung der 
Behandlungskosten wurde durch soge¬ 
nannte Fallpauschalen abgelöst. Für die 
durchschnittliche Arbeitszeit bei der 
Therapie eines Krankheitstyps wird 
eine Pauschale gezahlt. Damit nahm 
die Behandlung Warenform an. Durch 
Senkung der Kosten kann ein Extra¬ 
profit erzielt werden. Die Einführung 
des Profitprinzips hat dem Kapital 
eine neue Anlagesphäre geöffnet. Auf 
der Eigentumsseite rollte eine Welle 
von Privatisierung und Konzentration; 
„oben“ entstanden Monopole. Auf der 
Kostenseite wurden Leistungen ver¬ 
schlechtert, Tarifflucht begangen, Ar¬ 
beit intensiviert, Personal entlassen. 


Unnötige, aber profitträchtige Opera¬ 
tionen, schlechte Reinigung und Pflege 
machen Krankenhausaufenthalte zu ei¬ 
nem gesundheitlichen Risiko. Kurz: Die 
Einführung des Profitprinzips führt zu 
den kapitalistischen Gesetzmäßigkei¬ 
ten entsprechenden Folgen. In der Be¬ 
völkerung herrscht Empörung. Die Be¬ 
schäftigten sind kampfbereit und for¬ 
dern „Mehr von uns ist besser für alle“. 

„Gesundheit ist keine Ware; Be¬ 
seitigung des Profitprinzips in Gestalt 
der Fallpauschalen; Überführung der 
Krankenhäuser in öffentliches Eigen¬ 
tum durch entschädigungslose Enteig¬ 
nung“ drängen sich als weiterführende 
kommunistische Forderungen gerade¬ 
zu auf. Das aber sind antikapitalistische 
Losungen, die sich generell gegen das 
Profitprinzip und das Privateigentum 
an den Produktionsmitteln unabhängig 
von seiner Größe richten. 

Wie müsste demgegenüber die vom 
Programm verlangte antimonopolisti¬ 
sche Orientierung im Bündnis mit den 
„kleinen und mittleren Unternehmern“ 
aussehen? Abgesehen davon, dass Mo¬ 


nopole notwendige Folge des Profit¬ 
prinzips und nicht Wurzel der Misere 
sind, hätte man das Problem, dass ein 
höherer Personalschlüssel „kleine und 
mittlere Unternehmer“ sogar härter 
trifft als Monopole mit ihrem Extra¬ 
profit. Man könnte 

- nichtmonopolistische Unternehmen 
von der tariflichen Forderung nach 
mehr Personal ausnehmen. Das wäre 
eine unsinnige „Lösung“; 

- die Forderung mit einer von den Mo¬ 
nopolen zu finanzierenden Umlage für 
„kleine und mittlere Unternehmer 44 
flankieren; 

- eine Überführung nur der Monopo¬ 
le in öffentliches Eigentum verlangen. 

Die Herrschaft des Profitprinzips 
als eigentliches Übel, bliebe in den drei 
Varianten unangetastet. Auch die staat¬ 
lichen Ex-Monopole könnten sich ihm 
wegen der Konkurrenz zu den „klei¬ 
nen und mittleren Unternehmern“ 
nicht entziehen. Eine antimonopolis¬ 
tische Strategie darf das Profitprinzip 
aber nicht antasten, weil es die Lebens¬ 
grundlage der nichtmonopolistischen 
Bourgeoisie ist. 

Die Überlegung zeigt, dass eine an¬ 
timonopolistische Strategie in diesem 


fortschrittlichen Reformkampf wider¬ 
sinnig ist und hinter das zurückfällt, 
was die Betroffenen schon ahnen: Ge¬ 
sundheit darf keine Quelle des Profits 
sein. Das erfordert aber Eingriffe in das 
Privateigentum auch der „kleinen und 
mittleren Unternehmer“, also eine an¬ 
tikapitalistische Orientierung. 

Wir behaupten: Das Ergebnis trifft 
nicht nur auf das Beispiel zu. Der 
Grund kann hier nur angedeutet wer¬ 
den: Monopole sind das letzte Wort 
des Kapitalismus, die höchste Form 
der Vergesellschaftung bei fortbeste¬ 
hender privater Aneignung. Kommu¬ 
nisten wollen die private Aneignung 
beseitigen, die Vergesellschaftung aber 
vorantreiben. Fortschrittliche Reform¬ 
kämpfe müssen deshalb auf mehr Ver¬ 
gesellschaftung orientieren, nicht auf 
weniger, wie es eine antimonopolisti¬ 
sche Strategie zwangsläufig tun muss. 
Sie müssen über das Monopol hinaus 
zum Sozialismus treiben. Lenin in der 
Schrift ,Die drohende Katastrophe... 4 : 
„Der objektive Gang der Entwicklung 
ist derart, dass man von den Monopo¬ 
len aus nicht vorwärtsschreiten kann, 
ohne zum Sozialismus zu schreiten“ 

Inge u. Harald Humburg, Hamburg 
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Anzeigen 


unsere zeit m 


Wenige Wochen vor ihrem 64. Geburtstag 
verstarb unsere Freundin und Genossin 


Heidi Schau-Seiderer 


Viele der Unterzeichner kannten Heidi 
Axel und anderen 1973 von der SPD zur DKP wechselte. 
Auch wenn Heidi aufgrund ihrer Schichtarbeit als Kran¬ 
kenschwester nicht regelmäßig an Gruppen- oder Kreis¬ 
veranstaltungen teilnehmen konnte, so hat sie sich immer 
für den Erfolg der DKP engagiert. So sorgte sie bei vielen 
politischen aber auch geselligen Veranstaltungen für ei¬ 
nen erfolgreichen Verlauf. Der Flohmarkt der Gruppe Nie¬ 
derrad war ohne ihren Einsatz nicht denkbar, genau wie 
die örtlichen aber auch überregionalen Pressefeste und 
Zeltveranstaltungen. Sie war in der Friedensinitiative wie 
auch in der Startbahn-West Initiative in Niederrad aktiv. Sie 
engagierte sich im Krankenhaus, ihrer Gewerkschaft und 
der DKP schon früh gegen die Veränderungen im Gesund¬ 
heitswesen und warnte davor Gesundheit den Profit- und 
militärischen Interessen auszuliefern. Nach 1989 hat sie in 
Frankfurt Verantwortung übernommen und wurde Vorsit¬ 
zende der Gruppe Niederrad, gerade in dieser Zeit wäre 
ohne ihren Einsatz so manche Veranstaltung nicht durch¬ 
geführt worden. Als ein Schlaganfall Heidi in den Rollstuhl 
zwang, mussten Axel und Heidi Frankfurt verlassen, da 
eine behindertengerechte Wohnung in Frankfurt unbezahl¬ 
bar war. So sind beide nach Hanau „ausgewandert". Axel 
hat bis zuletzt Heidi aufopferungsvoll gepflegt. 

Wir Unterzeichner dieser Anzeige sind traurig und betrof¬ 
fen über ihren Tod, aber auch dankbar dafür, dass wir Heidi 
kannten. Wir trauern mit Axel und wünschen ihm für die 
nächste Zeit viel Kraft. 

Michaela von Behm und Wolf-Dieter Gudopp-von 
Behm, Erika und Michael Beltz, Norbert Birkwald und 
Conni Hechler-Birkwald, Manfred Erbacher, Gabi Faul¬ 
haber, Fritz und Bruni Freyeisen, Silvia Gingold, Bär¬ 
bel und Paul Grünewald, Klaus Hartmann und Monika 
Krotter-Hartmann, Rudi Hechler, Rainer Hess, Renate 
und Hermann Heß, Gebhard Hofner, Anne Kahn.Erich 
und Katharina Klosters, Axel Koppey, Sigrid Koppey, 
Rudi und Gudrun Lang, Manfred Laus und Adelheid 
Müller-Laus, Barbara Lautermilch, Erich und Gudrun 
Leinweber, Heinz Leipold, Bettina Mandellaub, Gerd 
Manecke und Angelika Richter-Manecke, Christel und 
Thomas Matthes, Willi van Ooyen, Bernd Raths, Harald 
Reutershahn und Bettina Wöllner-Reutershahn, Marita 
und Harff-Dieter Salm, Detlef Schabicki, Gerd Schul¬ 
meyer, Ingrid und Rudi Schuster, Klaus Seibert, Frie¬ 
dehelm Spatz und Petra wegener, Astrid Suggs, Horst 
Trapp, Kurt Trautmann, WN-BDA Kreisverband Frank¬ 
furt am Main, Herbert Wagner, Otto und Ilse Wagner, 
Peter c. Walter, Ellen Weber, Arthur und Maria weger. 

Die Trauerfeier findet statt am Dienstag, dem 26.09.2017 
um 11:00 Uhr auf dem Hanauer Hauptfriedhof, Birkenhai- 
ner Str. 5,63450 Hanau (unweit Hauptbahnhof) 


Cuba braucht Hilfe 


Nach "Irma" beginnt der Wiederaufbau! 

Dieser Wiederaufbau wird viele Millionen kosten. Die Freundschafts¬ 
gesellschaft BRD-Kuba konnte 10.000 Euro als Soforthilfe bereitstellen. 
Und wir werben für die Unterstützung des sozialistischen Cubas: 
Spendet auch Ihr, jeder Euro zählt! 

Spenden erbitten wir unter Angabe des Stichwortes "Hurrikanhilfe": 
IBAN: DE96 3702 0500 0001 2369 00, BIC: BFSWDE33XXX 
Abzugsfähige Spendenquittungen sind über unsere Geschäftsstelle 
erhältlich: Maybachstr. 159, 50670 Köln, Tel. 0221-2405120 

^_ Freundschaftsgesellschaft BRD-KUBAe.V/ 




JUMP UP Update September 2017: 
Various: Woody Guthrie: The Tribute Concerts 

3 CDs + Hochwertiger Schuber mit 2 wunderschön illustrierten Büchern mit histo¬ 
rischen Linernotes und einer Guthrie-Biografie, original Konzert¬ 
besprechungen und Fotos, Interviews mit Besuchern, 

Künstlerbiografien und Erinnerungsstücken von den Konzerten - 
EUR 89,90 

Nach Woody Guthries Tod am 3. Oktober 1967 wurden zwei Tribute To Woody 
Guthrie-Konzerte in den USA geplant, eins am 20. Januar 1968 in der New Yorker 
Carnegie Hall und ein zweites am 12. September 1970 in der Hollywood Bowl in Los 
Angeles. Im Rahmen des Januar-Konzerts traten Judy Collins, Bob Dylan mit Mitglie¬ 
dern von The Band, Jack Elliott, Arlo Guthrie, Richie Hävens, Odetta, Tom Paxton und Pete Seeger auf. In Los 
Angeles kamen Joan Baez, Jack Elliott, Arlo Guthrie, Odetta, Country Joe McDonald, Richie Hävens, Earl Robin¬ 
son und Pete Seeger auf die Bühne. 

# öeLuxe-Verpackung, zwei gebundene Bücher (240 Seiten insgesamt), Format 270 * 270 * 20 und 270 * 270 *14 mm, in 
hochwertigem Schuber 

# Gesamtspieldauer: 218:22 Minuten 

# Insgesamt 1 00(7) Einzeltitel 

# 20 nie zuvor veröffentlichte Aufnahmen von dem Konzert in der Hollywood Bowll 

# Eine Reproduktion des original TRO Concert Book von 1972 mit historischen Fotos und Bildern aus den Konzerten sowie 
Notensätzen und Songtexten. 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schallplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47, 28207 Bremen 
Tel/Fax: 0421/4988535 (Aß) 




Unternehm 


www.stb-mannherz.de 


a FACHBERATER 

für Untttnehmensnachfolge 
(DStV e.V.) 


rfnioreich steuern 


Die Essener Genossinnen und Genossen trauern um 

Manfred Sokolof, 

ein Urgestein der kommunistischen Bewegung in Essen 
Manfred verstarb nach langer Krankheit im Alter von 90 
Jahren. 

Aus einer Arbeiterfamilie in Kray stammend, kannte Man¬ 
fred schon früh das schwere Leben im Ruhrgebiet. 

Als Kind und später als Heranwachsender überlebte er die 
Verbrechen des Faschismus und des Weltkrieges. 

Sofort nach der Befreiung wurde Manfred politisch aktiv 
in der KPD und der FDJ, er war begabt und schrieb viele 
Artikel für die Neue Volkszeitung der KPD. 

Später ging auch er auf den Pütt. Von seinen Kumpeln 
wurde er viele Jahre in den Betriebsrat gewählt und war 
ständiger Delegierter zu den Kongressen der IG Bergbau. 
Dort meldete er sich immer zu Wort. 

!968 wurde er Mitglied der DKP, wurde in den Bezirks¬ 
vorstand Ruhr-Westfalen und viele Jahre als stellvertre¬ 
tender Kreisvorsitzender in Essen gewählt. Bis ins hohe 
Alter war er Kandidat zur Kommunalwahl, warb bei seinen 
Kumpeln und bei Nachbarn um die Stimmen für seine Par¬ 
tei. .Manfred blieb seinen kommunistischen Idealen und 
seiner DKP treu. 

Dafür danken wir ihm. 

Seinen Kindern Doris und Georg und allen Angehörigen 
sprechen wir unser aufrichtiges Beileid aus. 

Nun verabschieden wir uns mit dem Bergarbeitergruß 

„Glück Auf zu Deiner letzten Fahrt" 

Bezirksvorstand der DKP Ruhr-Westfalen 
DKP Kreis Essen 

DKP Grundorganisation Steele-Kray 

Trauerfeier und Beisetzung: Freitag, 15. September 2017 
um 12.00 Uhr auf dem Ostfriedhof, Saarbrücker Str.; 
Haltestelle Wörthstr. Linie 103 und 109; ca. 7 Minuten 
Fußweg. 


Wir trauern um unseren Genossen 

Ulrich Stroheker 

Uli wurde am 10.Mai 1928 in Ulm geboren. Als 
Sechzehnjähriger wurde er noch in das letzte Aufgebot 
der Nazi-Wehrmacht gepreßt. Seine Erfahrungen damit 
motivierten ihn, sich in der Friedensbewegung zu 
engagieren. 

Uli wurde Mitglied und Funktionär in der FDJ. Nach dem 
Verbot der FDJ in den Westzonen wurde Uli von der 
Adenauerjustiz ohne Urteil 21 Monate in Untersuchungshaft 
eingesperrt. Nach seiner Freilassung ließ er sich mit seiner 
Frau Gisela in Mannheim nieder. 

ln den 60er Jahren war er maßgeblich beim Aufbau der 
Ostermarschbewegung dabei. 

Nach Neukonstituierung der DKP übernahm Uli 
verantwortliche Funktionen in der Partei. Von 1978 bis 
1981 war er Kreisvorsitzender der DKP Mannheim und bis 
1988 Mitglied im Bezirkssekretariat Baden-Württemberg. 
Solange es seine Gesundheit zuließ, war er in der Partei 
und in der Mannheimer Friedensbewegung aktiv. 

Nach dem Umzug 2016 nach Nürnberg nahm er auch dort 
am Parteileben teil. 

Unsere Anteilnahme gilt seiner Frau, unserer Genossin 
Gisela und seinen Söhnen mit Familien. 

Die Trauerfeier findet am Dienstag, dem 19.September 
2017 um 14.15 Uhr auf dem Westfriedhof Nürnberg, 
Schnieglinger Straße 71 statt. 

DKP Kreis Mannheim 
DKP Gruppe Nürnberg 
DKP-Bezirksvorstand Baden-Württemberg 


Am 17. September feiert unser Autor und Genosse 

Manfred Dietenberger 

seinen 70. Geburtstag. 

Lieber Manne, 

wir gratulieren dir herzlich zu diesem Ehrentag und bedan¬ 
ken uns für deine zuverlässige und kompetente Unterstüt¬ 
zung für unsere Zeitung. Du hast in wirklich harten Zeiten 
der Redaktion unermütlich geholfen, unseren Lesern 
qualifizierte Beiträge über Auseinandersetzungen aus dem 
Bereich Betrieb und Gewerkschaft zu bieten. Und auch 
heute freuen wir uns über deine Artikel. 

Ganz herzlichen Dank und die besten Wünsche für die 
Zukunft! 

Unsere zeit - Zeitung der DKP 
Redaktion und Verlag 



www.fg-vietnam.de 

fg-vietnam@t-online.de 

Kontakt; 0641 82149 


Bildungsreise Vietnam / Laos 
Reisen - Studieren - Helfen 
Freundschaftsgesellschaft Vietnam 

26.12.17 - 13.01.18 (2 Wochen / Vietnam) 
26.12.17 - 19.01.18 (3 Wochen / VN+Laos) 

Sie erleben traumhaft schöne Landschaften und 
besuchen Hilfsprojekte. Außerdem treffen Sie 
Partner aus Politik, Wirtschaft, Universitäten 
und Kultur - darunter auch einen berühmten 
vietnamesischen Schriftsteller. 
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Strategiekonferenz 
des Parteivorstands der DKP 

Leitantrag zum 22. Parteitag der DKP 

Eingeladen sind DKP-Mitglieder 
und interessierte Kolleg(inn)en 

Einleitende Beiträge: 

Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP: 

Der Leitantrag und die aktuelle Imperialismus-Analyse 
der DKP 

Dr. Hans-Peter Brenner, Stellv. Vors, der DKP: 

Der Leitantrag und die Grundlagen der anti¬ 
monopolistischen Strategie der DKP 
Olaf Harms, Mitglied des Sekretariats des Partei-vorstands: 
Der Leitantrag und die konkreten Handlungsorientierun¬ 
gen der DKP 

Anschließende Debatte in Arbeitsgruppen. 

Es wird ein Kostenbeitrag für Verpflegung und Raummiete in 
Höhe von 10,00 Euro / ermäßigt 5,00 Euro erhoben. 

Samstag, 30. 9. 2017,10.00 -17.00 Uhr 

Hannover, Stadtteilzentrum Krokus, Thie 6, 
Haltestelle Kronsberg 

Um Anmeldung wird gebeten: 

E-Mail: pv@dkp.de / Tel.: (02 01) 17 78 89-0 Fax: -29 


Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 



Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




REUTERS/SUSANA VERA 


Mittwoch, 20 . 9 ., am Kiosk: 8 Seiten extra j w Spezial 


Gewerkschaften 


Ausgabe inkl. Spezial für 1,60 € am Kiosk erhältlich 


Das Kapital - 

Nicht nur für Einsteiger 

Mit Beiträgen von Georg Fülberth • Eike Kopf • Thomas Kuczynski • Karl Reitter (Österreich) • 
Alexander B. Voegele • Holger Wendt 

Weitere Themen u.a.: Trump, Deutschland und die EU; Diesel-Fahrverbot; KP-Unterstützung 
für Corbyn; Kommunistischer Parteitag in Südafrika; Frankreich nach der Wahl; 

Dignausierung im Gesundheitswesen; Clara Zetkin - Kommunistin und Frauen¬ 
rechtlerin; Geschichtspolitik der Partei DIE LINKE; Albano Nunes (Portugal), 

Demokratie und Sozialismus; Oktoberrevolution in der Diskussion 

Neue Impulse Verlag • Hoffnungstr. 18 • 45127 Essen • Tel. 0201 1236757 
info@neue-impulse-verlag.de • www.neue-impulse-verlag.de 




ermäßigtes Abo 32,00 € 


Toskana, nah am Meer 

www.t»sl*-i»-b»tfofjd« |i &P3V. 

Ökohof im Olivenhain r 
weiter BFcIc, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

oder Häubchen; J| 
Kinderparadies, 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommertracht, 
500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. 

Imkerei Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra(a)web.de 


Ruhe, Erholung, Sport 
und jede Menge Natur 
das ganze Jahr über 

2 FcWo im Südschwarzwald 
ca. 60 oder 75m 1 
2 oder 3 Zi KDB. Terrasse 
großzügig ausgestattet 

& 


Weitere Infos und Buchung: 
www.todtmoos.lommes.eu 
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Leserbriefe / Termine 


Freitag, 15. September 2017 


Zitat Deppe 

„Die Gesellschaft verändern - aber 
wie und wohin?“, UZ v. 11.8., S.13 

Im Beitrag von P. Köbele ist mir aufgefal¬ 
len, wie der Parteivorsitzende mit uns so¬ 
lidarisch verbundenen Zeitgenossen wie 
Frank Deppe, Ingar Solty und Klaus Dör¬ 
re umgeht. Er wirft ihnen im Unterschied 
zum PV-Leitantrag vor, es gebe bei ih¬ 
ren Denkanstößen „keine erkennbare 
Perspektive, die über den Kapitalismus 
hinausweist und den Weg dazu verdeut¬ 
licht In einem Brief (an Georg Poli- 
keit am 28.6.2016 zu den Parteiausein¬ 
andersetzungen) schrieb Deppe: „Es ist 
Aufgabe der Kommunisten, in den Be¬ 
wegungen der Gegenwart die Perspek¬ 
tive eines Lebens ohne Ausbeutung, Un¬ 
terdrückung, Naturzerstörung zu vertre¬ 
ten. ... Die Attraktivität der DKP nach 
ihrer Neugründung ... beruhte wesent¬ 
lich darauf, dass ihre Spitzenrepräsen¬ 
tanten (z.B. Kurt Bachmann oder Jupp 
Schleifstein) den Verfolgungen durch 
den Faschismus, aber auch die Folgen des 
KPD-Verbots widerstanden haben und 
dass in ihren Reihen zahlreiche erfah¬ 
rene Betriebsräte, Vertrauensleute, eh¬ 
renamtliche Gewerkschaftsfunktionäre 
vertreten waren, die als Kommunisten 
anerkannt waren. Wenn die Genossin¬ 
nen und Genossen, die heute noch diese 
Traditionen repräsentieren, an den Rand 
oder gar aus der Partei gedrängt werden 
sollen, dann sollten die Jüngeren wissen, 
dass sie damit einen ,Schatz‘ aufs Spiel 
setzen, der dieser Partei ein besonderes 
Proül verliehen hat“. 

Thea Rann , per E-Mail 


Der Geduldsfaden 

„Verantwortung wahrgenommen“, UZ 
vom 18.8., S. 12 

Ein Faden reißt, wenn er über einen 
längeren Zeitraum immer stärker be¬ 
lastet wird. Der Geduldsfaden, der am 
19. Parteitag mit den „Thesen“ ange¬ 
spannt, aber immer wieder entspannt 
wurde, wird mit dem Beschluss des Par¬ 
teivorstandes bei seiner 9.Tagung 2017 
seine Höchstspannung erreichen. 

Am 22. Parteitag 2018 stellt sich die 
Frage aber endgültig. Die Anspannung 
des Geduldfadens, für den das „Kom¬ 
munistische Netzwerk in der DKP“ ver¬ 
antwortlich zeichnet, muss reißen. 

Dem Parteivorstand und der UZ 
bin ich dankbar, dass die Hintergründe 
der Parteiauseinadersetzung ausführ¬ 
lich dargelegt und veröffentlicht wur¬ 
den. (...) 

Was ich während meiner Mitglied¬ 
schaft in der Partei verstanden und ge¬ 
lernt habe, ist, dass der wissenschaft¬ 
liche Sozialismus und die Einheit der 
Partei das Wesentlichste ist, um sie zu 
bewahren und sie zu stärken. Das Stu¬ 
dium des Leitantrags zum 22. Partei¬ 
tag, seine Diskussion darüber und die 
Verabschiedung, wird der DKP eine 
einheitliche, solidarische und in die 
Zukunft weisende Perspektive sichern. 

Ulrich Huber ; Heidenheim 

Kleine Hilfestellung 

„Was ist Politische Ökonomie?“, 

UZ v. 8.9., S.12/13 

Danke für diese freundlichen und ver¬ 
ständlichen Erklärungen. Nach dem 


Lesen drängt sich die Frage auf, was 
kann ich denn jetzt damit tun? Da hät¬ 
te eine kleine Hilfestellung noch Platz 
gehabt. Zum einen am Beginn der ers¬ 
te Satz des Manifests: „Die Geschich¬ 
te aller bisherigen Gesellschaft ist die 
Geschichte von Klassenkämpfen.“ 
Zum anderen das Verständnis von 
Marx über die Grundlage der Bewe¬ 
gungen der menschlichen Gesellschaft 
als Gesetzen folgend. Diese Gesetze 
setzen sich hinter dem Rücken der 
Akteure durch. Deshalb stellen die 
Kenntnis und die Anwendung dieser 
Gesetze Instrumente im Kampf der 
Arbeiterklasse gegen die Herrschaft 
des Kapitals dar. So bekommen dann 
die erklärten Begriffe ihren wissen¬ 
schaftlichen und aktionsbezogenen 
Zusammenhang. 

Helmut Woda, Karlsruhe 

Was soll der Scheiß? 

„Marktwirtschaftsimitat", 

UZ 8.9., S. 10 

Die Inhaltsangabe eines Buches ist 
noch keine Rezension, aber eine kri¬ 
tische hätte ich mir in der UZ ge¬ 
wünscht. Franz Josef Degenhardt hätte 
zu den pseudolinken Thesen des Au¬ 
tors Tschinkel wohl gesagt: „Also, was 
soll der Scheiß?“ Unbeschadet des Ge¬ 
schwafels, das ich einfach nicht kapie¬ 
re, bleibt die DDR für mich die größte 
Errungenschaft der deutschen Arbei¬ 
terbewegung. 

Harald Bauer; per E-Mail 


Unsere UZ 

Neue Redakteure und neue Aufgaben 


Die 10. Parteivorstands-Tagung der 
DKP hat den UZ-Redakteur Lars Mör- 
king zum stellvertretenden Chefredak¬ 
teur der UZ ernannt und beschlossen, 
dass Mehna Deymann als neue Volon¬ 
tärin ab Dezember dieses Jahres die Re¬ 
daktion verstärken wird. 

Lars Mörking ist seit drei Jahren 
als Redakteur für die UZ tätig. Er ist 
Gruppenvorsitzender der DKP Osna¬ 
brück und hatte bis Mitte 2016 die Ver¬ 
antwortung für das Ressort Wirtschaft 
und Soziales. Derzeit betreut er die In¬ 
ternationale Politik. 

Seit Juli bereichert zudem Christoph 
Hentschel als zuständiger Volontär für 
den Online- und Social-Media-Auf- 
tritt der UZ die Redaktion. Christoph 
kommt aus München und war bis zu sei¬ 
nem Umzug nach Essen in der Grup¬ 
penleitung des Betriebsaktivs München. 
Er wurde als neuer Pressesprecher der 
DKP auf der PV-Tagung bestätigt. Er 
betreut u.a. news.dkp.de und den neuen, 
offiziellen Facebook-Auftritt der DKP 
(facebook.com/dkppv). 

Für Christophs Aufgabe, Aktivitäten 
der Partei medienwirksam u.a. bei Face- 
book abzubilden und zu verbreiten, gibt 



Lars Mörking 

Stellvertretender Chefredakteur 


es erste Beispiele aus dem Bundestags¬ 
wahlkampf. Mit Ortsangabe werden hier 
Fotos vom Aufhängen der DKP-Wahl- 
plakate veröffentlicht. Dabei wird die 
Aktivität der Partei an vielen Orten in 
der Bundesrepublik dokumentiert, sei es 



Christoph Hentschel 

Volontär für den Online-Auftritt der UZ 


nun vor einem Marinemuseum, vor ei¬ 
nem Krankenhaus oder vor einem Fuß¬ 
ballstadion. 

Eine Vorstellung der Genossin Me¬ 
hna Deymann folgt in einer der kom¬ 
menden Ausgaben. 


Termine 


FR ★ 15. SEPT 


Chemnitz: „WAS ES IST ZU SEIN BE¬ 
RÜHMT“ Ein literarischer Streifzug mit 
Musik durch das Leben des Schriftstellers 
Stefan Heym. Mit Sabine Kühnrich, Klaus 
Schleift und Ludwig Streng. Das Programm 
spannt einen großen biografischen Bogen. 
Die Akteure greifen mit vollen Händen in 
die Vielfalt seines Schaffens. Auch einige 
seiner frühen und heute unbekannten Ge¬ 
dichte gehen, vertont von Ludwig Streng, 
als Lieder in das Programm ein. Saal der 
Städtischen Musikschule Chemnitz, Ge¬ 
richtsstraße 1, Veranstalter: Internationale 
Stefan-Heym-Gesellschaft e.V., 19.00 Uhr 


SA ★ 16. SEPT 


Kiel: „Krise, Krieg und die Medien“ mit 
Arnold Schölzel, Chefredaktion der Tages¬ 
zeitung „junge Welt“. Korea, Venezuela, 
Syrien, Mittlerer Osten, Afghanistan , der 
Imperialismus spielt mit dem Weltkrieg. Die 
Bundeswehr ist überall dabei und ist inzwi¬ 
schen in Mali zur Flüchtlingsabwehr stati¬ 
oniert. In den Mainstreammedien kommen 
diese Kriege kaum vor, im Wahlkampf auch 
nicht. Von der nicht beendeten Krise des 
Wirtschaftssystems wird abgelenkt. Nach 
dem 24. September werden die Kriegs¬ 
parteien im Bundestag wieder eine satte 
Mehrheit haben. PUMPE Kiel, Hassstraße 
22,24103 Kiel, Veranstalter: junge weit und 
DKP Kiel,17.30 Uhr 


SA ★ 16. SEPT 


Berlin: “Gemeinsam kämpfen — gemein¬ 
sam“ feiern.Wahlkampfabschlusskundge- 
bung der DKP mit guten Freunden, Kandi¬ 
datengespräch und Kulturprogramm. Ein 
kämpferischer Wahlkampf braucht einen 
würdigen Abschluss! Die DKP ruft daher 
eine Woche vor der Wahl am Samstag, dem 
16. September, zur Abschlusskundgebung 
am Thälmann-Denkmal in Prenzlauer Berg 
auf (Greifswalder Straße, Nähe S-Bahnhof). 
Ein Kulturprogramm und die Stände be¬ 
freundeter Organisationen begleiten die 
Reden und Fragerunden mit den Berliner 


Kandidatinnen und Kandidaten der DKP. 
Kommen Sie dazu und lernen Sie die DKP 
persönlich kennen! Beginn 15.00 Uhr 


Dl ★ 19.SEPT 


Kassel: „Wen schützt der Verfas¬ 
sungsschutz? Wer schützt uns vor dem 
Verfassungsschutz?“Eine Begleitveranstal¬ 
tung zum Prozess von Silvia Gingold ge¬ 
gen das Land Hessen ob der anhaltenden 
Bespitzelung durch den hessischen VS. 
Es referieren Rolf Gössner und Uli Sander. 
Kunsthochschule Kassel, MenzelstraOe 
13.-15, Nordbau, Eingang A, 11.00 Uhr 


SO ★ 8. OKT 


Stuttgart: „Matinee im Waldheim: Gisela 
Elsner Die Unberührbare. Gisela Elsner zum 
80. Geburtstag. Sie galt in den 1960er Jah¬ 
ren als Star der bundesdeutschen Literatur¬ 
szene, und ihr Erstling „Die Riesenzwerge“ 
erfuhr internationale Anerkennung. In ihren 
grotesksatirischen Romanen und Erzählun¬ 
gen thematisierte die Autorin ökonomische, 
familiäre und gesellschaftliche Machtver¬ 
hältnisse. Doch ihre herausfordernde, pro¬ 
vozierende Sprache, ihre strikte Ablehnung 
des Etiketts „Frauenliteratur“ und ihre Mit¬ 
gliedschaft in der Kommunistischen Partei 
führten dazu, dass sie vom deutschen Lite¬ 
raturbetrieb bald fallen gelassen wurde. Die 
letzten, bitterbösen Werke der Schriftstelle¬ 
rin, die sich selbst als „schmutzige Satiri¬ 
kerin“ bezeichnete, von der Kritik nur noch 
mit Häme aufgenommen. Ihr Blick auf die 
bundesrepublikanische Gesellschaft war 
zu genau, um gelobt zu werden. Waldheim 
Gaisburg, Obere Neue Halde 1,11.00 Uhr 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe 
des Themas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoff¬ 
nungstraße 18,45127 Essen. 



Video: Die kleinen Parteien ( 2 } 

iäJOUT \ M;15 Min. ] Uf rfitgtor bn 11,09. JDIB 
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Einen Besuch bei den „Sonstigen“ nennt die ARD ihren Beitrag, in dem auch 
unsere Genosse Olaf Harms zum Gespräch gebeten wird, auf dem Boot und 
bei Sekt. 

Abrufbar unter daserste.de Rubrik„Reportage und Dokumentationen“.Titel: 
„Die kleinen Parteien (2)“. 
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Infokrieg im Netz 

Die Reportage versucht sich an den 
Phänomen, das Trolle, Hacker und 
Fake News - Produzenten in Wahl¬ 
kämpfen viele Anstrengungen unter¬ 
nehmen, um Einfluss zu nehmen. Der 
Wahlkampf im digitalen Zeitalter hat 
sich verändert; er scheint anfällig für 
gezielte Manipulation über das Netz. 
Er wird mitbestimmt durch das ge¬ 
zielte Einsetzen von Information - 
oder auch Desinformation. Nicht nur 
in den USA und Frankreich, sondern 
auch bei uns? 

Fr., 15.9., 20.15 Uhr, 3sat 

Kleinkunstfestival 2017 

Live aus dem Berliner Kabarett-The¬ 
ater „Die Wühlmäuse“ wird zum mitt¬ 
lerweile 17. Mal die Show übertragen. 
Prominenz aus Kabarett, Comedy 
und Variete treffen auf fünf Künst¬ 
ler, die sich dem Wettbewerb um die 
begehrten Mäuse-Trophäen stellen. 
Nicht jeder erträgt dabei die Mode¬ 
ration von Dieter Nuhr, aber im Wett¬ 
bewerb konkurrieren in diesem Jahr 
Maxi Schafroth, Benni Stark, Con¬ 
stanze Lindner, Frank Fischer und 
Tino Bomelino, denen man gebühren¬ 
de Aufmerksamkeit schenken sollte. 
Sa., 16.9., 20.15 Uhr, rbb 

Die Oktoberfestshow 2017 

Wer sich fragt, ob die öffentlich-recht¬ 
lichen Medienanstalten ihrem Bil¬ 
dungsauftrag nachkommen, sei hier 
belehrt: Das größte Volksfest der Welt 
ist das Münchner Oktoberfest und das 
wird in voller Breite übertragen. Aus 
dem Androhungstext: „Jedes Jahr sin¬ 
gen über fünf Millionen Besucher aus 


aller Welt in den Festzelten nationale 
und internationale Schlager von „Hey 
Baby“ bis „Tausendmal belogen“, von 
„Country Roads“ bis „Griechischer 
Wein“,,. Florian Silbereisen als Mo¬ 
derator - es stimmt also einfach al¬ 
les. „Dirndl! Fertig! Los!“ - Live aus 
München. 

Sa.,16.9., 20:15 Uhr, ARD 

Apocalypse Now Redux 

Wer diesen Film noch nie gesehen hat, 
schließlich gibt es jüngere Menschen, 
sollte die Gelegenheit nutzen. In¬ 
spiriert von Joseph Conrads großem 
Text „Herz der Finsternis“ hat Fran¬ 
cis Ford Coppola einen Film gedreht, 
der in die Kinogeschichte eingegan¬ 
gen ist. Die Langfassung erfordert ei¬ 
niges an Kondition, denn sie dauert 
über 3 Stunden. Was hier über den 
Vietnamkrieg der USA erzählt wird, 
ist nicht singulär, aber als Menetekel 
für die Verheerungen, die der Impe¬ 
rialismus anrichtet, weiterhin gültig. 
So., 17.9., 21.00 Uhr, arte 

Wahlarena - mit Martin Schulz 

Die Abschiedsvorstellung von Mar¬ 
tin Schulz, zwar darf er noch mal am 
Wahlabend dabei sein, aber danach ist 
sicherlich Schluß. Kurz vor der Bun¬ 
destagswahl haben rund 150 Wahlbe¬ 
rechtigte, die einem Querschnitt der 
Bevölkerung entsprechen sollen, die 
Chance, den Spitzenkandidaten der 
SPD direkt mit den Themen zu kon¬ 
frontieren, die die Wähler in ihrem All¬ 
tag betreffen und auf die sie Antwor¬ 
ten fordern. Ob sie die bekommen? 
Mo., 18.9., 20.15 Uhr, ARD 


SDAJ will Weg des 
Widerstands wählen 



i 2 * Ich wähle den 
Weg des Widerstands, 


...weil sich die DKP 
konsequent gegen 
imperialistische O 
Kriege ein setzt. ■ 


Daniel {23h Mai™ 


Die Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend (SDAJ) greift aktiv in den Bundestags¬ 
wahlkampf ein. Unter dem Motto „Wir wählen den Weg des Widerstands“ orien¬ 
tiert der Jugendverband darauf, „egal welche Parteien in den letzten Jahren die 
Mehrheit hatten, wir haben von ihrer Politik nicht profitiert. Profitiert haben nur 
die Reichen, die Besitzer und Chefs von Banken und Konzernen. Erst wenn wir es 
schaffen,gemeinsam in Schülerinnenvertretungenjugend- und Auszubildenden- 
Vertretungen und Gewerkschaften gegen die tägliche Ungerechtigkeit in Schule 
und Betrieb zu kämpfen, können wir Forderungen in unserem Interesse umsetzen. 
Diesen Kämpfen will die Deutsche Kommunistische Partei (DKP) mit ihrem Wahl¬ 
antritt eine Stimme geben. Jede Stimme für die DKP holt diejenigen aus dem ge¬ 
sellschaftlichen Abseits, die gegen die immer stärker wachsende, soziale Ungleich¬ 
heit, gegen Unsicherheit, Perspektivlosigkeit und Ausbeutung kämpfen wollen.“ 


Lang, schnell und 
treffsicher von außen 

Basketball-EM in Finnland, Israel, Rumänien und Türkei endet an 
diesem Wochenende 



Center Daniel Theis (Bild) ist im deutschen Team die wichtigste Anspielstation für Spielmacher Dennis Schröder. 


R ichtige Vorfreude auf ein Spiel, 
auf ein sportliches Ereignis, auch 
noch ein Länderspiel unter Betei¬ 
ligung einer deutschen „Nationalmann¬ 
schaft“ habe ich schon lange nicht mehr 
empfunden. Obwohl es sich hier nicht 
um Fußball, sondern um gepflegten 
Ballsport handelt - Basketball eben. 

Aber die Europameisterschaft hat 
sich als spannend erwiesen und deshalb 
sind die noch ausstehenden Finalspiele 
fest in meinem Terminkalender einge¬ 
tragen. 

Das Schöne an der EM ist, dass 
Basketball in Europa als Teamsport 
gespielt wird, anders als in der US-Li- 
ga NBA, wo die Spielzüge meist auf 
wenige Stars zugeschnitten sind. Ver¬ 
schiedene europäische Teams haben 
es in kürzester Zeit und pünktlich zum 
Turnierstart geschafft, ein attraktives 
Teamplay zu entwickeln. Obwohl ge¬ 
rade die besten Spieler - die oftmals 
bei der NBA unter Vertrag sind - erst 
wenige Tage vor der EM von ihren Ver¬ 
einen „freigegeben“ wurden und des¬ 
halb kaum mit ihren Kollegen trainie¬ 
ren konnten. 

Dies trifft auf Daniel Theis zu, ers¬ 
ter Center bei den Deutschen und in 


der nächsten Saison bei den Boston 
Celtics unter Vertrag. Auch Aufbau¬ 
spieler Dennis Schröder, der einzige 
Star des deutschen Teams, musste in 
der Vorbereitungsphase noch das ein 
oder andere NBA-Promo-Event für 
seinen Arbeitgeber absolvieren. 

Schröder und Theis aber sind - wi¬ 
der allen Erwartungen besonders was 
Schröder betrifft - auch in der Natio¬ 
nalmannschaft zu Teamplayern heran¬ 
gewachsen. Coach Chris Fleming hat 
zwar schon andere Wunder verbracht, 
z.B. in seinen sechs Jahren, die er im 
niedersächsischen Kaff Quakenbrück 
als Spieler verbrachte, an die er dann 
noch einmal acht als Trainer dran häng- 
te - in dieser Zeit holten die „Artland 
Dragons“ einen Vizemeister-Titel und 
einen Titel als Pokalsieger. Aber das 
Zusammenspiel der individuellen Spie¬ 
ler-Fähigkeiten im Achtelfinale gegen 
das favorisierte Team aus Frankreich 
war dann schon erstaunlich. So ist Den¬ 
nis Schröder zwar der wichtigste Spieler 
im deutschen Team, Fleming gönnt ihm 
aber relativ lange Pausen auf der Bank, 
um die Intensität seines Spiels hoch zu 
halten. Denn Schröders Spiel lebt da¬ 
von, dass er das Spiel schnell macht, 


richtig schnell. Dieses Tempo müssen 
letztendlich alle mitlaufen, um der Ver¬ 
teidigung nicht zu erlauben, sich auf 
Schröder zu konzentrieren. Schröder 
wiederum hat gelernt, die Mitspieler 
mit ordentlichen Pässen zu versorgen, 
und somit die Freiräume auszunutzen, 
die sein Antritt den anderen verschafft. 

Anders bei der EM 2015, wo Schrö¬ 
der mit Dirk Nowitzki als Passempfän¬ 
ger so gar nichts anfangen konnte, und 
Spielübersicht (Nowitzki) auf Schnel¬ 
ligkeit (Schröder) traf und zu Chaos 
führte, passt derzeit scheinbar alles zu¬ 
sammen. Das liegt u.a. daran, dass die 
jungen Langen immer wendiger wer¬ 
den und zudem außerhalb der 3-Punk- 
te-Linie erfolgreich Würfe absetzen. 
Ob ein Center-Typ wie Theis im Vier¬ 
telfinale allerdings gegen die Gasol- 
Brüder Pau und Marc auch unter dem 
Korb bestehen kann (das Viertelfinal- 
Spiel gegen Spanien hat am Dienstag¬ 
abend nach Redaktionsschluss statt¬ 
gefunden) darf bezweifelt werden. Es 
wird aber wohl das letzte große Turnier 
der Spanier sein, die gefühlt seit Jahr¬ 
zehnten in immer gleicher Aufstellung 
bei internationalen Wettbewerben auf- 
treten. Friedhelm Vermeulen 


Angst vor Alternative? 

Regierung will Luxemburger Genossen im Wahlkampf einen Maulkorb verpassen 



Letzte Woche teilte ein Vertreter des 
Presse- und Informationsdienstes der 
Luxemburger Regierung dem Vorsit¬ 
zenden der Kommunistischen Partei 
Luxemburgs (KPL) telefonisch mit, 
dass seine Partei von allen offiziellen 
Rundtischgesprächen, die Radio 100,7, 
RTL-Radio und RTL-Tele im Rahmen 
der Kommunalwahlen überträgt, aus¬ 
geschlossen bleibt. Die KPL erfülle 
die Bedingungen nicht und habe kei¬ 
ne vollständigen Listen in Gemeinden 
mit mehr als 145 000 Einwohnern prä¬ 
sentiert. 

Die KPL hatte zu keinem Zeitpunkt 
ihre Zustimmung zu irgendwelchen Be¬ 
dingungen gegeben oder irgendwelche 
Übereinkünfte unterzeichnet. Tatsäch¬ 
lich tritt die KPL, die drei Gemeinderä¬ 
te in den zwei größten Südgemeinden 
Esch/Alzette und Differdingen und in 
der Stadt Rümelingen hat, in vier Süd¬ 
gemeinden an, sowie in der Hauptstadt, 
wo sie, wie 2011, nur eine unvollständi¬ 
ge Kandidatenliste hat mit immerhin 19 
von 27 möglichen Kandidaten. Obwohl 
die 19 Kandidaten für mehr als 80 000 


der 114 000 Einwohner der Hauptstadt 
stehen, werden sie ignoriert. 

Ist die Angst der „staatstragenden“ 
Parteien vor den Kommunisten und de¬ 
ren Alternativen so groß, dass sie glau¬ 
ben, die KPL im Wahlkampf benach¬ 
teiligen und politisch mundtot machen 
zu müssen? 


Die KPL forderte die Regierung 
und Premierminister Xavier Bettel in¬ 
zwischen auf, diese Diskriminierung 
rückgängig zu machen und die KPL 
gleichberechtigt zu den offiziellen Ra¬ 
dio- undTV-Rundtischgesprächen ein¬ 
zuladen. 

ZLV/UZ 



























